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Einleitung. 



§ I. Durch den Pariser Vertrag vom Jahre 1856 
wurde die Türkei als jüngstes Glied in die europäische 
Staatenfamilie aufgenommen und an die Normen des euro- 
päischen Völkerrechtes gebunden. Dieses war eine 
Massregel der Klugheit, welche seitens der christlichen 
Mächte Europas nicht länger hinausgeschoben werden 
durfte, wenn sie bei dem überaus regen, sich stetig 
steigernden Verkehr des Occidents mit dem Orient nicht 
selbst Schaden leiden wollten. Allerdings mochte es den 
Anschein gewinnen, als sollte diese Mitgliedschaft für 
die Türkei selbst verhängnisvoll werden; ist es doch 
eine schwer zu bestreitende Thatsache, dass in der 
Folge sowohl deren politische, als auch finanzielle Spann- 
kraft nicht unerheblich nachliess, während man sich der 
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latte, dass sie mit Hülfe der 
inen neuen, belebenden Auf- 
It erhöhten Kräften zu neuen, 
ten werde. Und als nun gar 
;g der Jalire 1877/78 so ein- 
lu des ottomanischen Sultanats 
sehr wohlwollende Beurteiler 
;inen mehr oder minder be- 
uch desselben — wenigstens 
Teile — für nicht unwahr- 

iden bedurfte es keiner beson- 
ig, um vorauszusehen, dass, im 
ge Katastrophe plötzlich ein- 
vvaltiger Kampf um die euro- 
: des toten Löwen erheben 
isicht darauf wohl begreiflich, 
irteien sich schon bei Zeiten 
lie Ziele ihrer Wünsche zu 

:rgrunde solcher Verhältnisse 
Verständnis für die eigcntüm- 
nachungen gewinnen, welche 
i mehr oder weniger unmittel- 
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bar zum Gefolge hatte: Die Okkupation Bosniens und 
der Herzogowina, die Okkupation Cyperns, die Okku- 
pation von Aegypten und Tunis; lauter Thatsachen, 
welche den Grund zu vielfachen Streitfragen sowohl 
politischer , als wissenschaftlicher Natur gegeben 
haben. 

Die Wissenschaft stiess bei dem Versuche, diese 
neugeschaffenen, eigenartigen Verhältnisse in gebühren- 
der Weise zu re^-istrieren und zu .klassifizieren, auf nicht 
unbedeutende Schwierigkeiten, und zwar ist vorzugsweise 
die juristische Konstruktion der staatsrechtlichen Stel- 
lung Bosniens und der Herzogowina der Gegenstand 
mannigfacher Erörterungen geworden. Bluntschli, Calvo, 
Holtzendorff, Jellineck, Neumann, Martens, Ulbrich und 
andere mehr haben das Thema in mehr oder minder 
ausführlicher Weise behandelt, und in letzter Zeit hat 
es vor allen Lingg*) zum Gegenstande einer eingehen- 
deren Untersuchung gemacht, welche — im Anschluss 
an Neumann und Holtzendorif — überraschende Resul- 
tate zu Tage gefördert hat. 

Auch die nachfolgenden Untersuchungen möchten 
— unter besonderer Rücksichtnahme auf die immerhin 
mehr oder weniger negativen Ausführungen Holtzen- 



*) Lingg, im Archiv für öflfentl. Recht, Bd. V. 
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dorft^'s und Lingg's — einen Beitrag zu diesem Thema 

■ 

liefern; und zwar soll entsprechend der Natur unseres 
Themas vorerst eine kurze historische Uebersicht über 
den Gang der grundlegenden Ereignisse gegeben wer- 
den um gestützt hierauf zu einer Erörterung der staats- 
rechtlichen Stellung der beiden Provinzen überzugehen. 
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rster Teil« 



ABSCHNITT L 

Die V^orgescliichte des Ajvt. 25 
des Berliner V^ertragesJ) 



§ 2. Bekanntlich gab der im Jahre 1875 in Bos- 
nien und der Herzoge wina ausgebrochene Aufstand 

*) Der geschichtliche Teil der folgenden Ausführungen stützt sich auf 

die nachbenannten Quellen: 

The Annual Register, London, Jahrg. 1878 ; 

Bluntschli, in der Revue de droit international, Bd. 13; 

Journal of the House of Lords, Jahrgang 1878 ; 

Müller, Politische Geschichte, Bd. 12 — 15; 

Mulas, il congresso di Berhno, Milano if^78; 

Neumann u. Plason, Traites conclus par TAutriche, Bd. 10; 

Piper, Vergleichender Kalender für 1878, Berlin 1879; 

Protocoles du congr^s de Berlin, Constantinople 1879 ; 

Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Gesetze, Ver- 
ordnungen und Normalweisungen, 3 Bde., Wien 1881 ; 

Samver, Nouveau recueil de traites, Serie II, Bd. 3; 

Schulthess, Europäischer Geschichtskalender, Bd. 19 — 22 ; 

Staatsarchiv von Aegidi u. Klauhold, Bd. 35-40 ; 

Stenographische Protokolle des Östreichischen Herrenhauses, Jahrgang 1878; 

Stenographische Protokolle des östreichischen Abgeordnetenhauses, Jahr- 
garig 1878. 
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der Rajah's £2;e<i;en die türkische Regierung den Anlass 
zu dem türkisch-russischen Kriege von 1877/78. Die 
anfänglichen Versuche der hohen Pforte, in den beiden 
Provinzen die gestörte Ruhe wieder herzustellen, blieben 
ohne Erfolg; und wenn auch die weiteren zu diesem 
Behufe getroffenen Massnahmen die erhofften Resultate 
nicht zu Tage förderten, so lag dies ohne Zweifel nicht 
an dem guten Willen der türkischen Regierung, sondern 
einerseits an der ungemein schwierigen Lage der Dinge, 
mit welcher sie in den aufrührerischen Provinzen zu 
kämpfen hatte, andererseits aber daran, dass die ent- 
sandte sogenannte Pazifikationstruppe sowohl ihrer Schu- 
lung und Disziplin, als auch ihrer Zusammensetzung 
nach sich der Lösung der ihr gestellten Aufgaben nicht 
gewachsen erwies. Daher ist es zu erklären, dass das 
Eingreifen der Regierimgstruppen die sehr kritische 
Lage in den beiden Distrikten nur noch erhöhte. Es 
kam denn zuletzt auch so weit,- dass die Regierungs- 
truppen plündernd und verheerend die Dörfer und Flecken 
der aufständischen Sandjaks durchzogen, ohne dass die 
Führer des Korps den Leidenschaften, w^elche nun ein- 
mal bei der bunt zusammeno:ewürfelten * Soldateska ent- 
facht waren, Einhalt zu thun vermocht hätten. Die 
nächste Folge hievon war, dass die Einwohner zu Tau- 
senden über die nahegelegene österreichisch-ungarische 
Grenze flohen, wo sie, von allen Existenzmitteln ent- 
blösst und dem Elende preisgegeben, der Landesregie- 
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rung zur Last lagen. Auf der anderen Seite war es 
begreiflich, dass die zurückgebliebenen Landesbewohner 
unter solchen Umständen in den Regierungstruppen nur 
noch ihre natürlichen Feinde erblickten und im Drange 
der Not einen erbitterten Guerilla-Krieg gegen dieselben 
führten. Kurz, es herrschte in den beiden Provinzen 
ein Zustand der Gesetz- und Rechtlosigkeit, wie er in 
der europäischen Geschichte unseres Jahrhunderts glück- 
licherw^eise vereinzelt dasteht. 

So lagen die Verhältnisse, als der Krieg über das 
ottomanische Reich hereinbrach. Die hohe Pforte sah 
sich in die Notwendigkeit versetzt, alle verfügbaren 
Streitkräfte zusammenzuziehen und in Folge dessen die 
beiden aufständischen Provinzen für die nächste Zukunft 
ihrem Schicksale zu überlassen. Bosnien und die Her- 
zogowina w^aren somit während der nächsten Jahre der 
in ihnen herrschenden Anarchie preisgegeben, welche 
mehr und mehr einen chronischen Charakter anzunehmen 
begann: Verbrannte Dörfer und Gehöfte überall, der 
fünfte 'Teil sämtlicher Einwohner auf österreichisches 
Gebiet geflüchtet, w^o sie die Fürsorge der Landes- 
regierung in Anspruch nahmen. Der Zustand w-ar nicht 
nur für beide Provinzen, sondern auch für die anirrenzen- 
den Länder unerträglich und auf die Dauer unhaltbar. — 

§ 3. Der Präliminarfriede von 55 1. Stefano war 
geschlossen, und der Berliner Kongress hatte sich 
mit allen Punkten des türkisch-russischen Abkommens 
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;schäftij>en , also auch mit der Zukunft dieser 
i türkischen Provinzen. Das Chaos orientaUscher 
itnisse sollte hier nach j^Tossen, allgemein euro- 
en Gesichtspunkten geordnet werden. Demnach 
; es auch zu einem Gegenstande ganz besonderer 
jrksamkeit gemacht werden , wie in Bosnien 
der Herzegowina ein für allemal Wandel 
ifft, und dafür Sorge getragen werden sollte, dass 
Gebietsteile, welche schon einmal den Anlass zu 
so blutigen Störung des europäischen Friedens 
en hatten, die allgemeine Ruhe nicht zum zweiten 
gefährden konnten. In dieser Richtung war be- 
i'or der offiziellen Verhandlung der Frage zwi- 
Oesterreich, England und Deutsch- 
eine Verständigung über die erforderlichen Mass- 
n erzielt worden. Der Kongrcss selbst beschäf- 
;ich mit der Angelegenheit in seiner achten Sitz- 
om 28. Juni 1878. 

er Bevollmächtigte Oesterreich-Ungams , Graf 
a s s y , verlas in derselben ein Memorandum, 
er angesichts der auf die Dauer unhaltbaren 
der Dinge eine schnelle und definitive Ent- 
ang der Kongressmüchte betreffs Bosniens und 
ärzogowina forderte : 

lus les Gouvernements 1 Alle Regierungen erkennen 
ient k reconnaitre que es einstimmig an, dass Oester- 
imvcr, Nouveau recuil de traites, Sorie II, tome III, |). Jjr. 
otocoles du congri'S de Berlin, seance 8 du 28. JuJn 1878. 
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rAutriche-Hongrie, en sa qua- 
lite de Puissance limitrophe 
esf interessee plus que toute 
autre Puissance au reglement 
de l'etat de choses en Bosnie 
et dans l'Herzegovine. 

Les belligerants ont tenu 
compte de ce point de vue en 
reservant ä l'entente avec 
r Autriche-Hongrie , par Tar- 
ticle XIV du traite de paix 
preliminaire'), la Solution de- 



reich-Ungarn in seiner Eigen- 
schaft als Nachbarstaat an der 
Regelung der Verhältnisse in 
Bosnien und der Herzogowina 
mehr als jede andere Macht 
interessiert ist. 

Die kriegführenden Parteien 
haben diesem Umstände da- 
durch Rechnung getragen, dass 
sie im Artikel XIV des Prä- 
liminarfriedens') die endgiltige 
Lösung der vorliegenden Frage 



') Der in Frage stehende Artikel XIV des Präliminarfriedens von 
St. Stefano lautet fProtocoles du trait6 de St. Stefano, Constantinople 1880): 



Seront immediatement introduites 
en Bosnie et en Herzegovine les 
propositions europ^ennes commu- 
niquees aux plenipotentiaires otto- 
mans dans la premiere seance de la 
Conference de Constantinople, avec 
les modifications qui seront arrctees 
d'un commun accord entre la Sub- 
lime Porte, le gouvernement de 
Kussie et celui d'Autriche-Hongrie. 
Le paiement des arrieres ne sera 
pas exige, et les revenus courants 
de ces provinces jusqu'au premier 
mars 1880 seront exclusivement em- 
ployes ä indemniser les familles des 
refugies et des habitants, victimes 
des derniers ev6nements, sans dis- 
tinction de race et de religion, ainsi 
qu'aux besoins locaux du pays. 



Den Vorschlägen Europas, wie 
sie in Betreff Bosniens und der Herzo- 
gowina den Bevollmächtigten der 
Türkei in der ersten Sitzung der 
Konferenz von Konstantinopel mit- 
geteilt wurden, soll unverzüglich 
dort statt gegeben werden, und zwar 
mit Berücksichtigung der Modifika- 
tionen, welche in übereinstimmender 
Weise von der Hohen Pforte, der 
russischen und österreichisch-unga- 
rischen Regierung festgesetzt werden 
sollen. Die Zahlung rückständiger 
Abgaben soll nicht mehr verlangt 
werden und die laufenden Einnahmen 
dieser Provinzen sollen bis zum l. 
März 1880 ausschliesslich zur Schad- 
loshaltung der Familien der Geflohe- 
nen und Einw^ohner verwandt wer- 
den, w^elche den letzten Ereignissen 
zum Opfer gefallen sind, und zwar 
ohne Unterschied der Stammesange- 
hörigkeit oder Religion, wie auch für 
die lokalen Bedürfnisse des Landes, 

2 



tive de cette question. En 
cisant les objections contre 
ticte pr6cit6 qui decoulent 
la particularit6 des interets 
itro-Hon^rois , les PiSni- 
entiaires de Sa Majeste 
(driale et Royale se croient 
devoir de relever que la 
stion bosno-herzegovienne 
t en concernant le plus di- 
tement l'Autriche-Hongrie, 
;esse pasd'fetre iine question 
nemment europeenne. 

On ne sauraJt perdre de 
que le mouvement, qui a 

duit A la guerre eu Orient, 

u son origine en Bosnie et 

zegovine, 

Les maux et les dangers, 
en ont resulte pour l'Eu- 

e,sontconnus, — rAutriche- 

igrie en a ete atteinte en 

mierp ligne. 

Le nombre considerable de 
ipes 6chelonn6es sur nos 
itieres n'a pas suffi pour 
iter le passage des insurges 
es incursions reciproques. 
forces turques concentrees 



einem Uebereinkotnmen mit 
Oesterreich-Ungarn vorbehiel- 
ten. Wenn nun die Einwen- 
dungen gegen den in Frage 
stehenden Artikel genauer prä- 
zisiert werden sollen, so halten 
die Vertreter Sr. k. und k. 
Majestät es für ihre Pflicbt, 
hervorzuheben, dass die bos- 
nische Frage auch für Europa 
noch immer von eminenter Be- 
deutung ist, wenn sie gleich 
vorzugsweise österreichisch- 
ungarische Interessen berührt. 
Man darf nicht vergessen, 
dass die Bewegung, welche zum 
Orientkriege geführt hat, von 
Bosnien und der Herzogowina 
ihren Ausgang nahm. 

All' die UebelundFahrlich- 
keiten, welche daraus für ganz 
Europa hervorgegangen, sind 
Ihnen bekannt, — und Oester- 
reich-Ungarn ist von ihnen in 
erster Linie betroffen worden. 
Wir hatten eine beträchtliche 
Menge von Truppen an der 
Grenze aufgestellt, doch sie ge- 
nügtenicht, um den Insurgenten 
den Durchgangund die wechsel- 
seitigen Einfälle unmöglich zu 
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en Bosnie au commencement 
des troubles, n'ont pas ete en 
mesure , quelque nombreuses 
qu'elles fussent, de mettre un 
terme ä une insurrection et 
emigration permanentes. Plus 
de 200 cxx) hommes ont ainsi 
abandonne leurs foyers. De- 
puis trois annees le gouverne- 
ment Imperial et Royal a 
du prendre ä sa Charge les 
frais de leur entretien. Dix 
millions de florins ont dejä 
ete affectes ä cet usage. Se 
mefiant du sort qui les attend 
ä leur retour, les 6migr6s se 
refusent ä rentrer dans leur 
patrie. Ainsi jour par jour 
de nouveaux et lourds sacri- 
fices nous sont imposes, et rien 
n'en fait prdsager la fin pro- 
chaine. Nos populations limi- 
trophes souffrent des dom- 
mages incalculables de cette 
emigration incessante et pro- 
longee. 



machen. Die von der Türkei 
bei Beginn der Unruhen in Bos- 
nien konzentrierten Kräfte wa- 
ren trotz ihrer numerischen 
Bedeutung nicht im stände, 
der fortdauernden Insurrektion 
und Auswanderung ein Ende 
zu machen. Mehr als 200 000 
Menschen haben auf diese Weise 
Haus und Hof verlassen. Seit 
drei Jahren musste in Folge 
dessen die k. und k. Regierung 
die Kosten für deren Unterhalt 
auf sichnehmen. Zehn Millionen 
Gulden sind auf diese Weise 
schon für den genannten Zweck 
verwendet worden. Die Ein- 
gewanderten fürchten sich vor 
dem Lose, welche sie bei ihrer 
Rückkehr erwartet,und weigern 
sich daher, in ihre Heimat zu- 
rückzukehren. So werden uns 
Tag für Tag neue und schwere 
Opfer auferlegt, und nichts lässt 
auf ein baldiges EndesolcherZu- 
stände schliessen. Die benach- 
barten Völkerschaften unserer 
Monarchie leiden unter den un- 
berechenbaren Schädigungen 
dieser fortdauernden nicht en- 
den wollenden Einwanderung. 
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En presence de cet etat 
de choses qu'il ne lui a pas 
6t6 possible de prevenir, le 
Gouvernement Imperial et 
Royal ne peut avoir d'autre 
büt que d'y voir mis fin une 
fois pour toutes par une So- 
lution offrant des garanties de 
stabilite. 

Le Gouvernement de Sa Ma- 
jesti VEmjyereur et Roi serait 
pret ä accepter tonte so/ution qui 
laisserait entrevoir la pacißcation 
promjyte et definitive des provinces 
dont il s'agiL 

La population de ces pays 
se compose de musulmans, 
d'orthodoxes et de catholiques, 
fanatiques dans Tantagonisme 
qui les divise, et ne vivant pas 
dans des circonscriptions dif- 
ferentes, mais pele-mele dans les 
memes districts, les memes 
villes, les memes villages. 



La Sublime Porte aurait 
pour täche de reunir tous ces 
Clements opposes dans le 



Angesichts solcher Verhält- 
nisse, welche die Regieruiifj;^ 
nicht vermeiden konnte, muss 
diese es als ihr einziges Stre- 
ben ansehen, denselben ein 
für allemal ein Ende gemacht 
zu sehen und zwar vermittelst 
einer solchen Lösung der Frag^e, 
welche Garantieen der Dauer 
bietet. 

Die liegierung Sr. Majestät 
des Kaisers und Königs wäre be- 
reit j jede Lösung a^izunehmen, 
irelche eine baldige und sichere 
Pazifikation der in Frage stehen- 
den Provinzen voraussehen lässt. 
Die Einwohnerschaft dieses 
Landes setzt sich ausMuham- 
medanem , Orthodoxen und 
Katholiken zusammen, und die 
religiösen Gegensätze, welche 
sie von einander trennen, ma- 
chen sie zu Fanatikern, da sie 
nicht etwa in verschiedenen 
Distrikten wohnen, sondern mit 
einander vermischt jn densel- 
ben Bezirken, denselben Städ- 
ten und denselben Dörfern. 

Es wäre nun Aufgabe der 
Hohen Pforte, all* diese ent- 
gegengesetzten Elemente unter 
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moule d'un meme regime 
autonome. Elle devrait pro- 
ceder au rapatriment des r6- 
fugies disperses en Autriche- 
Hongrie et dans le Montene- 
gro, subvenir ä leur entretien 
et, afin de rendre possible la 
reprise du travail paisible, les 
munir de grains pour Tense- 
mencement des terres et de 
materiaux pour la reconstruc- 
tion de leurs maisons. Elle 
devrait mettre en oeuvre le 
reglement de la question ag- 
raire, source principale des 
secousses p^riodiques, qui ont 
agite ces contrees, probleme 
herisse d'obstacles au milieu 
d'une population dechir6e par 
les haines religieuses et les 
rancunes sociales, probleme 
qu'un pouvoir fort et impartial 
seul peut resoudre dans un 
pays, oü toute la propriete 
fon eiere se trouve dans les 
mains des musulmans pendant 
que les chretiens laboureurs 
ou fermiers forment la majo- 
rite des habitants. 



einer einheitlichen autonomen 
Regierung zusammenzufassen. 
Sie müsste Schritte thun, um 
die in Oesterreich-Ungarn und 
Montenegro zerstreuten Flücht- 
linge wieder in ihrer Heimat 
zu sammeln, für deren Unter- 
halt zu sorgen und sie mit 
Saatkorn und Baumaterial zum 
Wiederaufbau ihrer Häuser 
zu versehen, um ihnen die 
Wiederaufnahme der Arbeit 
zu ermöglichen. Sie müsste 
die Regelung der Agrarfrage 
in's Werk setzen, welche die 
Hauptursache der regelmässig 
wiederkehrenden Unruhen ist, 
von denen jene Gegenden 
heimgesucht werden. Das ist 
ein Problem voller Schwierig- 
keiten inmitten einer von reli- 
giösem Hass und sozialen 
Zerwürfnissen zerrissenen Be- 
völkerung, das nur von einer 
starken und unparteiischen 
Macht gelöst werden kann, 
wenn es sich, wie hier, um 
ein Land handelt, in welchem 
der gesamte Grundbesitz sich 
in den Händen des Moslim 
befindet, während die Christen 
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Assur6ment ce n'est pas 
faire un reproche ä la Turquie, 
ni mettre en doute sa bonne 
volonte, que d'affirmer qu*elle 
ne serait pas en mesure de 
suffire ä cette täche. 



U lui serait impossible de 
Taccomplir dans des circon- 
stances normales. Elle est 
d'autant plus irr^alisable ä 
rissue d'une guerre ä peine 
achev6e, en presence surtout 
de la recrudescence de Tan- 
tagonisme qui se manifeste 
avec plus de vivacite meme 
qu'au commencement des des- 
ordres, depuis que des dis- 
tricts habites par des musul- 
mans se trouvent, ou devront 
etre places sous la domination 
Serbe et montenegrine. L'ap- 
prehension que Tautonomie 
dans de pareilles conditions, 
loin d'amener la pacification 
de ces contrees, n'en ferait 
qu'un foyer permanent de 
troubles n'est que trop fondee... 



als Lohnarbeiter oder Pächter 
die Majorität der Einwohner- 
schaft bilden. 

Wir wollen damit sicherlich 
der Türkei keinen Vorwurf 
machen, noch ihren guten 
Willen in Frage ziehen, wenn 
wir behaupten, dass sie nicht 
im Stande sein dürfte, dieser 
Aufgabe gerecht zu werden. 

Es würde ihr unmöglich 
sein , sie unter normalen 
Verhältnissen auszuführen. Um 
so weniger ausführbar ist sie 
aber beim Ausgange eines 
kaum beendeten Krieges, wo 
die Gegensätze in verstärkter 
Form • wieder auftreten , die 
sich noch viel heftiger, als selbst 
beim Ausbruche der Unruhen, 
geltend machen werden , 
sobald die von Muhammeda- 
nern bewohnten Distrikte un- 
ter serbische oder montene- 
grinische Herrschaft gestellt 
werden sollen. Die Annahme, 
dass eine Autonomie unter 
solchen Verhältnissen nicht 
nur keineswegs die Pazifika- 
tion dieser Gegenden herbei- 
führen könnte, sondern dieselbe 
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Pour ces motifs les P16ni- 
potentiaires de Sa Majestd 
Imperiale et Royale se croient 
en devoir d'appeler la serieuse 
attention du congres sur les 
dangers qu'entrainerait toute 
Solution depourvue de garan- 
ties de duree. IntereSsee en 
premiere ligne comme Puis- 
sance limitrophe, TAutriche- 
Hongrie a l'obligation de de- 
clarer franchement et ouverte- 
inent que ses interets les plus 
vitaux ne lui permettent d'ac- 
cepter qu'une Solution de la 
(juestion bosno-herzegovienne 
qui serait apte ä amener la 
pacification durable des dites 
provinces et ä empecher le 
retour des evenements qui ont 
fait courir de si graves 
dangers ä la paix de TEurope 
et cree ä TAutriche-Hongrie, 
tout en lui imposant de grands 
sacrifices et de graves per- 
tes materielles, une Situation 
intolerable dont eile ne 



nur zu einem Herde fort- 
währender Unruhen machen 
würde, ist nur allzu begrün- 
det 

Aus diesen Gründen halten 
sich die Bevollmächtigten Sr. 
Kaiserlichen und Königlichen 
Majestät für verpflichtet, die 
ernstliche Aufmerksamkeit des 
Kongresses auf die Gefahren 
zu lenken, welche eine jede 
Lösung der Frage nach sich 
ziehen würde, die der Garan- 
tieen der Dauer entbehren. 
Oesterreich-Ungarn , welches 
als benachbarte Macht in erster 
Linie interressiert ist, hat die 
Pflicht, es frei und offen zu 
erklären, dass seine vitalsten 
Interessen ihm die Annahme 
einer Lösung der bosno-her- 
zogovinischen Frage nur dann 
erlauben, wenn diese geeignet 
ist, die dauernde Pazifikation 
der genannten Provinzen her- 
beizuführen, und die Rückkehr 
solcher Ereignisse zu verhin- 
dern, welche den europäischen 
Frieden so schwer gefährdet 
haben und für Oesterreich- 
Ungarn eine Situation geschaf- 
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« 

saurait accepter la prolonga- fen, welche ihm, bei den 
tion. « grossen Opfern und materiellen 

Verlusten, wie sie ihm dadurch 
auferlegt wurden, unerträglich 
geworden ist, so dass es eine 
Verlängerung derselben nicht 
gut heissen kann.« 

Zur ErvvideiTing hierauf verlas der englische Be- 
vollmächtigte , Marquis of Salisbury, gleichfalls 
ein Memorandum, in welchem derselbe, gemäss der 
schon vordem mit Oesterreich getroffenen Verabred- 
ungen, dem Kongresse einen formellen Antrag auf Ok- 
kupation und Administration der beiden in Frage steh- 
enden Provinzen durch Oesterreich stellte: 

»Si les Puissances »Wenn die Mächte 

ne se reunissent pas, des a nicht vereint darauf hinwirken, 



present ä pourvoir ä Tetablisse- 
ment d'une administration sta- 
bile et forte dans ces re. 
gions, elles seront responsable« 
du renouvellement inevitable 
des souffrances qui ont in- 
voque les vives sympathies de 
TEurope, et qui ont donne 
lieu ä de si graves ev(^nements. 
La Position geographique 
de ces provinces est aussi 
d'une haute importance poli- 
tique. Dans le cas oü il en 
tomberait une partie conside- 



jetzt eine dauerhafte und starke 
Regierung in diesen Gebieten 
einzusetzen , so sind sie ' ver- 
antwortlich, wenn sich — wie 
dies nicht ausbleiben kann — 
das traurige Schauspiel wie- 
derholt, das die lebhafte Teil- 
nahme Europa's hervorgerufen 
und den Grund zu so ver- 
hängnisvollen Ereignissen ge- 
geben hat. 

Die geographische Lage 
dieser Provinzen ist ausserdem 
von hoher politischer Trag- 
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rable entre les mains de l'une 

des principautes voisines, une 

chaine d'Etats Slaves serait 

formee qui s'etendrait ä travers 

la presqu'ile des Balcans, 

et dont la force militaire me- 

nacerait les populations d'autre 

race occupant les territoires 

au sud. Un pareil etat de 

choses serait sans doute plus 

dangereux ä l'independance 

de la Porte qu'aucune autre 

combinaison. II est cependant 

tres probable qu'un tel resul- 

tat se produise dans le cas 

oü la Porte restera chargee 

de la defense de ces deux 

provinces eloignees. De grands 

dangers seraient ä craindre 

tant pour les provinces que 

pour la Porte, si cette derniere 

continuait ä les occuj)er et ä 

les administrer 



Or, la Porte ferait preuve 
de la plus haute sagesse si 



weite. Gesetzt den Fall, dass 
ein bedeutender Teil derselben 
der Gewalt eines der benach- 
barten Fürstentümer anheim- 
fiele, so würde dadurch eine 
Kette von slavischen Staaten 
gebildet, welche sich über die 
Balkanhalbinsel hin erstreckte, 
deren Militärmacht die Völker- 
schaften anderer Rasse be- 
drohte, welche die südlichen 
Distrikte bewohnen. Ein sol- 
cher Zustand würde zweifel- 
los der Unabhängigkeit der 
Pforte viel gefahrdrohender 
sein, als jede andere Kombi- 
nation. Gleichwohl ist es 
höchst wahrscheinlich, dass es 
zu diesem Resultate kommen 
würde, falls die Pforte mit der 
Verteidigung dieser beiden 
entfernten Provinzen betraut 
bliebe. Man hätte grosse Ge- 
fahren zu fürchten, sowohl 
für die Provinzen selbst, als 
^uch für die Pforte, wenn die 
letztere fortfahren würde, die- 
selben in Besitz und Verwal- 
tung zu haben 

Die Pforte würde nun einen 
Beweis der höchsten Klugheit 
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:fusait de se charger 
ongtemps d'une täche 
passe ses forces, et, en 
fiant ä une Puissance 
e de la remplir, eile 
tierait de rempire Türe 
ngers formidables. 



• ces ittoti/s le Gonverne- 
f« la Heine propose aux 
ices reiinies que h Cougrh 
qiie /es prarhtren de Ui 
et ile r Henegurinn seroiii 
ts et adininiiitrees pur 
•he-Hongr!e.f 



geben, wenn sie es aufgeben 
wollte, sich noch länger mit 
einer Aufgabe abzugeben, wel- 
che ihre Kräfte übersteigt; und 
wenn sie dieselbe einer Macht 
anvertraute, di," ßhig ist, ihr 
gerecht zu werden, würde sie 
von dem türkischen Reiche 
sehr drohende Gefahren ab- 
wenden. 

Aus dienen Gründen muclit 
die Regierung der Königin den 
rereinigten Mächten den Vorschlag, 
der Kongrets u-olle beachliessen, 
dftsit die Provinzen Bosnien und 
die Herzogoirina von Oesterreich- 
Ungarn besetzt und in Verwal- 
tung genommen werden nullen,* 
Jach einer kurzen, durch den türkischen Be- 
nächtif^ten hervorgerufenen Debatte, welcher 
ehauptete Unfähigkeit der türkischen Kegierunc;, 
en Provinzen die Kühe und Ordnung wiederher- 
len, bestritt, wurde dem Antrage England's Kaum 
len, dass Oesterreich-Ungarn die beiden türkischen 
izen besetzen und in Verwaltung nehmen solle, 
'ertreter Kusslands setzte jedoch seinem beistim- 
in \'otum die ausdrückliche Erklärung hinzu'): 



) Protocoli' 



<)ii c 



c BiTlin. 
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»que son vote s'applique e x c 1 u s i v e m e n t 
aux termes de lamotion de Lord Salisbury« ; 
d. h. dass sich Russlands Zustimmung aus- 
schliesslicfi auf die Fassung des engli- 
schen Antrages erstrecke. 

Die Vertreter Oesterreich-Ungarns und der Türkei 
enthielten sich der Abstimmung. Doch sprach der 
Letztere nach erfolgter Verständigung mit der Hohen 
Pforte die Zustimmung derselben zu dem Antrage Eng- 
lands noch nachträglich zu Anfang der Sitzung vom 

4. Juli aus:^) 

>Le Gouvernement Impe- 
rial Ottoman a pris en tres- 
serieuse consideration ropinion 
emise par le congres relative- 
ment aux moyens propres ä 
amener la pacification de la 
Bosnie et de l'Herzegovine ; il 
y met une confiance entiere, 
et il se reserve de s'entendre 
directement et prealablement 
avec le cabinet de Vienne ä 
cet egard.« 



Andrassy war durch 



»Die Kaiserlich ottomani- 
sehe Regierung hat die vom 
Kongresse über die zur Her- 
beiführung der Pazifikation 
Bosniens und der Herzegowina 
geeigneten Mittel und Wege 
ausgesprochene Ansicht in sehr 
ernstliche Erwägung gezogen. 
Sie setzt vollkommenes Ver- 
trauen in dieselbe und behält 
sich vor, sich in dieser Be- 
ziehung vorher noch direkt 
in's Einvernehmen mit dem 
Wiener Kabinet zu setzen.« 

diese Erklärung befriedigt 



und der Präsident erklärte hierauf, dass das Mandat 



i) Protocoles du congres de Berlin, s^ance 12; 

S a m V e r , Nouveau recueil de traites, Serie II, tome III, pag. 380. 
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nunmehr im Namen sämtlicher Konferenzmächte an 
Oesterreich-Ungarn erteilt sei. 

Der Wortlaut des auf diese Weise erzielten Ueber- 

einkommens lautete demnach folgendermassen (Art. 25 

des Berliner Vertrages*): 

»Las provinces de 
Bosnie et de THerzego- 
vine seront occupees et 
administrees par l'Aut- 
riche-Hongrie. Le gou- 
vernement de TAutriche-Hon- 
grie ne desirant pas se char- 
ger de Tadministration du 
Sandjak de Novibazar, qui 
s'etend entre la Serbie et le 
Montenegro dans la direction 
de Sud-Est, jusqu'au delä de 
Mitrovitza, Tadministration Ot- 
tomane continuera d'y fonc- 
tionner. Neanmoins, afin d'as- 
surer le maintien du nouvel 
etat politique ainsi, qua la li- 
berte et la s^curite des voies 
de communication, TAutriche- 



Hongrie se reserve le droit de 



»Die Provinzen Bos- 
nien und Herzogowina 
werden von Oesterreich- 
Ungarn besetzt und ver- 
waltet werden. Da die 
österreichisch-ungarische Re- 
gierung nicht wünscht, die 
Verwaltung des Sandschaks 
von Novi-Bazar, welches sich 
zwischen Serbien und Monte- 
negro in südöstlicher Richtung 
bis über Mitrovitz<i hinaus er- 
streckt, auf sich zu nehmen, 
wird die ottomanische Ver- 
waltung dort weiter in Wirk- 
samkeit verbleiben. Nichtsde- 
stoweniger behält sich Oester- 
reich-Ungarn, um die Aufracht- 
erhaltung des neuen politischen 
Zustandes ebenso wie die Frei- 



M Protocoles du Congres de Berlin, Art. 25, Constantinople 1880. 
Staatsarchiv von Aegidi und Klauhold, Bd. 34, S. 286. 
S a m V e r, Xouveau Recueil de traites, Serie II, Bd. 3, S. 456. 
Sammlung: der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Gesetze, 
Verordnungen und Normalweisungen, Bd. I, S. 3. # 

Publiziert im Oesterreichischen Reichsgesetzblatt Nr. 43, Jahrg. 1878. 
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tenir garnison et d'avoir des 
routes militaires et commer- 
ciales sur toute Tetendue de 
cette partie de I'ancien Vilayet 
de Bosnie. 



A cet effetj les Gouvernements 
cVAutrklie et de Turquie se ri- 
servent de a^entendre sur les 
d^taüs.€ 



heit und Sicherheit der Kom- 
munikationswege zu sichern, 
das Recht vor, im ganzen Um- 
fange dieses Teiles des ehe- 
mahgen Vilayets von Bosnien 
Garnisonen zu halten und mi- 
litärische, sowie Handelsstras- 
sen zu besitzen. 

Zu diesem Zwecke behalten 
sich die Regiei'ungen von Oester- 
reich- Ungarn und der Türkei 
eine weitere Verständigung über 
Details ror.« 



^ 



j« 



ABSCHNITT IL 

Das Oesterreicli-tTiigarn erteilte 
JVfandat und seine Z^vecke. 



§ 4. Wir haben im Vorstehenden die Vorf^^e- 
schichte des Art. 25 des Berliner Vertrages in kurzen 
Zügen zu skizzieren gesucht. Zu einem vollen Ver- 
ständnisse desselben und seiner Zwecke ist es unerläss- 
lich, sich auch über die Motive Klarheit zu verschaffen, 
welche die leitenden Staatsmänner zu einem so uno^e- 
wcUmlichen Auswege gedrängt haben, als welchen man 
die Okkupation und Verwaltungsübernahme der beiden 
türkischen Provinzen durch Oesterreich doch immerhin 
bezeichnen muss: 

Warum zog es Graf Andrassy vor, anstatt 
ungeschminkt mit der Forderung einer definitiven Ab- 
tretung Bosniens und der Herzogowina in die Schranken 
zu treten, sich mit einer Okkupation und Administration 
von anfechtbarem Werte zu begnügen? Was veran- 
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lasstc ihn, um auch nur zu diesem Ziele zu gelangen, 
sich die Okkupation der beiden Vilayets auf so eigen- 
artigen Umwegen durch ein Kollektiv-Mandat der 
Kongressmächte gewissermassen aufoktroyieren zu 
lassen. 

Bei einem Blicke auf die Entwicklungsgeschichte 
Oesterreich-Ungarns in der zweiten Hälfte unseres Jahr- 
hunderts springen die Motive für die Handlungsweise 
des österreichischen Premierministers sofort in die Au- 
gen. Es ist ja allerdings unleugbar, dass Oesterreich 
sich gegenüber der Anarchie auf bosnischem Gebiete 
in einer ausgesprochenen Notlage befand. Eine schleu- 
nige, definitive Pazifikation der aufständischen Provinzen 
that darum dringend not. Doch hätte eine solche auch 
sehr wohl auf anderen Wegen erreicht werden können, 
als gerade durch eine Okkupation mit vorläufig unbe- 
stimmten Grenzen, wie sie der Berliner Vertrag vorge- 
sehen hat. Für Andrassy war die Pazifikation — 
das steht ausser Zweifel — wohl einer der bestim- 
menden Faktoren, aber der Hauptfaktor seiner Hand- 
lungsweise war sie keineswegs; seine tieferen und ur- 
sprünglichen Beweggründe dürften wohl auf einem an- 
deren Gebiete zu suchen sein. 

Um diese gebührend würdigen zu können, muss 
man sich vergegenwärtigen , dass Oesterreich-Ungarn 
dazumal seit einigen Pezennien den Verlust mehrerer 
Provinzen an seiner Südgrenze beklagte, w^ovon der- 
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ni<|;e der italienischen Gebietsteile jedem Patrioten 
jch doppelt schmerzlich in der Erinnerung lag. An- 
■assy sjtzte seinen persönlichen Ehrgeiz darein, seinem 
aiserlichen Herrn diesen Verlust zu ersetzen, indem 
■ ihm an Stelle der italienischen zwei neue slavische 
rovinzen erwarb.") 

Eine Gelegenheit hierzu bot sich ungesucht durch 
e Vorgänge an der Ostgrenze des Reiches ; und er 
■griff dieselbe um so freudiger, als sich durch eine 
.'rartige Erweiterung der üsterreichischen MachLsphäre 
ögen Osten dem österreichischen Doppeladler ganz 
igeahnte Perspektiven für die Zukunft eröffneten. 
enn hatte er sich einmal zwischen die Kleinstaaten 
e r b i e n und Montenegro eingeschoben und die 
illtärisch wichtigsten Punkte im Sandschak Novibazar 
i-setzt, so beherrschte er von dem eingenommenen, in 
rategischer Hinsieht überaus wertvollen Plateau aus, 
elches früher bereits den Gegenstand blutiger Kämpfe 
-■bildet hatte, die Strasse von Mitrowitza, wo die 
ahustrecke nach Saloniki ausmündet. Im Besitze 
eser Position konnten dann die österreichisch-ungari- 
:hen Truppen , falls das Reich des Halbmondes in 
uropa einmal zusammenstürzte, ohne erhebliche Schwie- 

'J Vsri. hierzu den einschlägigen offiziösen Artikel der N'orddeut- 
;hon Allerem einen Zeitung vom 20. April 18S7 betreffend das 
1 15. Januar 1S77 zu Keiehstadt zwischen Russland und Oesterreich. 
iffam trctriiffene Ahkommen, welcliLS eine cv. Besetzung Bosniens und 
r Herzegowina durch Oesterreicli-l'ngarn in Aussicht stellt. Staatsarchiv, 

1.4s. 
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rigkeiten das Vardar-Thal hinab bis nach Saloniki 
vordringen und sich am Äg-äischen Meere festsetzen. 
Und welch' glänzende, vielversprechende Zukunft hier- 
durch dem Handel und Export Oesterreichs gesichert 
worden wäre, dessen war sich der Leiter der auswär- 
tigen Angelegenheiten in Oesterreich-Ungarn in vollem 
Umfange bewusst. 

Einerseits stand es also fest, dass Oesterreich da- 
rauf bedacht sein musste, die beiden in Frage stehenden 
Provinzen wenn irgend möglich seinem Besitzstande 
einzuverleiben. Auf der anderen Seite stellten sich aber 
einem zweckentsprechenden Vorgehen Bedenken und 
Schwierigkeiten von so heikler und schw^erwiegender 
Natur entgegen, dass eine diesbezügliche Aktion nur 
unter den grössten Kautelen geraten erschien. 

Würde Russland, das nach alP den blutigen Käm- 
pfen seine erhofften Gebietserweiterungen und sonstigen 
politischen Vorteile auf ein so winziges Minimum herun- 
tergeschraubt sah, es zugeben, dass der Kongress 
Oesterreich , welches thatenlos dem Kriegsschauspiele 
zugesehen hatte , mit wenigen Federstrichen zwei so 
wichtige Provinzen zuspreche? 

Würde andererseits die Türkei auf eine weitere, 

schonungslose Verstümmelung ihres in so vitaler Weise 

bedrohten Besitzstandes eingehen? Und wie sollte man 

endlich die öffentliche Meinuno: in den beiden Krön- 

ländern versöhnen, welche sich in der entschiedensten, 

3 
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unzweideutigsten Weise gegen eine Annexion der bei- 
den türkischen Provinzen aussprach? — 

Andrassy nahm den Kampf mit diesen Schwierig- 
keiten unentwegt auf; aber — ohne Konzessionen zu 
machen, vermochte er allerdings nicht zum Ziele zu 
gelangen : Um den Protesten RuSvSlands und der Türkei 
vorzubeugen, verzichtete er ausdrücklich auf eine In- 
korporation der beiden Provinzen in das öster- 
reichisch-ungarische Gebiet. Gleichwohl hatte er aber 
nicht die Absicht, hiermit auch auf den Besitz der 
beiden türkischen Vilayets zu verzichten ; vielmehr nahm 
er seine Zuflucht zu einem Auswege, dessen sich we- 
nige Tage zuvor der Leiter der englischen Politik in 
ähnlicher Lage bedient hatte. Dieser brachte nämlich 
mit der ottomanischen Retjieruno^ einen Vertrag: zum 
Abschluss, kraft dessen die Insel Cypern von Eng- 
land administriert und okkupiert werden sollte, ohne 
dass dadurch — wne besonders hervorgehoben 
wurde — den Souveränitätsrechten des Sul- 
tans Eintrag geschehen sollte. 

Andrassy adoptierte diese Massregel für das neu 
zu schaffende Verhältnis zwischen Oesterreich-Ungarn 
einerseits und Bosnien nebst der Herzog^owina anderer- 
seits, mit der Voraussicht, auf diese Weise die erstrebte, 
thatsächliche Machtstellung mit w^eitgehenden Befugnis- 
sen in den beiden Vilayets zu erhalten — allerdings ohne 
die Garantieen einer rechtlich vollkommenen Herrschaft. 
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Um aber andererseits die Verantwortung einer der- 
artigen Massnahme von sich abzuwälzen und die erreg- 
ten Gemüter in Oesterreich-Ungam zu besänftigen, traf 
er schon im Voraus mit England eine Verabredung, 
inhaltlich deren ihm auf Antrag des englischen Bevoll- 
mächtigten die Okkupation und Administration 
der beiden Provinzen in der Form eines vom allge- 
meinen europäischen Interesse getragenen Mandates 
gewissermassen aufoktroyiert werden sollte. 

Vom politischen Standpunkte aus gesehen, stellt 
sich das Verfahren Andrassy's als eine Reihe fein aus- 
gedachter Schachzüge dar, obgleich deren Ausführung 
vielleicht stellenw^eise etwas umsichtiger hätte in Szene 
gesetzt w^erden dürfen. Das Staatsschiif konnte auf 
diese Weise ungefährdet zwischen Scylla und Charibdis 
hindurchsteuem und unangefochten das angestrebte Ziel 
erreichen: Eine gesicherte Machtstellung in Bosnien 
und der Herzogowana mit der An\vartschaft auf eine 
spätere Einverleibung derselben in die österreichisch-unga- 
rische Monarchie. In juristischer Beziehunof konnte 
das neu zu schaffende Verhältnis allerdings nur einen 
zweifelhaften Charakter tragen, das allein in der siche- 
ren Erw^artung eine Garantie für seinen ununterbrochenen 
Bestand zu finden vermochte, dass die Türkei nie im- 
stande sein w^ürde, ihre Rechtsansprüche auf die beiden 
Provinzen mit dem nötigen Nachdrucke geltend zu 

machen, 

3* 
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§ 5- Auf der anderen Seite konnte aber auch füg- 
lich keine der Si^natarmächte darüber im Unklaren ge- 
blieben sein, dass Oesterreich-Ungarn unter dieser Ueber- 
nahme zur Okkupation und Verwaltung keine blos zeit- 
weilige, vorübergehende Besetzung der Provinzen 
zu verstehen beabsichtigte, sondern dass es hiermit nur 
den ersten, gewichtigsten Schritt zu einer definitiven 
Einverleibung der fraglichen Distrikte zu thun ge- 
sonnen w^ar/) 

Lord Beaconsfield sah sich zwar weniore Tajie 
nach der Verhandlung der bosnischen Frage veran- 
lasst, zu Beginn der Sitzung vom 5. Juli im Namen 
Englands zur Vermeidung falscher Auslegungen den 
über Bosnien und die Herzogowina getroffenen Bestim- 
mungen folgende erklärende Bestimmungen hinzuzu- 
fügen^: »Une partie de la presse qüalifie cette decision 
de partage de la Turquie. C'est au contraire pour 
prevenier un partage qu'elle a ete prise. De 
nombreux precedents historiques la justifient: La Bos- 
nie abandonnee a elle-meme, entouree d'Etats inde- 
pendants, ou demi-independants, eüt et6 en bien peu 
de temps le theätre de lüttes sanglants. Dans cette 
Situation la Grande Bretagne a fait apell ä une puis- 
sance voisine, fort interessee au maintien de la paix; 
PEurope, partageant la meme pens6e a confi^ ä PAu- 



M Vgl. hierzu Beer, Orientalische Politik Oesterreichs S. 742. 
2) Protocoles du congres, de Berlin, seance du 5. juillet. 

Samver, Nouveau recueil de traites etc. S6ne II, Bd. 3, S. 394. 
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triche-Hongrie Toccupation et Tadministration de la 
Bosnie, comme eile lui avait confie une semblable mis- 
sion ä plus d'une reprise dejä.« 

Wir vermögen jedoch in Betreff dieser Erklärung 
nicht die Ansicht Bluntschlis zu teilen, welcher an- 
nimmt, Lord Beaconslield habe die Okkupation Bos- 
niens und der Herzogowina nur als ein Interimis- 
t i c u m charakterisieren wollen*). Der englische Minister 

hat mehr denn einmal zur Genüge bewiesen, dass er 

• 

ein D i p 1 o - mat in des Wortes intimster Bedeutung 
war. Die Zweideutigkeit seiner Bemerkung findet 
ihren notwendigen Kommentar in der Rede, welche er 
kurz darauf zur Rechtfertigung der auf dem Berliner 
Kongresse befolgten Politik am i8. Juli vor dem eng- 
lischen Oberhause hielt.^) Nachdem er an dieser Stelle 
seine Ausführungen vom 5. Juli fast wörtlich wieder- 
holt, fährt er fort: »Ein Land mag Provinzen verlieren, 
aber das ist keine Teilung. Wir haben jüngst 
gesehen, dass eines der reichbegabtesten Länder (Frank- 
reich) Provinzen eingebüsst hat; ist Frankreich 
darum ein geteiltes?« Und nun führt er in einer 
Art von Beredsamkeit, welche einem Sophisten des 
athenischen Areopages zur Ehre gereicht hätte, des 
Weiteren aus, dass von einer Teilung der Türkei nicht 
die Rede sein könne — möge sie auch noch so viele 



^) Revue de droit international; tome 13, p. 584. 
*) Journal of de Housc of Lords, Jahrs;ang 1878, Protokoll vom 18. 
Juli; Schulthess, Europäkscher Geschichtskalender, Jahrg. 1879, S. 323. 
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Provinzen verlieren — solansre nur der Halbmond von 
den Minarets Konstantinopels herabschimmere. 

Vom politischen Standpunkte aus kann es da- 
rum nicht zweifelhaft sein, dass die Signatarmächte des 
Berliner Vertrags bei Unterzeichnung der Vertrags- 
artikel im vollen Bewusstsein handelten, durch das 
Oesterreich-Unofarn übertragene Mandat diesem eine 
Stellung zuzuweisen, welche ihm nicht nur bereits da- 
mals eine sehr weitgehende Machtbefugnis ga\?, son- 

dern auch die denkbar sicherste Garantie bot, bei einer 

» 

etwaigen Katastrophe im Orient, wie man sie für die 
nächsten Dezennien voraussehen zu müssen glaubte, 
sofort in den Vollbesitz der rechtlichen Herrschaft über 
die beiden türkischen Provinzen zu treten. Wenn sich 
aber hinwiederum der Leiter der österreichischen Poli- 
tik bereit finden Hess, um den Gegnern seiner Pläne 
einige Konzessionen zu machen, sich mit einer rechtlich 
beschränkten und unvollkommenen Machtstellung zu be- 
gnügen, so geschah dies wohl nur in' der Erwartung 
einer absehbaren Bankerotterklärung des ottoma- 
nischen Reiches ; oder doch zum mindesten in der \\)r- 
aussetzung, dass die hohe Pforte nie wieder eine solche 
Machtstellung würde einnehmen können, um etwaige 
Ansprüche auf die betreffenden Provinzen mit Erfoliz; 
geltend zu machen. 



ABSCHNITT IIL 

Die Okkupation durch. 
Oestorreicli-Ungarn. 



§ 6. Aus den oben dargelegten politischen Er- 
M^ägungen gingen offenbar die Bestimmungen des Art. 
25 des Berliner Vertrages hervor. Wie gestaltete sich 
aber nun im weiteren Verlaufe die Ausführung dieses 
europäischen Mandates durch die österreichisch-unga- 
rische Regierung? 

Naturgemäss musste mit einer schleunigen Okku- 
pation der in Rede stehenden Provinzen durch öster- 
reichische Truppen begonnen werden. Nachdem be- 
reits am 22. Juli 1878 der strategische Aufmarsch der 
zu diesem Zwecke aufgebotenen Armee vollendet war, 
und diese operationsfähig an der Grenze lagerte, erfolg- 
ten am 24. Juli Verhandlungen*) zwischen den öster- 
reichischen und türkischen Bevollmächtigten behufs Er- 



^) Schulthess, Europ. Geschichtskalender, Jahrgang 1878, S. 236. 
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zielung eines Einverständnisses zwischen beiden Mächten 
in Bezug auf die Okkupation Bosniens und der Her- 
zogowina. Da dieselben jedoch in Folge der Weiterung 
Andrassys, auf die von der Türkei gestellten Beding- 
ungen einzugehen, erfolglos blieben, erging am 29. Juli 
auf die Anzeige hin, dass die Ratifikationen der Be- 
schlüsse der Berliner Konferenz seitens sämtlicher Kon- 
gressmächte vollzogen seien, der umgehende Befehl an 
die Okkupationsarmee, in Bosnien und der Herzogowina 
einzurücken. ZuMeich erliess der Oberkommandant der 
Truppen, Feldzeugmeister Philippovic am 25. Juli 
1878 eine Proklamation an die Bewohner der zu 
besetzenden Distrikte, in welcher dieselben zu einem 
ruhigen und freundlichen Empfange des Okkupationskoq^s 
aufgefordert, und ihnen die \^orzüge eines wohlwollen- 
den und gewissenhaften Regiments in Aussicht gestellt 
wurden. 

Ihr Wortlaut ist folgender:^) »Die Truppen des 
Kaisers von Oesterreich und Königs von Ungarn sind 
im Begriife, die Grenzen Eures Vaterlands zu über- 
schreiten. Sie kommen nicht als Feinde, um sich dieses 
Landes gewaltsam zu bemächtigen, sie kommen als 
Freunde, um den Uebeln ein Ende zu bereiten, welche 

1) Sammliinp: der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normal\veisunt>;en, Bd. L, S. 3. 

WMener Zeituni^ vom 28. Juli 1878, Xr. 172. 

Schulthess, Europäischer (ieschichtskalender Jahrg. 1878, S. 237. 

Staatsarchiv von Aegidi und Klauhold, Nr. 6888, Bd. 35, S. 250. 
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seit einer Reihe von Jahren nicht nur Bosnien und die 
Herzegowina, sondern auch die angrenzenden Länder 
von Oesterreich-Ungam benachteiligen. 

Der Kaiser hat mit Schmerz vernommen, dass der Bür- 
gerkrieg dieses schöne Land verwüstet, dass die Bewohner 
desselben einander bekriegen, dass Handel und Wandel 
unterbrochen, Eure Herden dem Raube preisgegeben, 
Eure Felder unbebaut sind, und das Elend heimisch 
geworden ist in Stadt und Land. Grosse und schwere 
Ereignisse haben es Eurer Regierung unmöglich ge- 
macht, die Ruhe und Eintracht, auf denen die Wohl- 
fahrt des Volkes beruht, dauernd herzustellen. 

Der Kaiser und König konnte nicht länger ansehen, 
wie Gewaltthätigkeit und Unfriede in der Nähe seiner 
Provinzen herrschten, wie Not und Elend mehr und 
mehr an die Grenzen seines Staates pochten. Er hat 
das Auge der Europäischen Staaten auf Eure Lage 
gelenkt, und im Rathe der Völker wurde einstimmig 
beschlossen, dass Oesterreich-Ungarn Euch die Ruhe und 
W^ohlfahrt wiedergebe, die Ihr so lange entbehrt. 
Seine Majestät der Sultan, von dem Wunsche für 
Euer Wohl beseelt, hat sich bewogen gefunden, 
Euch dem Schutze seines mächti^ren Freun- 
des, des Kaisers und Königs anzuvertrauen. 

So werden denn die k. und k. Tru[)pen in Eurer 
Mitte erscheinen. Sie bringen Euch nicht den Krieg, 
sondern den Frieden. 



— 42 — 

Unsere Waffen sollen jeden schützen und keinen 
unterdrücken. 

Der Kaiser und König befiehlt, dass alle Söhne 
dieses Landes gleiches Recht nach dem Gesetze ge- 
niessen, dass sie alle geschützt werden in ihrem Leben, 
in ihrem Glauben, in ihrem Hab und Gut. 

Eure Gesetze und Einrichtungen sollen nicht will- 
kürlich umgestossen, Eure Sitten und Gebräuche sollen 
geschont werden. Nichts soll gewaltsam verändert 
werden, ohne reifliche Erwägung dessen, was Euch 
notthut. 

Die alten Gesetze sollen gelten, bis neue erlassen 
werden. Von allen weltlichen und geistlichen Behörden 
wird erwartet, dass sie die Ordnung aufrecht erhalten 
und die Regierung unterstützen. 

Die Einkünfte dieses Landes sollen ausschliesslich 
für die Bedürfnisse des Landes verwendet werden. Dit^ 
rückständigen vSteuern der letzten Jahre sollen nicht 
eingehoben werden. 

Die Truppen des Kaisers und Königs sollen das 
Land nicht bedrücken noch belästigen. Sie werden 
mit Geld bezahlen, w^as sie von den Einwolinern be- 
dürfen. 

Der Kaiser und König kennt Eure Beschwerden und 
wünscht Euer Wohlergehen. 

Unter seinem mächtigen Szepter w^ohnen viele 
Völker beisammen und jedes spricht seine Sprache. Er 
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herrscht über die Anhänger vieler Religionen und jeder 
bekennt frei seinen Glauben. 

Bewohner von Bosnien und der Herzegowina! 

Begebt Euch mit Vertrauen unter den Schutz 
der glorreichen Fahnen von Oesterreich-Ungarn. Em- 
pfanget unsere Soldaten als Freunde, gehorchet der 
Obrigkeit, nehmet Eure Beschäftigung wieder auf und 
Ihr sollt geschützt sein in den Früchten Eurer Arbeit.« 

Die Occupationsarmee stiess jedoch in der Folge 
auf ungeahnte Schwierigkeiten, und erst nach einer 
Reihe blutiger Zusammenstösse mit den insurgierenden 
Einwohnern war die Occupation gegen Ende September, 
also nach Ablauf zweier Monate, zur vollendeten That- 
sache geworden. N o v i b a z a r , das strategisch wich- 
tigste Terrain, blieb jedoch vorläufig noch in den 
Händen der Aufständischen, welche als die »vielofctreuen 

' CT) 

Insurgenten Sr. Majestät des Sultan« in beträchtlicher 
Anzahl die entscheidenden Positionen besetzt hielten. 
In Anbetracht der verhältnismässig sehr bedeutenden 
Schwierigkeiten, mit welchen eine gewaltsame Besetz- 
ung jener hochgelegenen Punkte verbunden gewesen 
wäre, musste die Okkupationsarmee von einem Angriffe 
auf dieselben Abstand nehmen, um nicht ihre Verluste 
zu verdoppeln und die in Oesterreich-Ungarn herrschende, 
schon ohnedies heftige Erbitterung zu verschärfen. 

Am 7. Oktober^) übergiebt der türkische Bevoll- 

') Schul thi^ss, Europ. Gcschichtskalcndcr, Jahrgang: 18/8,8. 246. 
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mächtigte dem auswärtigen Amte in Wien ein Rund- 
schreiben der Pforte, welches lebhaft gegen ein angeb- 
lich so brutales Vorgehen protestiert, wie es sich die 
Occupationstruppen hätten zu Schulden kommen lassen, 
und mit Rücksicht darauf den Abschluss einer den 
Art. 25 des Berliner Vertrages ergänzenden Konvention 
von der Hand weist. Wenige Tage darauf, bereits am 
14. Oktober^), giebt der österreichische Botschafter in 
Konstantinopel in prompter Beantwortung dieser Note 
bei der hohen Pforte eine Erklärung ab, wo Oesterreich- 
Ungarn die Behauptungen der Türkei betreffend das 
Vorgehen der Okkupationsarmee energisch zurückweist 
und des Weiteren zu verstehen giebt, dass die Droh- 
ung der Türkei keinen übermässig erschütternden Ein- 
druck auf dasselbe ausgeübt habe, indem der Berliner 
Vertrag den Abschluss einer den Art. 25 ergänzenden 
Konvention nur fakultativ in Aussicht nehme, und 
dass das NichtZustandekommen einer derartigen Kon- 
vention Oesterreich nicht hindern könne, noch werde, 
nach Massgabe des Berhner Vertrages vorzugehen. 

§ 7. hl den beiden türkischen Provinzen hatte 
sich indessen offenbar ein schneller Umschwung in der 
öffentlichen Meinung zu Gunsten Oesterreichs vollzogen. 
Derselbe bezeugte sich nicht allein durch das im All- 
gemeinen friedfertige Verhalten der Landesbewohner, 
sondern es ist besonders zu vermerken, dass auch eine 



*) vS c h u 1 1 h CSS, Europ. Geschichtskalender, jalvg. 1878, S. 246. 
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Deputation der angesehensten Begs des Landes dieser 
Oesterreich-Ungarn freundlichen Stimmung einen for- 
mellen Ausdruck gab, indem sie bereits am 8. Novem- 
ber,) desselben Jahres dem General Philippowic eine von 
69 der reichsten Moslims Serajewo's unterschriebene 
i\dresse an den Kaiser von Oesterreich überreichte, 
worin um die Annexion beider Provinzen, um 
Organisation einer selbständigen muhamedanischen Kir- 
chenbehörde und um Erlass einer Amnestie gebeten 
wurde,^ welch' letzterer auch bereits am 9. November 
erfolgte. Ja, kurze Zeit darauf begab sich sogar eine 
Abordnung bosnischer Notabein nach Pesth, wo sie am 
12. Dezember 1878*) vom Kaiser in persönlicher Audienz 
empfangen wurde und demselben eine erneute Bitte um 
Annexion ihrer Heimatsprovinzen vortrug. Des Kaisers 
Erwiderung lautete allerdings nur ausweichend, indem 
er versicherte, dass die vorgetragenen Wünsche, so- 
weit sie berechtigt seien, in Erwägung gezogen, und 
alle begründeten Rechte und Gewohnheiten der Provin- 
zen unangetastet bleiben sollten. 

Wir müssen an dieser Stelle auch einer Erklä- 
rung Andrassy's Erwähnung thun, welche in eben- 
diese Zeit fällt und für eine richtige Auffassung der in 
Frage stehenden Verhältnisse sehr bedeutsam ist. In 



1) Schul thess, Eiirop. Gcschichtskalender, Jiihr^. 187S, S. 258. 

2) Schulthess, Eiirop. Geschichtskalcndcr, Jahrg. 1S7S, S. 259. 
S) Schulthess, Jahrcr. 187S, S. 268. 
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den letzten Tagen des November erging im Budget- 
ausschusse der österreichischen Delegation eine In- 
tei'pellation an die Regierung, welche Auskunft über die 
Dauer der Okkupation, die Möglichkeit einer Annexion 
Bosniens und der Herzogowina und über das Unter- 
bleiben der in Aussicht gestellten Verständigung mit 
der hohen Pforte forderte.^) Am i. Dezember präzi- 
fierte Andrassy in — offenbar wohlüberlegter — Er- 
widerung hierauf seine diesbezügliche Auffassung dahin, 
dass die Okkupation so lange dauern werde, 
bis die von Europa anerkannten Zw^ecke 
derselben erreicht und die Gefahren abo-e- 
wandt seien; bis die Türkei die gebrachten 
Opfer ersetze und eine sichere Gew^ähr da- 
für biete, dass der geschaffene Zustand 
sich unter ihrer Herrschaft nicht verschlech- 
tere. Sollte es zur Frage der Annexion 
kommen, so würden die gesetzgebenden 
Körper in Verbindung mit der Krone darü- 
ber zu entscheiden haben. Der Abschluss einer 
Konvention sei unterblieben, weil die Pforte anfanirs 
Bedingungen gestellt habe, welche mit dem Berliner 
Vertrag in Widerspruch gestanden seien. 



^^^pM^iU HBaiH V 



») Müller, Politische Gesch., Jahrg. 1878, S. 172. 



ABSCHNITT IV. 

Die ttirkiscli-österreichisclie 

Konvention. •) 



Mit der Okkupation der beiden Provinzen durfte 
das nächste Ziel , welches die Politik Andrassy's an- 
strebte, als erreicht angesehen werden. Aber noch 
waren nicht alle im Art. 25 des Berliner Vertrages ge- 
troffenen Bestimmungen zur Ausführung gelangt; denn 
das militärisch so wichtige Gebiet von Novibazar 
befand sich noch immer im ausschliesslichen Besitze 
der hohen Pforte, ohne dass Oesterreich-Ungcirn an 
eine Verwirklichung der ihm zustehenden Privilegien 
hätte herantreten können. Eine gewaltsame Besetzung 
der in Frage stehenden Positionen hätte einen ganz 



*) Staatsarchiv, Bd. 36, S. 292; 

S a m V e r, Nouveau recueil de traites, Serie II, Bd. 4, S. 422. 
Sammlung der für Bosnien und die Hcrzogowina erlassenen Ge- 
setze etc., Bd. I, S. 4. 

Schulthess, Bd. 20, S. 321. 
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unverhältnismässi^en Aufwand von Mitteln und Truj)i)tMi 
erfordert und überdies die kaum beruhigten Landstriche 
von neuem in die Unruhe eines erbitterten Kampfes 
gestürzt. Die österreichische Regierung fühlte sich aus 
diesem Grunde veranlasst, auf friedlichem Wege eine 
Uebereinkunft mit der Pforte herbeizuführen, indem sie 
sich in erneute Verhandlungen betreffs der schon längst 
in Aussicht genommenen Konvention einliess. Diesel- 
ben führten diesmal auch wirklich zu einem annehmbaren 
Ziele, und das solchergestalt getroffene Abkommen bei- 
der Mächte wurde am 21. April 1879 ^^ Konstantinopel 
unterzeichnet. Dasselbe lautet in seinen wichtigsten 
Punkten folgendermassen') : 



»Les Gouvernements d'Aut- 
riche-Hongrie et de Turquie 
s'etant reserve de s'entendre 
sur les detciils de roccupation 
stipulee par Tarticle XXV du 
traite de Berlin, et le fait 
de roccupation de la 
Bosnie et de THerzego- 
vine neportant pas at- 
teinte aux droits de 
Souverainete de Sa Ma- 
jeste Imperiale le Sultan 
sur ces provinces, les 



j>Nachdem sich die Re- 
gierungen Oesterreicli-Ungarn 
und der Türkei vorbehalten 
haben, sich über die Einzel- 
heiten der durch Art. 25 de- 
Berliner Vertrages stipulierten 
Okkupation zu verständigen, 
und die Thatsache der 
Okkupation Bosnien^^ 
und der Herzegowina 
die Souveränitätsrechte 
Seiner Majestät des Sul- 
tans nicht beeinträchtigt, 



*) Samver, Nouveau recueil, Bd. 4, S. 422; 
Sammlung der für Bosnien und die Herzegowina erlassenen Gesetze. 
Verordnungen etc., Bd. I, S. 4. 
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deux Gouvernements ont nom- 
ine pour Plenipotentiaires etc. ; 
lesquels aprte avoir echang6 
leurs pleins pouvoirs trouvös en 
bonne et due forme, sont con- 
venus des articles suivants: 



Article I. 
L'administration de la Bos- 
nie et de THerzegovine sera 
exerc^e conform^ment ä Tar- 
ticle XXV du Traite de Ber- 
lin ; toutefois, le Gouvernement 
austro-hongrois n'objecte pas 
ä conserver tous ceux des 
fonctionaires actuels qui pos- 
sederaient les aptitudes neces- 
saires pour la bonne admini- 
stration de leur emploi. En 
cas de remplacement le choix 
du Gouvernement austro-hon- 
grois porterait de pr6f6rence 
sur . les personnes originaires 
de ces provinces. 



Article IL 
La liberte et la pratique 
ext6rieure de tous les cultes 



so haben die beiden Mächte 
zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt etc., welche nach 
Austausch ihrer Vollmachten, 
die in guter und gehöriger 
Form befunden worden sind, 
sich über folgende Artikel ge- 
einigt haben: 

Artikel i. 
Die Verwaltung Bosniens 
und der Herzegowina wird 
entsprechend Art. 25 des Ber- 
liner Vertrages durch Oester- 
reich-Ungarn ausgeübt ; die 
österreichisch-ungarische Re- 
gierung ist gleichwohl dazu 
bereit, alle diejenigen von 
den gegenwärtigen '' Funktio- 
nären beizubehalten , welche 
die nötige Eignung besitzen, 
ihr Amt zu verwalten. Im 
Falle einer Ersetzung würde 
die Wahl der österreichisch- 
ungarischen . Regierung vor- 
zugsweise auf solche Personen 
zu lenken sein, welche in die- 
sen Provinzen geboren sind. 

Artikel IL 
Die Freiheit und äussere 
Ausübung aller bestehenden 

4 
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existants seront assurees aux 
personnes habitants ou s6jour- 
nant en Bosnie et en Herze- 
g^ovine. Notamment pleine 
libert^ est assur6e aux niusul- 
mans dans leurs rapports avec 
leurs chefs spirituels. Les Com- 
mandants des troupes de Sa 
Majeste TEmpereur et Roi et 
les autorites administratives 
continueront ä veiller avec le 
plus grand soin ä ce qu'il ne 
soit port6 aucune atteinte ä 
Thonneur, aux moeurs, ä la 
liberte du culte, c\ la securite 
des personnes et des proprietes 
des musulmans. 

Toute aggression contre 
des musulmans, leurs biens ou 
leur religion sera s^verement 
punie. Lenom de Sa Ma- 
jeste le Sultan continuera 
ä etre prononcedans les 
priores publiques des 
musulmans co mm e p a r 
le passe. Entant qu'il 
serait d'usage de his- 
ser le drapeau ottoman 
sur les minarets, cet 
usage sera respecte. 



Kulte werden den in Bosnien 
und der Herzogowina sich 
aufhaltenden und ansässigen 
Personen gesichert. Nament- 
lich wird volle Freiheit der 
Muselmänner in ihren Bezie- 
hungen zu ihren geistlichen 
Oberhäuptern zugesichert. Die 
Truppenkommandanten Seiner 
Majestät des Kaisers und Kö- 
nigs, sowie die Verwaltungs- 
behörden werden fortfahren, 
mit der grüssten Sorgfalt da- 
rüber zu wachen, dass der 
Ehre, den Sitten, der Freiheit 
1 der Religionsübung, der Si- 
cherheit der Personen und des 
Eigentums der Moslim keiner- 
lei Eintrag geschehe. Der 
Name Sr. Majestät des 
Sultan wird auch ferner- 
hin in den öffentlichen 
Gebeten der Moslim ge- 
nannt werden, wie dies 
vordem geschehen. In- 
sofern es Gebrauch sein 
sollte, die os manische 
Flagge auf denMinarets 
zu hissen, wird dieser Ge- 
brauch respektiert wer- 
den. 
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Article III. 1 

Les revenues de la Bosnie ' 
et de THerzegovine seront 
iiffectees exclusivement äleurs 
besoins , leur administration 
et des ameliorations jug^es 
necessaires. 

Article IV. 

Les monnaies ottomanes 
effectives continueront ä avoir 
libre cours en Bosnie et en 
Herzegovine. 



Article V. 

La Sublime porte disposera 
a sa guise des armes, du ma- 
teriel de guerre et d' autres ob- 
jets appartenant au Gouverne- 
ment Ottoman et qui se trou- 
vaient dans les places fortes 
ou dans les garnisons. A cet 
eflet il sera dresse des inven- 
taires avec l'intervention des 
Commissaires des deux Gou- 
vernements. 

Article VI. 

La question du traite- 
ment des habitants de la 
Bosnie et de l'Herzego- 



Artikel III. 
Die Einkünfte Bosniens und 
der Herzegowina werden aus- 
schliesslich für deren Bedürf- 
nisse und die als notwendig 
erachteten Verbesserungen ver- 
wandt werden. 

Artikel IV. 

Die effektiven türkischen 
Münzen werden auch in Zu- 
kunft freien Umlauf in Bos- 
nien und der Herzogowina 
haben. 

Artikel V. 

Die hohe Pforte wird nach 
ihrem Befinden über die Waf- 
fen, das Kriegsmaterial und 
andere der osmanischen Re- 
gierung angehörige Gegen- 
stände, welche sich in den 
festen Plätzen oder Garniso- 
nen befinden, verfügen. Zu 
diesem Zwecke werden unter 
Mitwirkung von Kommissaren 
der beiden Regierungen In- 
ventare aufgenommen werden. 

Artikel VI. 

Die Frage wegen Be- 
handlung derjenigen Be- 
wohner Bosniens und der 

4* 
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vine s6journant ou voya- ] Herzegowina, welche 
geant hors de ces pro- sich ausserhalb dieser 
vinces sera regime ult6- Provinzen aufhalten, 
rieurement par un ar- oder reisen, wird später 
ra ngement special.« durch ein besonderes 

Uebereinkommen gere- 
gelt werden.f 

Art. 7 bis 10 behandeln in detaillierter Weise das 
Recht Oesterreich-Ungarns j einzelne Punkte im Sand- 
schak Novibazar zu besetzen. 

In Folge dieser Abmachungen war Oesterreich- 
Ungarn nunmehr auch die militärische Beherrschun<:2; 
Novibazars und des Zuganges zum Vardarthale gewähr- 
leistet. Der Einmarsch der österreichischen Truppen 
konnte in Folge dessen ohne jeglichen Zwischenfall von 
statten gehen, und mit der Besetzung Prjepolje's am 
14. September 1879 vermochte auch die Besetzung des 
Limgebietes, wie sie im Berliner Vertrage vorausge- 
sehen w^ar, als durchgeführt angesehen werden. 

Den ersten Teil des ihm übertragenen europäi- 
schen Mandates hatte Oesterreich-Ungarn somit ausge- 
führt: Die Okkupation war beendet. Die andere Auf- 
gabe, welche ihm mit der Verwaltung beider Provinzen 
gestellt worden, war zwar auch bereits in Angriff ge- 
nommen; doch harrten seiner auf diesem Gebiete noch 
eine Reihe schwieriger Probleme, welche ihrer Lösunj:; 
entgegensahen. 



ABSCHNITT V. 

Die ^er\valturigsth.atigkeit 
der österreichisdri-ungarisclieii 
JRegiei?Ting in ^Bosnien und der 

Herzogo^w^ina. 



§ 9. I. Bereits mit dem ersten Januar 1879 war 
auf Grund des am 29. Oktober 1878 vom Kaiser ge- 
nehmigten Entwurfs eine eigene Landesregierung 
für Bosnien und die Herzegowina in Wirksamkeit ge- 
treten/) welche sich aus drei Abteilungen zusammen- 
setzte: Einer für die innere Verwaltung, einer anderen 
für die Justiz und einer dritten für die Finanzen. Diese 
wurden alle dem gemeinsamen Ministerium unmittelbar 
untergeordnet. 



*) Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normalweisungen, Bd. i, S. lo. 
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2. Kurz darauf — bereits im März des folgenden 
Jahres — wurde eine provisorische Agrarver- 
fassung für die beiden Provinzen veröffentlicht, da 
das eigentümlich komplizierte und verklausulierte Ag- 
rarrecht des türkischen Reiches unter den vorgefundenen 
türkischen Rechtsmaterien wohl am wenigsten Eignuno; 
besass, von einer europäischen Regierung in Gebrauch 
genommen zu werden. 

3. Am 20. Dezember 1879, also nicht lange nach 
Abschluss der Konvention, erfolgte die Publikation eines 
Gesetzes/) in welchem für die Zukunft die ausschhessliche 
Geltung der österreichischen Währung fest- 
gesetzt wurde. 

4. Das folgende Jahr brachte in erster Linie die 
Publikation eines bereits im Oktober 187g vorgelegten 
Gesetzes, betreffend die . Verwaltung Bosniens 
und der Herzogowina, dessen wesentlicher Inhalt 
folgender ist :*) 

»§ I. Das Ministerium ist im Geiste der für die 
gemeinsamen Angelegenheiten der Monarchie bestehen- 
den Gesetze ermächtigt , beziehungsweise angewiesen, 
auf die durch das gemeinsame Ministerium zu leitende 



1) Oesterr. R. G. B. 1879, Stück 136; 

Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze etc., Bd. 111 B, S. 52. 

2) Oesterr. R. G. Bl. Kro. 18; Ung. G. A. VI ex 1880. 
Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Gt> 

setze etc., Bd. I, S. 8. 
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» 

provisorische (!) Verwaltung Bosniens und der Herze- 
gowina unter verfassungsmässiger Verantwortung Ein- 
fluss zu. nehmen. 

§ 2. An allen jenen Beratungen, welche behufs 
Feststellung der Richtung und Prinzipien dieser provi- 
sorischen Verwaltung, sowie über die Anlage 
von Eisenbahnen im gemeinsamen Ministerium abgehal- 
ten werden, nimmt das Ministerium Teil. 

§ 3. Die Verwaltung der beiden Länder ist so 
einzurichten, dass die Kosten durch die eigenen Ein- 
künfte gedeckt werden. Insofern jedoch die Verwaltung 
Bosniens und der Herzegowina für bleibende Institutio- 
nen, die nicht in den Bereich der laufenden Administra- 
tion gehören, wie für Eisenbahnen, öffentliche Bauten 
und ähnliche ausserordentliche Ausgabeposten finanzielle 
Leistungen in Anspruch nimmt, können solche nur auf 
Grund von in beiden Teilen der Monarchie übereinstim- 
mend zu Stande gekommenen Gesetzen gewährt werden. 

§. 4. Auf demselben Wege sind Grundsätze fest- 
zustellen, nach welchen die nachfolgenden Angelegen- 
heiten in Bosnien und der Herzogow^ina geregelt und 
verwaltet w^erden sollen: 

i) die Zolleinrichtungen; 

2) diejenigen indirekten Abgaben, w^elche in beiden 
Teilen der Monarchie nach vereinbarten, gleich- 
artigen Gesetzen gehandhabt werden; 

3) das Münzwesen. 
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§ 5- Die Aenderung des bestehenden 
Verhältnisses dieser beiden Länder zu der 
Monarchie bedarf der übereinstimmend en 
Genehmigung der Legislativen der beiden 
Teile der Monarchie.« 

Für die Zukunft der beiden Provinzen ist jedenfalls 
§ 5 dieses Verwaltungsgesetzes derjenige, welcher am 
schwersten in das Gewicht fällt, und werden wir über 
seine Rechtmässigkeit an anderer Stelle Untersuchungen 
anstellen. 

5. Wenige Monate nach der Publikation dieses 
Gesetzes erfolgte am 28. März 1880 der Abschkiss 
eines Konkordates mit dem ökumenischen Pat- 
riarchen in Konstantinopel betreffend die Re- 
gelung der griechisch-orthodoxen Kirchenangelegen- 
heiten in Bosnien und der Herzogowina.*) 



1) Sein Wortlaut ist folgender 
Herzogowina erlassenen Gesetze etc. 

A la suite de la transmibsion de 
Tadministration politique des pro- 
vinces de Bosnie et d'Herzegovine 
au Gouvernement de Sa Majest^ 
Imperiale et Royale Apostolique, 
TEmpereur d'Autriche et Roi d'Hon- 
gri€, les deux parties 6tant tombees 
d*accord sur certaines dispositions ä 
prendre en vue de regier provi- 
soirement les relations des dio- 
ceses orthodoxes de Bosnie, d'Ersch 
et de Svornik, situes dans les dites 
provinces, avec Tautorite supreme 
de notre Saint Siege Patriarcal 



(Sammlung der für Bosnien und die 
Bd. I, S. 322): 

In Folge der Uebertragung der 
Administration der Provinzen Bos- 
nien und Herzogowina an die Re- 
gierung Seinei k. und k. Apostoli- 
schen Majestät des Kaisers von 
Oesterreich und I^önigs von L'ngam, 
haben sich beide Teile über gewisse 
Verfügungen geeinigt, welche in 
Absicht auf die provisorische 
Regelung der Beziehungen der ortho- 
doxen Diözesen von Bosnien, der 
Herzogowina und Zvornik zu ihrem 
obersten Hirten, mit unserem heiligen 
Stuhle eines ökumenischen Patriar- 
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Dasselbe bestimmt, dass die Bischöfe in den okku- 
pierten Provinzen in Zukunft durch den Kaiser von 
Oesterreich ernannt werden und das sogenannte heilige 
Oel von dem Patriarchen in Konstantinopel empfangen 
sollen. 



oecum^nique et apostolique dont ils 
relevent: le Gouvernement de Sa 
Majest6 Imperiale et Royale Aposto- 
lique par Pentremise de S. ExcelJenz 
Mr. le comte Dubsky, nous soumit 
ä nous et au Saint Synode, preside 
par nous, les propositions suivantes 
contenues dans sept articles: 

A rticle I. 

Les eveques de PEglise orthodoxe 
actuellement en fonction en Bosnie 
et en Herzegovdne sont coniirmes 
et maintenus dans les si^ges epis- 
copaux qu'il occupent. 

A rticle IL 

En cas de vacance d'un des trois 
si^es metropolitains en Bosnie et 
en Herzegovine Sa Majest6 Imperiale 
et Royale Apostolique nommera le 
nouveau Metropol itain au Siege de- 
venu vacant, apr^s avoir communique 
au Patriarcat cecum6nique le nom de 
son candidat pour que les formalites 
canoniques puissent etre remplies. 
Dans le cas oü ce candidat ne serait 
pas connu par le Patriarcat, cette 
communication sera accompagnee 
d'un certificat de l'eveque orthodoxe 
dont releve ce candidat, certificat 
prouvant son aptitude canonique 
pour etre sacrd ev^que. 



chen, dem sie zugehören, zu treffen wa- 
ren und es hat die Regierung Seiner 
k. und k. Apostolischen Majestät durch 
Vermittlung S. Excellenz des Grafen 
Dubsky, uns und dem heiligen Sy- 
nod, in dem wir den Vorsitz führen, 
die folgenden in sieben Artikel ge- 
fassten Bestimmungen vorgelegt: 

A rtikel L 

Die gegenwärtig in Bosnien und 
der Herzegowina fungierenden Bi- 
schöfe der orthodoxen Kirche werden 
bestätigt und auf den bischöflichen 
Sitzen, welche sie innehaben, er- 
halten. 

Artikel IL 

Im Falle der Erledigung eines der 
drei Metropolitansitze in Bosnien und 
der Herzogowina wird seine k. und 
k. Apostolische Majestät den neuen 
Metropoliten auf den erledigten Sitz 
erst ernennen, nachdem er den Na- 
men seines Kandidaten dem ökume- 
nischen Patriarchate behufs Erfüllung 
der kanonischen Formalitäten mit- 
geteilt haben wird. Sollte dieser 
Kandidat dem Patriarchate unbekannt 
sein, so wird jene Mitteilung von 
einer Bestätigung des orthodoxen 
Bischofs, welchem der Kandidat 
untersteht, begleitet sein, welche die 
kanonische Eignung desselben zur 
Bischofsweihe darthut. 
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6. I^emerkenswert ist gleichfalls der Erlass des 
gemeinsamen Ministerii vom 22. Oktober 1880, betref- 
fend das Tragen »fremder Ordenszeichen«, auf Grund 



Article III. 

S'il est constate, qu'un des trois 
Metropolitains nientionnes a trans- 
presse ses devoirs soit envers Tauto- 
rite civile, soit envers Tautorite ec- 
clesiastiqiie, soit envers ses onailles, 
sa destitution aura Heu d'apres le 
mode de proceder qui a ete etabli 
pour la nomination. 

Article IV. 

Les nouveaux Metropolitains noni- 
mes par Sa Majeste Imperiale et 
Koyale Apostoliciue seront sacres 
conformement aux principes etablis 
par la loi canonique de l'I^-^lise ortho- 
doxe Orientale. 

Article V. 

Les eveques de l'tlglise orthodoxe 
Orientale des provinces de Bosnie 
et d'Herzejj^ovine mentionneront le 
noin du Patriarche (L^cunieniciue dans 
les ceremonies et oftices divins selon 
l'usaji'e canoni(iue de riiglise ortho- 
doxe Orientale. Ils se procureront la 
sainte huile (myron) du- Patriarcat 
oecumenique. 

Article VI. 

Au lieu de la Subvention canonique 
(jue ces trois diocescs metropolitains 
servaient au Patriarche cecumenique, 
le Gouvernement d'Autriche-Hongrie 
s'en<i^a«e ä payer a Sa Saintete le 
Patriarche Joachim III une somme de 



Artikel III. 

Wenn es festgestellt ist, dass 
einer der drei genannten Metropoli- 
tane, sei es gegenüber der staatlichen, 
oder der kirchlichen Behörde, sei es 
gegenüber den Diözesengläubigen, 
seine Pflichten verletzt hat, so wird 
seine Absetzung nach demselben 
Modus erfolgen, welcher für die Er- 
nennung festgestellt wurde. 

Artikel IV. 

Die von Seiner k. k. Apostolischen 
Majestät ernannten neuen Metropo- 
liten werden nach den durch das ka- 
nonische Recht der orientalischen or- 
thodoxen Kirche festgestellten Gnind- 
sätzen geweiht werden. 

Artikel V. 

Die Bischöfe der orientalisch- 
orthodoxen Kirche in Bosnien und 
der Herzogowina werden den Namen 
des ökumenischen Patriarchen nach 
den kanonischen Gebräuchen der 
orientalisch-orthodoxen Kirche bei 
den Zeremonien und Gottesdiensten 
nennen. Sie werden sich das heilige 
Oel (^Myron) vom ökumenischen 
Patriarchate verschaflfen. 

Artikel VI. 

An Stelle der kanonischen Sub- 
vention, welche diese drei Metropo- 
litandiözesen dem ökumenischen Pat* 
riarchen leisteten, verpflichtet sich die 
österreichisch-ungarische Regierung, 
Seiner Heiligkeit dem Patriarchen 
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dessen zur Anlegung sämtlicher nicht österreichischer 
Ordenszeichen — also auch der türkischen — die vor- 
hergehende Erlaubnis des Kaisers von Oesterreich er- 
fordert wird.') 

7. Von besonderer Wichtigkeit aber sind für die 



58000 piastres en or, qui sera versee 
chaqiie annee ä la caisse du Patriar- 
cat par rinterm^diaire de rAmbas- 
sade Imperiale et Royale ä Constan- 
tinople. En dehors de cette annuit6 
S. S. le Patriarche Joachim III ne 
pourra pr^tendre ä aucun autrc 
avantage materiel provenant des 
dites provinces. 



Article VII. 

Les eveques des dites provinces 
ne percevront ä Tavenir aucune re- 
devance, ni taxe de leurs onailles. 
Ces redevances seront percues do- 
renavant par le fisc Imperial et 
Royal ä Texception -de la quote-part 
due au Patriarcat oecum^nique et 
dont le payement ne sera plus 
exige. En revanche les dits evt*([ues 
toucheront de la part du fisc Impe- 
rial et Royal un traitement regulier 
dont le montant sera calcule d'apros 
la moyenne du rapport annuel des 
redevances eccl^siastiques qu'ils per- 
cevaient jusqu'ä present de leurs 
onailles. 

Apr^s une etude approfondie des 
propositions en question et apres 
müre deliberation , faites ä ce sujet 



Joachim III. den Betrag von 58000 
Piastern in Gold zu zahlen, welcher 
Betrag alljährlich durch Vermittlung 
der k. und k. Botschaft in Kon- 
stantinopel an die Patriachatskasse 
entrichtet werden wird. Ausser 
dieser Jahresrente wird Seine Heilig- 
keit der Patriarch Joachim III. auf 
keinerlei materiellen Vorteil von 
Seiten dieser Provinzen Anspruch 
machen können. 

Artikel VII. 

Die Bischöfe der genannten Pro- 
vinzen werden in Zukunft von ihren 
Diözesangläubigen keinerlei Taxen 
oder Gebühren einheben. Diese 
Gebühren werden von nun an durch 
den k. und k. Fiskus eingehoben 
werden mit Ausnahme des dem 
ökumenischen Patriarchen zukom- 
menden Anteils, dessen Zahlung 
nicht mehr verlangt werden wird. 
Dagegen werden die genannten Bi- 
schöfe von Seiten des k. und k. 
Aerars eine regelmässige Bestallung 
beziehen, deren Betrag nach dem 
mittleren jährlichen Erträgnisse der 
bisher von ihren Ciläubigen eingeho- 
benen Taxen berechnet werden wird. 

Nach gründlicher Prüfung dieser 
Propositionen und nafth reiflicher 
Ueberlegung mit unserer teuren 



1) Vergl. Lingg, Archiv für öffentl. Recht, Bd. V, S. 490. 
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Zwecke unserer Abhandlung die beiden Publika- 
tionen des Jahres 1881, deren erste (vom 22. Ok- 
tober) den Verzicht der Grossmächte auf die ihnen zu- 
stehende Konsularjurisdiktion in Bosnien und der Her- 
zogowina konstatiert, während die zweite (vom 4. No- 
vember) mit einem Wehrgesetze für die okkupierten 
Gebietsteile hervortritt.') Gerade die Konsularverhältnisse 



avcc nos chers fieres et coUegues, 
les tres-saints Metropolitains, nous 
avons troiive les dites propositions 
pas desavantageuses pour le r eg le- 
rn ent provisoire des relations 
des dioceses orthodoxes susmention- 
nes avec la grande ßglLse de Con- 
stantinople conformement aus exi- 
gences de temps et aux circonstances 
actuelles. En les acceptant en con- 
sequence ä runanimit^ des voix de 
nos chers freies et collegues en 
Saint-Esprit, les tr^s-saints Metropo- 
litains reunis en Synode, nous nous 
somnies prononces en faveur du 
maintien en vigueur des dispositions 
prises d'un commun accord entre 
les deux parties. En meme temps 
nous prions le Tout-Puissant qui 
n'git Ic monde de protoger et de 
garder Sa Majest«' Imperiale et Royale 
Apostolique sain et saut sur Son Trone 
pour le bien et dans l'interet de tous les 
peuples soumis ä Son Sceptrepatemel. 
En foi de quoi le prosent acte 
patriarcal et synodal fut dresso et 
cnrrgistrc dans le code de notre 
grande fcglise en Tan de notre Seig- 
neur i8So a\i mois de mars. Indict 8. 



Brüdern und Kollegen, den Metro- 
politen, haben wir die erwähnten 
Propositionen als nicht unvorteilhaft 
für die provisorische Regel' 
ung der Beziehungen jener ortho- 
doxen Diözesen zur grossen Kirche 
in Konstantinopel erkannt, in Ge- 
mässheit des gegenwärtigen Bedürf- 
nisses und der]obw^altenden Verhäl^ 
nisse. Indem wir dieselbe sonach 
mit Einhelligkeit der Stimmen unse- 
rer lieben Kollegen und Brüder im 
heiligen Geiste, der im Synod ver- 
sammelten Metropoliten annehmen, 
haben wir uns für die Aufrechter- 
haltung der im beiderseitigen Ein- 
vernehmen getrotfenen Verfügungen 
ausgesprochen. Gleichzeitig bitten wir 
den Allmächtigen, welcher die Welt 
beherrscht. Seine k. und k. Majestät 
den Kaiser, zum Heile und zum From- 
men der seinem väterlichen Scepter 
unterworfenen Völker auf seinem 
Throne zu schützen und zu schumen. 
Urkundlich dessen wurde die 
gegenwärtige Patriarchal- und Syni> 
dal Urkunde ausgefertigt und im Ge- 
setzbuche unserer grossen Kirche 
eingetragen im Jahre des Herrn i8So 
im Monat März. Indikt 8. 



M E i c h 1 e r, Justizwesen in Bosnien und der Herzogowina, 8. 169. 
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in den beiden Provinzen werfen manch' wertvolles, frap- 
pantes Streiflicht auf die grundlegende, staatsrechtliche 
Stellung derselben, wesshalb es erlaubt sein möge, die- 
selben kurz zu skizzieren. 

Bis zum Jahre 1880, also wohl noch iVj Jahre 
lang nach beendeter Okkupation, unterhielt die öster- 
reichisch-ungarische Regierung ohne Unterbrechung ihre 
bestehenden Konsulate in Bosnien und der Herzogo- 
wina, deren Wirksamkeit erst durch den Erlass des 
gemeinsamen Ministerii vom 5. März 1880 suspendiert 
wurde.^) Am 15. Oktober desselben Jahres verzich- 
tete auch die englische Regierung auf die derselben 
nach den Kapitulationen mit der Türkei zustehenden 
Jurisdiktionsbefugnisse über ihre Unterthanen in Bosnien 
und der Herzogowina. Ihr schloss sich auf Grund des 
Reichsgesetzes vom 7. Juni 1880 auch die deutsche 
Regierung an, indem sie vom i. Januar 1881 an ihre 
in Bosnien und der Herzogowina befindlichen Unter- 
thanen in Jurisdiktionsangelegenheiten den Landesbehör- 
den der beiden Provinzen unterstellte. Nach dem Vor- 
gange dieser beiden Mächte entschlossen sich denn auch 
Russland, Frankreich und Italien zu demselben Schritte, 
so dass seitdem die österreichische Regierung allein die 
Gerichtsbarkeit in Bosnien und der Herzogowina hand- 
habt. Besonders ist jedoch hervorzuheben, dass die 
Kaiserlich ottomanische Regierung in beiden Provinzen 



*) Eichler, Justizwesen in Bosnien und der Herzogowina, S. 169. 



' ) S c h 11 1 1 h e s s , Europ. Geschichtskalender, Bd. 22, S. 379. 
2) S c h u 1 1 h c s s , Bd. 22, S. 379. 



weder Konsuln, noeh aueh sonstige diplomatische Agen- 
ten unterhalten hat, oder unterhält. 

8. Sehr verschiedener Kommentare hat sich das 
am 4. November 1 88 1 ') verkündete Wehrgesetz für 
Bosnien und die Herzog;o\vina zu erfreuen ire- 
habt. Der Truppenkommandant zeigte diese — immer- 
hin nicht unbedenkliche — Massnahme der Bevölkeruno; 

durch eine Proklamation an, aus welcher wir fol- 1 
gcnden Passus herausgreifen:) 

»Die Aufstellung einer bewaffneten Macht ist in 
allen Ländern eine unabwv^isbare Notwendigkeit, und es 
giebt auch kein Land, wo einc^ solche nicht bestünde. 
Bisher gewährte Euch den nötigen Schutz nur das 
Kaiserliche und Königliche Heer; denn die W'unden, 
welche die vorhergegangenen Ereignisse geschlagen 
haben, sollten ehstens vernarben. Die nötige Arbeits- 
kraft sollte dem Lande nicht entzogen werden, damit 
Eure zerstörten Häuser wiederhergestellt. Eure verödeten 
Aecker wieder bebaut werden könnten. Darum hat 
Seine MajCvStät der Kaiser die Erfüllung der Pflicht, in 
die Reihen der bewaffneten Macht einzutreten, welche 
jedem wehrfähigen Sohne des Vaterlandes (!) ob- 
liegt, Euch bisher allergnädigst erlassen. Nunmehr ist 
es aber an der Zeit, dass die wehrfähigen Söhne des 
Landes ihrer Pflicht nachkommen und ohne Unter- 
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schied der Religion der Ehre teilhaftig werden, 
für die Verteidigung ihres Vaterlandes die Waffen zu 
tragen. « 

Eine Kaiserliche Entschli essung vom 28. April 
1882*) genehmigte denn auch das in Ausführung des 
Wehrgesetzes ausgearbeitete Organisationsstatut für die 
Truppen der beiden Provinzen. Die Rekrutierung konnte 
somit bereits am 24. Mai 1882 ihren Anfang nehmen. 

9. Um unsere Skizze zu vervollständigen, möge 
schliesslich noch erwähnt sein , dass das gemeinsame 
Ministerium sowohl auf dem Gebiete des öffentlichen, 
wie auch des Privatrechtes eine rege Thätigkeit ent- 
faltete, und ausser einer Kodifikation des bestehenden 
bürgerlichen Rechtes auch das österreichische 
Handelsgesetzbuch, Wechselgesetz, Kon- 
kursordnung^ spezielle I m m o b i 1 i a r g e s e t z e u. 
a. m. in der Folge in Kraft treten liess.^) 




^) Schulthess, Europ. Gcschichtskalender, Bd. 23, S. 289. 

2) Eichler, Justizwesen in i3osnien und der Herzegowina, a. m. O. 
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ABSCHNITT L 

Der A.i*tikel 35 des Berliner 

"V"ertrao*es. 



§ lo. Wir haben im Vorstehenden eine kurze 
Uebersicht der Ereii^nisse und Thatsachen o;egeben, 
auf welche wir unsere weiteren Untersuchungfen zu ba- 
sieren gedenken. Die Sachlage, welche die internatio- 
nalen Abmachungen und das ergänzende Vorgehen der 
österreichisch-ungarischen Regierung geschaffen haben, 
ist vom juristischen Standpunkte aus gesehen, eine eben- 
so eigenartige, als komplizierte. Die Geschichte des 
Völkerrechtes vermag keine Präzedenzien aufzuweisen, 
welche einen Maassstab für deren rechtliche Beurteilung 

5 



l 



— 66 — 

abji^eben könnten; keine Normen, welche solchen \'er- 
hältnissen besonders angepasst wären.*) Es bleibt da- 
her nur der Weg, dieselben nach den allgemeinen völ- 
kerrechtlichen Prinzipien zu beurteilen. Nach ihrer 
Massgabe ist zu entscheiden, welches in der That die 
staatsrechtliche Stellung Bosniens und der Herzegowina 
sei : Ob dieselben noch heute als türkisches Gebiet und 
ihre Bewohner als Unterthanen der hohen Pforte anzu- 
sehen seien, oder ob durch die Okkupation und Ver- 
waltungsübernahme seitens Oesterreich-Ungarns, durch 
alle die mehr oder weniger auf rechtlicher Grundlage 
beruhenden Massnahmen der österreichisch-ungarischen 
Regierung die Souveränität der Türkei über ihre beiden 
ehemaligen Vilayets erloschen und an die österreichisch- 
ungarische Monarchie übergegangen sei. 



*) Ein in jjjewissen Beziehungen verwandtes, aber doch nicht gleich- , 
artiges Verhältnis wurde auf Grund des Traktates von Grodno vom i 
5/16. Oktober 1793 zwischen Polen und Russland begründet. Dassellxi 
garantierte auf der einen Seite die ungestörte Fortdauer der vorhandenen J 
Staatsverfassung und völkerrechtlichen Stellung Polens, während es auf der 
anderen Seite die politische Aktionsfreiheit der Republik Polen derartiii 
unterband, dass dieselbe sich in allen auswärtigen und den wichtigsttii 
inneren Staatsangelegenheiten gewissermassen unter die Kuratel der rus- 
sischen Krone gestellt sah. Wir geben zum Beleg nur die bedeutsamsten 
Bestimmungen dieses Vertrages wieder (Martens, recueil de traites, A. 
S. 222): 

»Art. VI Sa Majeste le ;Art. VI Seine Majestät 

Roi et la Ser. Rt'publique de Polog- der König und die Republik Polen 

ne reconnaissent, (ju'il est aussi juste erkennen an, dass es ebenso gerecht 

que salutaire de laisser ä Sa Majeste ■ als heilsam ist, Ihrer Majestät, der 

rimporatrice de toutes-les-Kussies, et Kaiserin von Russland, sowie ihren 

a Ses succes.seurs et Hmtiers, tou t ' Nachfolgern und Erben den hohen 

le d og r 6 d ' i n f 1 u e n c e utile Grad nützlichen Einflusses zu be- 









i 
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Zur Beantwortung dieser Fragen muss in erster 
Linie auf die völkerrechtlichen Verträge zurückgegriffen 
werden, welche die vorliegenden Verhältnisse geschaffen 
haben und somit für eine Beurteilung derselben von 
grundlegender Bedeutung sind. Hierbei kommt vorzüg- 
lich Art. 25 des Berliner Vertrages und die türkisch- 
österreichische Konvention vom 21. April 1879 in Betracht, 
deren Wortlaut bereits an anderer Stelle wiedergegeben ist. 

I. Fassen wir zunächst den Art. 25') näher in's 
Auge! Der Wortlaut desselben ist allerdings in 
seiner offenbar beabsichtigten Knappheit und Unbe- 
stimmtheit, nur wenig geeignet, zur Grundlage für 

eine juristische Konstruktion der dadurch begründeten 
staatsrechtlichen Verhältnisse zu dienen: «Les provinces 

de Bosnie et de Herzegovine seront occupees et admi- 



dans les mesures Militaires 
et Politiques, qu^une sage pre- 
vovance pourrait conseiller pour la 
süret^ et la tranquill it6 de la Ri'^pu- 
blique. . . . 

Art. XI. ... Sa Majeste le Roi 
et la Ser. Ropublique s'engagent ä 
leur tour, ä necontracteravec 
aucunc autre Puissance au- 
cune liaison, ni transaction, 
que du sgu etde concert avec 
Sa. Maj. riinp6ratrice de tou- 
tes-les-Russies et de Ses succes- 
seurs et H^ritiers, ni de faire, 



lassen; und zwar sowohl in Bezuj^ 
auf militärische, als auch politische 
Massregeln, welche eine weise Vo- 
raussicht zur Sicherheit und zur 
Ruhe der Republik anzuraten ver- 
möchte. . . . 

Art. XI. Seine Majestät der Kö- 
nig und die Republik verpflichten 
sich hinwiederum ihrerseits, mit kei. 
ner .anderen Macht irgend welche 
Verbindung oder Unterneh- 
mung ohne Vor wissen und 
ohne die Zustimmung Ihrer 
Majestät der Kaiserin von 
R u s s 1 a n d , sowie ihrer Nachfolger 



•) Vergleiche oben S. 28. 



5» 



— 68 — 



nistrees par rAutriche-Honcrrie». Oesterreich-Uncrarn 
soll demnach die beiden Provinzen einerseits besetzen, 
andererseits in Verwaltung nehmen. So viel dürfte als 
zweifellos anj^enommen werden, dass es sich dem 
Woi tl aute des Art. 25 zufolge nicht um eine einfache, 
definitive Gebietsabtretuno; handeln kann. Dies ergiebt 
sich schon aus dem Umstände, da-^s der Berliner Vcr- 
trao; überall, wo es sich um Gebietsabtretungen handelt, 
koasequent den Ausdruck .ceder« oder »incorporer 
anwendet. So heisst es zum Beispiel: 

«Art. 58. La Sublime Porte cede ä TEmpire Russe en 
Asie les territoires d'Ardahan, Kars et Batoum, ainsi que tous 
les territoires compris entre Tancienne frontiere russo-turque 

et le trace suivant.i^ ... 

.Art. 60. La vallee d'Alascherd et la ville de Bayazid 
cedee ä la Russie par Tarticle 19 du Traite de S. Stefano 



vis-a-vis des Puissances Et- 
ranjrercs, aucunc domarche 
essentielle, et qui puisse influer 
sur le repos commun, qirey:alement 
d'accord avec Sa dite Majest« Inipe- 
riale. . . . 



Art. XV. Sa Maj. Imperiale 
de Toutes-les-Russies, pour 
?:ile et ses successeurs et Heritiers, 
jrarantit et ^xarantira, solem- 
nellemeiit et obli^atoirement, 
toutes les Constitutions, Loix 
cardinales et autres Rö.i^le- 
mens majeurs d'Etat, que la 
Sor. Kepublique de Pologne 
jugera ä propos d'etablir et 



und Erben einzugehen, auch nicht 
bei den fremden Mächten 
irgend welche wesentlichen 
Schritte zu thun, die auf dit- 
allgemeine Ruhe Einfluss haben könn- 
ten, es sei denn ebenfalls mit Zu- 
stimmung Ihrer Majestät der Kai- 
serin. . . . 

Art. XV. Ihre Majestät die 
Kaiserin von Russland, eben 
sowie ihre Nachfolger und 
Erben garantieren für alle 
Zukunft feierlich und unver- 
brüchlich alle Konstituti<^ 
nen, Grundgesetze und son- 
stigen wichtigeren Staat- 
einrichtungen, welche die 
RepublikPolen in der gegen- 
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font retour ä la Turquie. La Sublime Porte c e d e ä la Perse 
la ville et le territoire de Khotour.» 

«Art. 45. La Principaute de Roumanie retrocede ä 
Sa Majeste TEmpereur de Russie la portion du territoire de 
la Bessarabie detach^ de la Russie en suite du Traite de Paris 
de 1856.» . . . 

«Art. 29. La commune de Spica sera incorporee ä 
la Dalmatie.» 

Auch muss wiederholt darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass der dem Art. 25 zu Grunde liegende An- 
trag in der Form, in welcher ihn der Kongress schliess- 
lich annahm, von Seiten Englands gestellt wurde, w^elchcs 
wenige Tage zuvor mit der Türkei den bekannten 
C^'pern-Vertrag abgeschlossen hatte. Wie ganz unver- 
kennbar aus der Fassung des für die Kongressmächte 
massgebenden Vorschlags Salisbury's hervorgeht, nach 



de po rter en 1 a prosente Diete i 
c n f e (1 c r o e : Mais cette garantie 
n\x]iiera pas le droit de faire des 
am<*liorations et des changements, i 
«jue la Ser. Republique jujjjora ä pro 
pos de faire dans ces matiöres dans 
ime nouvelle Diete. ... 



Art. VII. II sera libre ä Sa. Maj. 
imperiale de toutes-les-Ru.ssies et ä 
.Srs successeurs et Heritiers de faire 
♦•ntrer ses Troupes, dans tous les 
( as de ni'cessitt', apres en avoir ami- 
calcment provenii le Cjouvernement 
Polonais et obtenu son avL-ii, sur le 
Trrritoire de la Repul)li(pie, de les y 
taire sejoiirner, et de former d(\s 



vvärtigen Landesvertretung 
schaffen und einbringen 
w i r d : Doch schliesst diese Garantie 
nicht die Berechtigung aus, Ver- 
besserungen und Veränderungen 
einführen zu dürfen, welche die 
Republik in diesen Materien bei 
einer neuen für geboten halten 
wird. 

Art. VII. Es steht Ihrer Maje- 
stät der Kaiserin von Russland, so- 
wie ihren Nachfolgern und Erben 
frei, in allen Fällen der Notwendig- 
keit ihre Truppen nach freundschaft- 
licher Benachrichtigung und Ein- 
holung des Einverständnisses der 
polnischen Regierung, auf das Ge- 
biet der Republik einmarschieren' 
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welchem in der Folge auch der Art 25 formuliert 
wiu-de, ist derselbe in der Hauptsache dem engKsch- 
türkischen Abkommen über Cypern nachgebildet'). Dort 
wurde England die Okkupation und Admini- 
stration der Insel übertragen, hier sollte Oesterreich- 
Ungam in gleicher Weise die »Okkupation und 
Administration« von Bosnien und der Her- 
zogowina zuerkannt werden. 

Der Wortlaut des Cypern Vertrages ist folgender: 
Article I. Article I. ' Artikel I. 

If Batoum, Arda- Dans le cas, oü Wenn Batum, Ar- 
han, Kars or any of Batoum, Ardahan, dahan, Kars, oder 
them shall be re- Kars, ou aucune de irgend einer dieser 
tained by Russia, j ces places seront Punkte von Russland 
and if any attempt retenues par la Rus- , zurückbehalten wird 
shall be made at , sie, et si aucune ten- und dann zu irgend 

Magasins pour la garde des- dort Aufenthalt nehmen zu lassen 
quels il sera permis de lais- und Magazine zu errichten, zu dt^ 
ser tel nombre de Troupes, ren Bewachung es ihr erlaubt 
qu'il serajuge necessaire. . . sein soll, eine so grosse Trup- 
penmenge dazulassen, als für 
nötig b e f u n d e n w e r d en w i r (l- 

Wie hieraus ersichtlich, wurde durch den Vertrag von Grodno Polen 
die freie Bewegung gerade in denjenigen Angelegenheiten benommen, 
welche für dasselbe von vitalem Interesse sein mussten. 

Auch hier lässt sich, wie bei den in Bosnien und der Herzegowina 
geschaffenen V^erhältnissen, vielleicht darüber streiten, ob durch den vor- 
liegenden Veitrag, durch Auferlegung so empfindlicher Beschränkuniren 
die bisherige Souveränität Polens nicht untergegangen sei. Wir für unser 
Teil glauben in diesem Falle der Ansicht derer nicht beitreten zu dürft n. 
welche Polen trotz des Vertrages von Grodno in den Jahren 1793 — 95 den- 
noch Souveränität zuschreiben wollen. 

V) Sam ver, Nouveau recueil de traites etc. Serie II, tome III, p. 273 
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any future time by 
Russia to take pos- 
session of any fur- 
ther territories of 
His Imperial Majesty 
the Sultan in Asia, 
as fixed by the De- 
finitive Treaty of 
Peace, England en- 
gages to join His 
Imperial Majesty the 
Sultan in defending 
them bv force of 
arms. 

In return, His Ma- 
jesty the Sultan pro- 
mises to England to 
introduce necessary 
reforms, to be agreed 
upon later between 
the t\vo Powers, into 
the government, 
and other subjects 
of the Porte in these 
territories ; and in 
Order to enable 
England to make 
necessary provision 
for executing her 
engagement , His 



tative serait faite ä 
une epoque quel- 
conque par la Russie 
de s'emparer d'au- 
cune autre portion 
des territoires de 
Sa Majeste le Sul- 
tan en Asie fixes par 
le Trait6 de Paix, 
1 ' Angleterre s ' en- 
gage ä s'unir ä S. 
M. le Sultan pour 
la defense des terri- 
toires en question 
par la force d'armes. 
En revanche, S. 
M. le Sultan promet 
ä TAngleterre d'in- 
troduire les reformes 
necessaires (ä etre 
arretees plus tard 
par les deux Puis- 
sances) ayant trait 
ä la bonne admini- 
stration et ä la pro- 
tection des Sujets 
Chretiens et autres de 
la Suhl. Porte qui 
se troüvent sur les 
territoires en ques- 
tion ; et afin de mettre 



einer künftigen Zeit 
seitens Russlands der 
Versuch gemacht 
werden sollte, von 
weiteren Gebietstei- 
len Sr. Majestät des 
Sultan in Asien Be- 
sitz zu ergreifen, so 
verpflichtet sich Eng- 
land, Seiner Majestät 
dem Sultan bei Ver- 
teidigung derselben 
mit Waffengewalt 
beizustehen. 

Andererseits leistet 
Seine Majestät der 
Sultan England das 
Versprechen , • not- 
wendige Reformen, 

worüber beide 
Mächte sich später 
noch einigen wer- 
den, in die Regier- 
ung und zum Schutze 
der christlichen und 
anderen Untertha- 
nen der Pforte in 
jenen Ländern ein- 
zuführen , und zu 
dem Zwecke , um 
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Imperial Majest)' ' TAngleterre en me- 
the Sultan für- sure d'assurer les 
ther consents to moyens necessaires 
assign the Island pour Tex^cution de 
of Cyprus to be son engagement S. 
occupied and ad- M. le Sultan con- 
ministered bysent, en outre, 



England. 



d'assigner Tlle 
de Ch3'pre, pour 
etre occupee et 
administree par 
eile. 



Article II. 
The present Con- 
vention shall be ra- 
tified, and the rati- 
fications there of 
shall be exchanged, 
within the space of 
one month, orsooner 
if possible. 

Annexe. 
It is understood 



Article IL 
La presente Con- 
vention sera ratifiee, 
et Techange des ra. 
tifications aura lieu 
dans Tespace d'un 
mois, mais si faire se 
peut, plus tot. 



Annexe. 
II demeure enten- 
between the two ' du entre les deux 
High 



Contracting 
I^arties that England 
agrees tho the fol- ' leterre consent aux 



Hautes Parties Con- 
tractantes que T Ang- 



England in den 
Stand zu setzen, die 
zur Ausführung sei- 
ner Verpflichtung 
nötigen Vorkehr- 
ungen zu treffen, 
verpflichtet sich 
Seine Majestät 
der Sultan wei- 
ter dazu, die In- 
sel Cypern Eng- 
land zur Bes etz- 
ung und Verwal- 
tung zu über- 
lassen. 

Artikel IL 
Gegenwärtige Kon- 
vention soll rati- 
fiziert und die Rati- 
fikationen sollen in- 
nerhalb eines Mo- 
nats , oder wenn 
möglich früher aus- 
gewechselt werden. 

Anhang. 
Es wird zwischen 
den beiden hohen 

Vertragsmächten 
vorausgesetzt , dass 
England folgenden 
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lowingconditions 
relating to her 
occupatio!! and 
administration of ; 
the Island of 
Cyprus: — 

I. That a Mussul- 
man religious Tri- 
bunal shall continue 
to exist in the is- 
land, which will take 
exclusivecognizance 
of religious matters? 
and of no others, 
conceming the Mus- 
sulman population 
of the island. 



conditions sui- 
vantes concer- 
nant son occu- 
pation et admi- 
nistration de 
nie de Chypre: 
I. Q'un Tribunal 
Musulman religieux 
continuera d'exister 
dans Tile , lequeJ 
connaitra exclusive- 
ment des affaires 
religieuses , et non 
pas d'autres concer- 
nant la population 
Musulmane de Tile. 



II. That a Mussul- 
mans resident in the 
Island shall be na- 
med by the board 
of pious foundations 
in Turquie to super- 
in tend, in conjunction 
with a delegate to 
be appointed by the ' 
British Authorities, 1 
the administration of , 
the property, funds, | 



II. Qu'un resident 
Musulman de Tile 
sera designe par le 
Departement des 
Fondations Pieuses 
de la Turquie pour 
diriger de concert 
avec un delegue ä 
etre nomme par les 

autorites Britan- 
niques, Fadministra- 
tion des fonds, pro- 



Bedingungen be- 
treffend die Be- 
setzung und Ver- 
waltung der In- 
sel Cypern zu- 
stimmt : — 

I. Dass ein musel- 
männisches religiö- 
ses Tribunal auf der 
Insel fortbestehen 
soll, welches sich 
ausschliesslich mit . 
religiösen Angele- 
genheiten und mit 
keinen andern, wel- 
che die muselmän- 
nische Bevölkerung 
der Insel betreifen, 
befassen soll. 

IL Dass ein musel- 
männischer Resident 
seitens des Amtes 
für fiH)mme Stiftun- 
gen in der Türkei 
ernannt werden soll? 
welcher im Verein 
mit einem von der 
britischen Behörde 
zu ernennenden De- 
legaten die Verwal- 
tung des Vermögens 



74 



and lands belonging 
to mosques, ceme- 
teries , Mussulman 
schools, and other 
religious establish- 
ments existing in 
Cyprus. 



prietes, et terres ap- 
partenant aux mos- 
quees, cimetieres, 
ecoles Musulmanes, 
et autres etablisse- 
ments religieux exi- 
stant dans Tile de 
Chypre. 



III. That England 
will pay to the Porte 
whatever is the pre- 
sent excess of reve- 
nue over expenditure 
in the island; this 
excess to be calcu" 
lated upon and de- 
termined by the aver- 
age of the last five 
years, stated to be 
22,936 purses, to be 
duly verified. here- 
after, and to the ex- 
clusion of the pro. 
duce of State or 
Crown lands let or 
sold during that pe- 
riod. 



III. Oue TAngle- 
terre paiera annuel- 
lement ä la Sublime j 
Porte tout ce qu'est 
Texcedant actuel du " 
revenu en sus des 
frais de Tadministra- 
tion de Tile, lequel 
excedent sera cal- 
cule et ddtermine 
par la moyenne des 
dernieres cinq an- 
nees, fixee ä 22,936 
bourseslaquellereste 
ä etre düment veri- j 
fiee plus tard, et ä 
Texclusion du pro- , 
duit realise par la 
vente ou affermage ! 
des proprietes et 1 
biens immeubles ap- i 



der Fonds und 
der Ländereien zu 
überwachen haben 
wird , welchen Mo- 
scheen, Begräbnis- 
plätze , muselmän- 
nische Schulen und 
andere religiöse In- 
stitute auf C\'pern 
zu eigen gehören. 

IIL Dass England 
der Pforte die Sum- 
me bezahlt, welche 
gegenwärtig den 
Ueberschuss der 
Staatseinkünfte über 
die Ausgaben der 
Insel darstellt; die- 
ser Ueberschuss soll 
auf Grund des 
Durchschnitts der 
letzten fünf Jahre 
berechnet und dar- 
nach bestimmt wer- 
den und wird vor- 
läufig auf 22 936 Beu- 
tel (circa 2,060,800 
Mk.) angegeben mit 
dem Vorbehalt spa- 
terer Prüfung und 
mit Ausschluss der 
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, partenant ä Tetat et Domänen und Kron- 

ä la couronne Otto- länder, welche wäh- 

' mane pendant cette ' rend jenes Zeitab- 

' Periode. Schnitts verpachtet 

oder veräussert wer- 
den. 

IV. That te Sub- ' IV. Que la Sub- ' IV. Dass es der 
lime Porte mayfreely lime Porte pourra ' Hohen Pforte frei- 
sell and lease lands ' librement vendre et i stehen soll, nach Be- 
and other property affermer de terres, | lieben Ländereien 
in Cyprus belonging ' terrains et autres ' und anderen Besitz 
to the Ottoman Crown propri^tesenChypre I in Cypern, welcher 
and State, the pro- , appartenant ä l'Etat | der osmanischen 
duce of which does i et ä . la Couronne , Krone und dem 



not form part of the I Ottomane dont le 



revenue of the island 
referred to in Ar- 
ticle III. 



produit de vente ou 
affermage ne forme 
pas partie des re- 
venus de File men- 



Staate gehört und 
dessen Ertrag keinen 
Teil der unter Ar- 
tikel 2 angezogenen 
Einkünfte der Insel 



tionnes dans TAr- 1 bildet, zu verkaufen. 



V. That the Eng- 
lish Government, 
through their com- 



ticle 111. 

V. Que le Gou- 
vernement Britan- 
nique pourra exercer 



Petent authorities, | par le canal de ses 
may purchase com- j autorites compe- 



oder zu verpachten. 
V. Dass die eng- 
lische Regierung er- 
mächtigt sein soll, 
durch ihre zuständ- 



I igen Behörden auf 
pulsorily, at a fair | tentes le droit d'ex- ' dem Zwangswege 
price, land required I propriationpourPac- ; gegen billige Ent- 
for public improve- ; quisition, ä des prix 1 Schädigung Grund 
ments or for other convenables des ^^id Boden zu er- 
public purposes, and ' terres incultes et werben, welcher zur 
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land which is not 
cultivated. 



VI. ThatifRussia 
restores to Turkey 
Kars and the other 
conquests made by 
her in Armenia du- 
ring the last war, 
the Island of Cyprus 
will be evacuated bv 
England , and the 
Convention of the 



des terrains neces- 
saires devant servir 
aux ameliorations 
publiques ainsi qu'ä 
d'autres buts d'utilite 
pubhque. 

VI. Que dans le 
cas, ou la Russie 
restituterait ä la 



öffentlichen Verbes- 
serung oder zu an- 
deren öffentlichen 
Zwecken gebraucht 
wird und ebenso un- 
bebautes Land. 

VI. Dass, sofern 
Russland Kars und 
die übrigen von ihm 



Turquie Kars et les in Armenien wäh- 
autres conquetes rend des letzten 
faites par eile en Ar- i Krieges gemachten 
menie pendant cette ; Eroberungen an die 
derniere guerre, Tlle ' Türkei zurückgiebt, 
de Chypre sera eva- die Insel Cypern von 
cuee par TAngleterre l England geräumt 
4th of June, 1878, | et la Convention en ; wird und die Kon- 
will be at an end. date du 4. Juin 1878 vention vom 4. Juni 

cessera d'etre en 1878 ihre Kraft ver- 
vigueur. liert. 

Für die Interpretation des Artikels 25 ist durch 
den vorstehenden Vertrag ein wertvolles Gegenstück 
i^eschaffen ; denn wenngleich die Details beider Verträge 
in verschiedenen Punkten mehr oder w^enißfer bedeutende 
Abweichungen aufweisen, auf welche wir l^ei Besprech- 
ung der Konvention vom 21. April 1879 näher einzugehen 
gedenken, so sind die Grundlagen, auf welchen dieselben 
aufgebaut sind, doch dieselben. In beiden Fällen handelt 
es sich um das einer fremden Staatso-ewalt ircmachte 
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Zugeständnis 5 türkisches Staatso;ebiet besetzen und in 
W'rwaltung nehmen zu dürfen ; dass hingegen die beiden 
\^erträge in ihren Details auseinandergehen, erscheint 
nicht mehr als natürlich. In Anbetracht dessen ist es 
nicht verständlich, wie neuere Schriftsteller, vorzugsweise 
aber Lingg, denselben Worten in beiden Verträgen 
gänzlich heterogene Bedeutung zu unterlegen vermögen. 
Dass die Türkei trotz der Okkupation und Administration 
Cyperns seitens der englischen Regierung dennoch die 
Souveränität über diese Insel behalten hat, ist bis jetzt 
unbestritten geblieben; warum sollte sie aber auf der 
anderen Seite ihre Hoheitsrechte über Bosnien und die 
Herzogowina dadurch verloren haben , dass dieselben 
von Oesterreich-Ungarn auf Grund des Art. 25 besetzt 
und in Verw^altung genommen sind? 

§ II. II. Dies ist der Grund, wesshalb w-ir auch 
der ^Auffassung Neumanns über die Bedeutung des 
Art. 25 nicht beizutreten vermögeni). Nach seiner An- 
sicht soll die eigenartige Fassung des Art. 25 lediglich 
eine Bemäntelung der dehnitiven, bedingungslosen Ab- 
tretung Bosniens und der Herzogowina an Oesterreich- 
Ungarn bilden. Diese Auffassung wnrd jedoch gerade 
durch den Verlauf der Verhandlungen widerlegt, auf 
w^elche sich Neumann bezieht. Es war keineswegs die 
übereinstimmende Absicht der Singnatarmächte, 
Oesterreich-Ungarn weitergehende Konzessionen zu ma- 



') Neu mann, in der Re\'ue de droit international, tome XI ; p. 39 sqq. 
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chen, als es im VV'ortlaute des Art. 25 j2;eschehen ist. 
r^ereits bei Gelep;enheit der Verlesung; des Memorandum, 
durch welches Andrassy die Verhandluna;en über das 
Schicksal der beiden Provinzen eröffnete, erklärte der- 
selbe, dass Oesterreich-Ungam eine Einverleibung der 
beiden Vilayets nicht fordere ; es verlange nur, dass ein 
Zustand geschaffen werde, welcher die Garantien der 
Sicherheit und der Dauer in sich trage'). Unter diesen 
Voraussetzungen sei es bereit , jedem Vorschlage des 
Kongresses seine Zustimmung zu geben. Salisbury 
erwiderte hierauf, dass England — da der österreichi- 
sche Bevollmächtigte die Annexion Bosniens und der 
Herzogownna offen zurückweise*) — dem Kongresse den 
Vorschla'^ mache, Oesterreich-Ungarn mit der Okkupation 
der betreffenden Gebietsteile zu betrauen. Die Absicht 
einer definitiven Annexion der türkischen Provinzen sei- 
tens Oesterreich-Ungarns muss demnach a priori als 
ausgeschlossen betrachtet werden. 

Ein w^eiteres Argument gegen die von Neumann 
vertretene Auffassung giebt uns die durchaus nicht mis- 
verständliche Erklärung Russlands an die Hand, dessen 
Vertreter sich ausdrücklich gegen eine zu weit gehende 
Auslegung der getroffenen Bestimmung verwahrte, indem 
er betonte:') »que son vote s'applique exclusive 

*) Vergl. oben S. i6 ff. 

2) Schulthess, Europ. Geschichtskalender, Bd. 19 or. 106. 
8) Protocoles du congres de Berlin, seance 8; 
S a m V e r, nouveau recueil, Bd. III, .S. 339. 
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nie t aux termes de la niotion de Lord Salis- 
l>ury«, d. h. auf Okkupation und Administration. Zu 
einer beding;ungslosen Abtretung Bosniens und 
der Herzogovvina an Oesterreich hätte Russland nur 
schwerlich seine Zustimmung gegeben, und um einer 
ev. dahin zielenden Auslegung des Art. 25 vorzubeugen 
— wie sie nun auch von einigen Publizisten thats^ich. 
lieh erfolgt ist — weist der Vertreter Russlands noch 
besonders darauf hin, dass die vorliegenden Ausdrücke 
strikte zu interpretieren seien, dass also Oester- 
reich-Ungarn nichts mehr, als Okkupation und Admini- 
stration zugestanden sei. 

Zu welchem Zwecke hätte endlich der Art. 25 
noch eine detaillierte Vereinbarung zwischen der Türkei 
und Oesterreich-Ungarn in Aussicht gestellt, wenn die 
Signatarmächte in der Absicht gehandelt hätten, Oester- 
reich die volle Souveränität über Bosnien und 
die Herzogowina durch den gedachten Artikel zu über- 
tragen? Weist nicht schon der Umstand, dass durch 
die Schlussklausel des Art. 25 der Hohen Pforte die Be- 
rechtigung zugestanden wird, über die Modalitäten der 
von Oesterreich-Ungarn zu treffenden Veranstaltungen 
mit deren 'Bevollmächtigten zu verhandeln, an und für sich 
darauf hin, dass der Türkei nicht jegliches Verfügungs- 
recht über die beiden Provinzen entzogen werden sollte? 
Unseres Ermessens ist die von Neumann ausge- 
sprochene Auffassung des Art. 25 auf eine — allerdings 
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naheliejjende — Verwechslung zweier Begriffe zurück- 
zuführen. Die Absicht der Signatarmächte — daran 
ist keinerlei Zweifel zulässij^ — ff^"^ bei Abfassuni; 
des frao;lichen Artikels lediglich darauf hinaus, zur Ver- 
meidung einer erneuten Störung des europäischen Frie- 
dens und zur Wahrung der österreichischen Interessen 
gegenüber der in Bosnien und der Herzogowina herr- 
schenden Anarchie, der österreichischen Regierung die 
nötigen Mittel an die Hand zu geben, um die erforder- 
lichen Remeduren in\s Werk zu setzen. Zu diesem 
Zwecke wurde Oesterreich die Berechtigung zuerkannt, 
die beiden Provinzen zu besetzen und zu verwalten. 

Mit dieser Absicht der Sigaatarmächte hat die 
Ueberzeugung nichts zu schaffen, welcher sich ein 
Teil der Konferenzmächte wohl nicht zu verschliessen 
vermochte, dass nämlich Oesterreich-Ungarn, falls nicht 
besondere, unvorhergesehene Komplikationen einträten, 
das erhaltene Mandat derartig zu verwerten wissen 
würde, dass die beiden Provinzen dauernd in seinem 
Besitze blieben. Diese Erwägungen rein praktischer 
und politischer Natur verwechselt Neumann offenbar mit 
dem in Art. 25 deutlich ausgesprochenen Willen der 
Grossmächte. Zum Verständnisse der in Rede stehen- 
den Vorgänge und Abmachungen mögen dieselben von 
unläugbarem Werte sein, aber als Basis einer Erörter- 
ung über den juristischen Wert der geschaffenen 
Sachlage sind sie nicht brauchbar. 



I 
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§ 12. III. Die Vertreter der Kongressmächte be- 
y^eichneten während der einschläfrigen Verhandlungen 
die Bestimmungen des Art. 25 konsequenterweise als 
ein der Regierung Oesterreich-Ungarns erteiltes euro- 
päisches Mandat. Eine derartige Bezeichnung, wie 
sie von allen Bevollmächtigten adoptiert wurde, schliesst 
schon an und für sich von vornherein die Annahme 
aus, als hätten die Kongressmächte eine bedingungslose 
Zession der beiden Provinzen an Oesterreich-Ungarn 
im Auge gehabt. Eine einfache, definitive Besitzüber- 
tra^ung — wie sie Neumann aus Art. 25 herauslesen 
wnll — hätte von den leitenden Staatsmännern doch 
2: weifellos nicht als Mandat bezeichnet werden können, 
wenn sie sich nicht -eine juristische Unkorrektheit zu 
Schulden kommen lassen wollten. Eine derartige Er- 
weiterung des österreichisch-ungarischen Staatsgebietes 
"hätte vom juristischen Standpunkte nur als erzwungene 
Abtretung seitens der Türkei bezeichnet w^erden kön- 
nen, zumal da Art. 25 in seiner übermässigen Knapp- 
heit von einem erschwerenden Modus, welcher etwa die 
Pazifikation der beiden Provinzen zu einer condicio sine 
qua non gemacht hätte, keinerlei Andeutung enthält. 
Nach den geltenden Rechtsgrundsätzen hätte demnach, 
wenn die Grossmächte nur eine das ausschliessliche 
Interresse der österreichisch-ungarischen Monarchie ver- 
folgende Massregel im Auge gehabt hätten, von einem 
Mandate füglich nicht die Rede sein können, und 

6 
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zwar ebensowenig, als bei der Abtretung von Ardahan, 
Kars und Batoum seitens der Türkei an Russland (Art. 
58 des Berliner Vertrages), oder bei der Incorporation 
von Spica in das dalmatinische Gebiet (Art. 29), oder 
bei der im Art. 45 vorgesehenen Rückabtretung eines 
Teils von Bessarabien seitens Rumäniens an Russland 
von einem Mandate die Rede war. 

Nun Hesse sich allerdings noch einwenden, und wir 
glauben hierin den juristischen Kern gefunden zu ha- 
ben, um welchen sich die Ausführungen Xeumanns 
drehen, dass die Signatarmächte, um ihre gewollten 
Zwecke zu erreichen, eine Dissimulation zu Hülfe ge- 
nommen und unter dem Deckmantel eines Mandates 
einen einfachen Abtretungsverti*dg bezweckt hätten. 
Wäre dies wirklich der Fall, so würde hierdurch die 
Sachlage allerdings wesenthch verändert. Denn ohne 
Zweifel können Verträge und Abmachungen aller Art, 
welche nach aussen hin unter dem Deckmantel einer 
Dissimulation getroffen werden, gleichwohl volle Rechts- 
kraft für die paktierenden Parteien beanspruchen. 

Es ist nur die Frage, ob in unserem Falle wirklich 
ein dissimuliertes Rechtsgeschäft vorliegt. Wir müssen 
dies mit Entschiedenheit in Abrede stellen. Von einer 
rechtlich relevanten Dissimulation kann nur dann die 
Rede sein, wenn sämtliche Paktanten in überein- 
stimmender Weise ein anderes Rechtsgeschäft 
wollen, als das an der Oberfläche liegende. Dass eine 
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solche Eventualität in Art. 25 aUvSg^eschlossen sei, muss 
a.uf den ersten Blick einleuchten, wenn' man nur die 
Stellungnahme der Türkei zu dem fraglichen Artikel 
und die ausdrücklichen Erklärungen Russlands in Be- 
tracht zieht, welche nur eine strikte Interpretation der 
Vertragsworte zulassen. Der Art. 25 des Berliner Ver- 
tra^'es kann demnach nicht anders aufgefasst werden, 
a.ls ein regelrechtes , an Oesterreich-Ungarn erteiltes 
Mandat, des Inhaltes, dass die genannte Regierung 
che beiden türkischen Provinzen behufs dauernder Pazi- 
iikation okkupieren und administrieren solle. 

Hiermit, mit dem mageren Wortlaute des Art. 25, 
kann jedoch der Inhalt des Mandates noch nicht als 
erschöpft bezeichnet werden. Die Fassung desselben 
sagt nichts darüber aus, zu welchem Zwecke und unter 
welchen Bedingungen dies Mandat ausgeführt werden 
solle. Der Hauptzweck des Mandates bestand doch 
ohne Zweifel in der Pazifikation von Bosnien und der 
Herzogowina, während die Okkupation und Administra- 
tion nur als das geeignetste Mittel zu diesem Zwecke 
aufgefasst werden durften. Wie nun, falls es der öster- 
reichischen Regierung nicht gelungen wäre, die Ruhe 
wiederherzustellen und geordnete Zustände in dem frag- 
lichen Gebietsteile zu schaffen? Unzweifelhaft wäre in 
diesem Falle Oesterreich-Ungarn seinem eigentlichen 
Mandate nicht gerecht geworden, mochte es auch die 
ihm durch Art. 25 an die Hand gegebenen Mittel der 

6* 
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Okkupation und Verwaltung ausüben. Die Grossmüchte 
hätten in einem solchen Falle ihr Mandat zurücknehmen 
und andere Wege zu seiner ^Ausführung einschlagen 
müssen. Von alledem weiss aber Art. 25 des Berliner 
V^ertrages nichts. In der schiefen, nur wenig logischen 
Fassung, welche in ihm das Mandat erhalten hat, ist 
weder der wahre Zweck des Mandates zum Ausdrucke 
gelangt (sondern nur das Mittel zum Zweck), noch tin- 
det sich in ihm eine ergänzende Bestimmung über die 
Dauer und die Modalitäten der vorgeschriebenen Mass- 
regel. Wir dürfen darum den Art. 25 keinesw^egs aus 
dem Zusammenhange der Konferenz Verhandlungen heraus- 
lösen, aus welchen derselbe hervorgegangen ist, und 
die allein das richtige, authentische Licht auf seine Be- 
stimmungen zu werfen vermögen — wenn wir anders 
ein richtiges Verständnis für den Willen der Kongress- 
mächte geW'innen wollen, der in demselben zum Aus- 
drucke gelangen sollte. 

§ 13. V. Betrachten wir hingegen den Art. 25 
im Rahmen der Kongressverhandlungen vom 29. Juni 
1878, so ergeben sich mit Notwendigkeit die bereits 
oben angedeuteten Folgerungen: 

I. Oesterreich-Ungarn hat durch den fragHchen 
Artikel von den Konferenzmächten bez. Bosniens und 
der Herzogowina nur ein Mandat erhalten, wogegen 
von einer Abtretung der beiden Provinzen in dem- 
selben nicht die Rede ist. 



- 85 - 

2. Der Zweck des Mandates bestand in ( 
Pazifikation der beiden Provinzen und ( 
dauernden Wiederherstellunj^ geordneter Zustünde, v 
sie einerseits in dem Interesse des allgemeinen eu: 
piiischen Friedens, andererseits im Interesse der (ist 
reichischen Grenzländer lag. 

3. Zu dem genannten Zwecke erhielt Oesterrei( 
Ungarn das Recht, Bosnien und die Herzogowina 
okkupieren und in seine Administration zu üb 
nehmen. 

Was nun unter »Okkupation« zu verstehen sei, lit 
auf der Hand. Es ist darunter nichts anderes zu v 
stehen, als eine derartige Besitzergreifung durch Oest 
reich-Ungarn , welche es zu einer thatsächlichen I 
herrschung, zu einer ungehinderten Herrschaftsausübu 
über die fraglichen Provinzen befähigte. Es liegt 
der Natur der Sache, dass eine solche Besitzergreif u 
via militari vor sich gehen musste. Eine solche v 
die unerlässliche V'oraassetzung für eine wirksame a 
ministrative Thätigkeit, denn ohne die Möglichk 
einer vollstündigen Beherrschung eines Landes lä 
sich auch keine geordnete Verwaltung desselt) 
denken. 

Weniger klar, als der Inhalt der Oesterreich-Ungi 
aufgetragenen Occupation ist allerdings der zwe 
Teil des Mandats, welcher ihm die Administrativ 
der beiden türkischen Provinzen anbefiehlt. 
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Die Staatsthätigkeit äussert sich auf drei Gebieten : 
der Gesetzgebung, der Rechtspflege und der Verwal- 
tung. Sollte Oesterreich-Ungarn nur die Verwaltungs- 
befugniss mit Ausschluss der beiden anderen zugestanden 
werden, das heisst, nur die Verwaltung im engeren 
Sinne, oder ist die Verwaltung im weiteren Sinne ge- 
meint? Offenbar hätte sie in jener Form nur einen 
verschwindenden Wert für die österreichische Regierung 
gehabt. Eine Antwort auf diese Frage giebt uns weder 
der Wortlaut des Berliner Vertrages, noch auch der 
Verlauf der Kongressverhandlungen vom 29. Juni. Ge- 
hen wir daher einen Schritt weiter, indem wir uns zur 
Erörterung der türkisch-österreichischen Konvention wen- 
den, um aus derselben womöglich einige Anhaltspunkte 
zur Beantwortung der angeregten Fragen zu gewinnen. 




ABSCHNITT IL 

Die ttirkiscli-österreichische 

Konvention. 



§ 14. Der Text dieser am 21. April 1879 abge- 
schlossenen Uebereinkunft ist — soweit er für die 
Zwecke unser Abhandlung in Betracht kommt — be- 
reits an anderer Stelle wiedergegeben worden*). Ehe 
wir jedoch auf eine spezifizierte Erörterung der einzelnen 
Paragraphen eingehen, erscheint es geboten, auf eine 
von L i n g g gegen die Geltung dieses völkerrechtlichen 
Vertrages erhobene Einwendung einzugehen*). Derselbe 
führt nämlich aus, der Berliner Vertrag sei durch 
seine (im Jahrgcmge 1879 unter Nr. 43) erfolgte Publi- 
kation im Reichsgesetzblatte zum Gesetze erhoben 
worden; ihm komme daher rechtliche Geltung zu. Die 
Konvention hingegen sei niemals in einem Amtsblatte 



^) Siehe oben S. 48. 

2) Lingg, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. V., S. 485. 
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zur rechts(>;ültigen Publikation gelangt und könne dem- 
nach auch staatsrechtlich keine Bedeutung und Gültig- 
keit in Anspruch nehmen. Weil aber die Konvention 
staatsrechtlich ungültig sei, so bilde sie auch in völker- 
rechtlicher Beziehung kein vollkommen gültiges Instru- 
ment und sei darum überhaupt rechtlich irrelevant. Diest- 
letztere Folgerung spricht Lingg zwar nicht in dieser 
Schärfe aus, doch lassen die weiteren Ausführungen 
des Autors deutlich genug seinen vStandpunkt durch- 
schimmern. 

Diese eigentümliche Behauptung beruht offenbar 
auf einer Verkennung der massgebenden Rechtsver- 
hältnisse. Die Konvention bildet in erster Linie ohne 
Zweifel einen Vertrag völkerrechtlichen Charakters, 
was von Lingg an anderer Stelle auch zugegeben wird. 
wSeit w^elcher Zeit bedürfen aber völkerrechtliche Verträge 
zu ihrer inneren Rechtsgültigkeit der Publikation in 
irgend einem Amtsblatte, wenn cmders den sonstigen 
zu ihrer Geltung erforderlichen Vorschriften Genüge 
gethan ist? Die Ratifikation des Vertrages ist in der 
vorgeschriebenen Weise erfolgt, und da überdies — wie 
Andrassy vor den Delegationen ausführte — in diesen 
Angelegenheiten die Reichsregierung allein kompetent 
und demnach nicht an die Einholung der Einwilligung 
der Legislativen gebunden war, so musste der Vertrag 
nach erfolirter Ratifikation als durchaus rechtskräftii:: 
angesehen werden. Wie viele internationale Verträge 
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sind nie publiziert worden! Wie oft lag es sogar im 
tiefsten Interesse der Paktanten, dass sie nicht veröffent- 
licht wurden! Sollte diesen allen darum keine Rechts- 
kraft zukomiiüen? 

Allerdings mag die österreichisch-ungarische Re- 
gierang ihre bestimmten Gründe gehabt haben, eine 
offizielle Publikation der Konvention zu unterlassen. 
Welcher Natur dieselben gewesen seien, lässt sich 
naturgemäss nicht feststellen. Vielleicht war derselben 
neben anderem auch die Erwägung massgebend, dass 
sie sich durch eine Publikation der Konvention wenig- 
stens moralisch zu einem strikten Einhalten ihrer Be- 
stimmungen verj)flichtet gefühlt hätte, und dass dies 
nicht in den Intentionen der Regierung lag. Denn wie 
die Folgezeit lehrte, erachtete sie sich durch die Be- 
stimmungen der Konvention in ihrer Aktionsfreiheit in 
Bosnien und der Herzogowina für nicht so sehr gebunden, 
um nicht im Laufe der Zeit Modifikationen derselben 
eintreten zu lassen. Auch giebt es zu denken, dass sie 
beispielsweise — nachdem im Art. IV der Konvention 
gewährleistet war, dass die efifectiven türkischen Münzen 
auch in Zukunft ungehindert in Bosnien und der 
Herzogowina kursieren sollen — bereits im Dezember 
desselben Jahres ein Gesetz publizierte, welches die 
- Geltung der österreichischen Währung für Bosnien und 
die Herzogowina verfügte. 

Obgleich eine offizielle Publikation der Konvention 
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nicht erfolgt ist, so kommt derselben gleichwohl auch 
staatsrechtliche Geltung zu. Nach den be- 
stehenden Bestimmungen sind die beiden Parlamente 
der Sonderstaaten Oesterreich und Ungarn zur 
Behandlung Österreich-ungarischer Staatsverträge 
vollkommen inkompetent. Die von ihnen rücksichtlich 
des Berliner Vertrages ausgeübte Thätigkeit, um 
demselben staatsrechtliche Geltung beizulegen, war — 
wie dies die Minister ausdrücklich hervorhoben, — 
rechtlich durchaus wirkungslos. 

Eine eingehende Begründung dieser Ansicht und 
die damit verbundene Erörterung der Streitfrage, welche 
seinerzeit in Oesterreich-Ungarn vielfach ventiliert wurde, 
führt weit über den Rahmen dieser Abhandlung hinaus. 
Dieselbe ist von Dantscher von Kollesberg*) zum Gegen- 
stand einer sorgfältigen, detaillierten Studie gemacht 
worden, welche im Wesentlichen zu demselben Re^sul- 
tate gelangt, wie die österreichisch-ungarischen Ke^ie- 
rungsvertreter. Das Ergebnis seiner Untersuchun£>;en 
f^isst er in folgenden Sätzen zusammen:*) 

vAls Resultat der rein staatswissenschaftlichen und 
staatsrechtlichen Untersuchung, ob der von OcvSterreich- 
Ungarn mit den Signatarmächten am 13. Juli 1878 ab- 
geschlossene Berliner Vertrag, um völkerrechtlich und 

*) Dantschcr von Kollcsberi^, der monarchischt; Bundesstaat Oestci^ 
rcich-Un^arn und der HcTlincr \'crtra<]:; Wien l88o, S. 220 flf. 

^) Dantscher von Kollesl)er<^, vS. 236. 
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staatsrechtlich gültig zu sein, in Oesterreich-Ungarn der 
Volksvertretung behufs Genehmigung vorzulegen war, 
ergaben sich folgende Sätze: 

1. Von der Vorlage des Berliner Vertrages — als 
eines österreichisch-ungarischen Staatsvertrages, an die 
selbständigen und von einander unabhängigen Staats- 
parlamente der beiden souveränen Staaten Cisleithanien 
und Ungarn behufs Genehmigung durch dieselben kann 
der Natur des Staates gemäss und nach dem positiven 
Verfassungsrechte Oesterreich-Ungarns nie und nimmer 
die Rede sein. 

2. Derjenige Vertretungskörper, welchem nach der 
österreichisch-ungarischen Reichsverfassung die parla- 
inentarische Behandlung — sei es Mitwirkung zu deren 
Kntstebung, sei es Genehmigung — der österreichisch- 
ungarischen Staatsverträge ' im Allgemeinen zukommt, 
ist der weitere Reichstag. 

3. Welche politische Staatsverträge jedoch der 
verfassungsmässigen Behandlung seitens des weiteren 
Reichstages bedürfen, ist in der österreichisch-ungarischen 
Keichsverfassung nicht bestimmt, die Entscheidung da- 
her, ob der Berliner Vertrag nach dieser österreichisch- 
ungarischen Reichsverfassung der Volksvertretung der 
österreichisch-ungarischen Monarchie behufs Genehmig- 
img oder Ablehnung vorzuk^^gen war, oder nicht, kann 
nicht gefällt werden. 

4. Aber selbst unter der Annahme, dass der Berliner 
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Vertrao; dem weiteren Reichstag vorzulegen gewesen 
wäre — hätte er faktisch diesen i weiteren Reichstage 
nicht vorgelegt werden können, weil die allgemeine 
Geschäftsordnung, die gesetzlichen Xormen über den 
W^rkehr und die einheitliche Willensbildung der beiden 
untrennbaren Teile des weiteren Reichstages unter In- 
gerenz des ()sterreichisch-ungarischen Ministeriums nicht 
erlassen sind. Der weitere Reichstag funktionirt heute 
faktisch nicht. 

5. Dem Stellvertreter des weiteren Reichstages — 
der österreichisch-ungarischen Delegation — konnte der 
berliner Vertrag nicht vorgelegt werden, weil die 
Reichsverfassung ausdrücklich die parlamentarische Be- 
handlung der österreichisch-ungarischen Staatsverträ^^e 
dem weiteren Reichstage selbst, »den Vertretungsköq)eni 
beider Reichshälften <^ zuweist.« 

Eine Mitwirkung der Parlamente, um dem Berliner 
Vertrage Gesetzeskraft für Oesterreich-Ungarn zu ver- 
leihen, war demnach, mit Ausnahme des unter Nr. 3 
aufgeführten Falles, staatsrechtlich ausgeschlossen. Ab- 
gesehen von den unter Nro. 4 von Kollesberg- aufge- 
führten Bedenken, welche selbst ein übereinstimmendes 
Votum des österreichischen Reichsrates und des ungar- 
ischen Reichstages doch immerhin nur von zweifelhafter 
(Gültigkeit erscheinen lassen, ist thatsächlich eine solche 
ül)ereinstimmende Beschlussfassung zu Gunsten des 
Berliner Vertrages gar nicht erfolgt. Vielmehr gab in 
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der Folge einzig und allein der österreichische Reichsrat 
ein zustimmendes Votum zu dem Berliner Vertrair ab, 
während in dem ungarischen Reichstage keinerlei Be- 
Hchluss über denselben herbeigeführt, sondern von dem 
Inhalt desselben lediglich Kenntnis genommen 
wurde. 

Trotzdem kommt dem Berliner Vertrage zweifellos 
sowohl völkerrechtliche, als auch staatsrechtliche Geltung 
für Oesterreich-Ungarn zu, da es zu seiner Gültig- 
keit nur der Zustimmung der österreichisch- 
ungarischen Krone bedurfte, ohne dass diese 
noch durch ein übereinstimmendes Votum des weiteren 
F^eichstages hätte ergänzt werden müssen*). Die öster- 
reichisch-ungarische Krone hat demselben durch die 
Ratifikation ihre ausdrückliche Genehmigung erteilt und 
mit diesem Akt erhielt er zugleich staatsrechtliche und 
völkerrechtliche Wirksamkeit. 

Was von dem Berliner Vertrage gesagt worden 
ist, das gilt in gleichem Umfange von der österreichisch- 
türkischen Konvention vom 21. April 1879. Auch sie 
erhielt schon durch die Genehmigung durch die öster- 
reichisch-ungarische Krone, wie sie durch die Ratifi- 
kation des Vertrages zum Ausdrucke kam, sowohl 
völkerrechtliche, als auch staatsrechtliche Kraft. 

Allerdings hätte es nun gegenüber den österreich- 



1) Dantscher von Kollesberg, der monarchische Bundesstaat Oester- 
reich-Ungarn und der Berliner Vertrag, S. 246. 
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isch-unp;arischen Staatsano^eh()rio;en noch der Publikation 
bedurft, damit der Berliner Bertra^ sowohl, als auch die 
K(^nvention für jeden Unterthan der Monarchie rechts- 
verbindlich «i^eworden wäre. Nun ist aber eine amtlicht- 
Publikation der Konvention nie erfolgt, wenngleich der 
Berliner Vertrag von der Regierung veröffentlicht 
wurde. Ob jedoch diese Publikation in gehöriger um! 
gültiger Form erfolgt sei, ist zweifelhaft. 

Wie dargelegt worden ist, bedurfte es zum völker- 
rechtlich sowohl, als auch staatsrechtlich vollgültigen 
Abschluss des Berliner Vertrages nicht der Zustimmung 
der Volksvertretung, sondern lediglich der österreichisch- 
ungarischen Krone. Nun erfolgen aber Veröffentlichungen 
von österreichisch-ungarischen Willensbeschlüssen in 
Ermangelung eines gemeinsamen Reichsgesetzblattes 
zufolge einer staatsrechtlichen Usance durch Einrückunij 
derselben in die — hier als Reichsorgane erscheinenden 
— Amtsblätter der beiden Sonderstaaten, nämlich die 
Wiener Zeitung und den Budapesti Közlöni, und zwar 
unter alleiniger Kontrasignatur des gemein- 
samen österreichisch-ungarischen Ministe- 
riums. 

Dies Verfaliren wurde jedoch bei der Publikation 
des Berliner Vertrages nicht beobachtet. Vielmehr 
wurde er einerseits am 30. März 1879 ™ Reichsgesetz- 
blatte für die im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder als zisleithanischer Staats vertrag 
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veröffentlicht, und zwar lautet hierbei die auf die Unter- 
schriften der Bevollmächtii^en der Signatarmächte fol- 
gende Bestätigungs- und Publikationsklausel: 

^>Nos visis et perpensis tractatus hujus articulis, eos 

a.]>probavimus et approbamus in omnibus et singulis dis- 

positionibus, quae in illis continentur, atque i])sas hisce 

ratas gratasque habere declaramus, verbo Nostro Cae- 

Scireo et Regio promittentes, Nos eos tideliter adimple- 

turos esse. In quorum lidem ac robur praesens ratiha- 

bitionis nostrae instrumentum manu Nostra signavimus, 

sijz^illoque Nostro Caesareo et Regio adpenso lirmari 

jussimus. Dabantur in Vienna die vigesima sexta men- 

sis Julii anno Domini millesimo octingentesimo octavo, 

Kegnorum Nostrorum trigesimo. 

F r a n c i s c u s J o s e p h u s m. p. (L. S.) 

Andrassy m, p. 

Ad mandatum Sacrae Caesareae et Regiae Apo- 
stolicae Majestatis proprium: 

A 1 p h o n s u s liber baro de Pont m. p. 
Ablegatus extraordinarius et Minister plenipotentiarius. 

Dieser Staats vertrag wird nach erfolg- 
ter Zustimmung beider Häuser des Reichs- 
rates kundgemacht. 

Wien, am 29. März 1879. 

Stremayr m. p. 
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In dorselben Form wurde der Vertrag an demselben 
Tajre, dem 30. März 1879, auch im Amtsblatte Zisleit- 
haniens, in der Wiener Zeitung veröffentlicht. 

Andererseits machte mit seiner Publikation am i . Ap- 
ril 1879 im ungarischen Amtsblatte, Budapesti Közlöni, 
den Anfang. Hier wurde er als Landesgesetz für 
das Königreich Ungarn den Landesgesetzen unter 
Nro. VIII, Jahrgang 1879, inkorporiert; und zwar mit 
folgender Einleitung versehen : 

»Jener Vertrag, welcher auf Grund des zwischen 
Seiner Majestät dem Kaiser von Oesterreich, 
König von Böhmen u. s. \\\ und apostolischen König 
von Ungarn, ferner Seiner Majestät dem Deutschen 
Kaiser und Könige von Preussen, dem Präsidenten der 
französischen Republik etc. und Seiner Majestät dem 
Kaiser der Ottomanen zu Berhn abgehaltenen Kongrei^- 
ses daselbst am 13. Juli 1878 abgeschlossen und durch 
Seine Majestät den Kaiser von Oesterreich mittelst der 
zu Wien am 26. Juli 1878 ausgefertigten Ratifikations- 
klausel genehmigt worden ist, wird hiermit als 
Lande sgesetz inartikuliert.« 

Die vorstehende Publikationsform des Vertrao^s als 
eines Sondergesetzes der beiden Sonderstaaten, das heisst 
als eines zisleithanischen Staats vertra2:s einerseits unter 
Kontrasiofnatur des zisleithanischen Sonderstaatsministe- 
riums, und andererseits als eines ungarischen Landes- 
gesetzes, war, wie Dantscher von Kollesberg treffend 
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>emerkt, sowohl staatsbegrifflich, als auch 
taatsrechtlich unmöglich/) Beider Inkompe- 
enz sowohl des Reichsrates, als auch des Reichstages 
!ur Beschlussfassung über den Berliner Vertrag, konnte 
lie einzig richtige Form der Publikation nur die sein, 
lass er, wie oben angedeutet, in den Amtsblättern der 
hoiden Länder, der Wiener Zeitung und Buda- 
pesti Közlöni ohne Kontrasignatur der 
Sonderstaatsministerien als Willensentschliessung 
der österreichisch-ungarischen Krone zum Abdruck ge- 
bracht w^urde. Dies ist aber nicht erfolgt, während an- 
dererseits der inszenierten Publikation, wie nachgewiesen, 
rechtliche Relevanz und Geltungskratt nicht zugeschrie- 
ben werden kann. 

Sollte nun aber dem Berliner Vertrag aus dem ein- 
zigen Grunde, weil er nicht gehörig, nicht gültig pub- 
liziert worden ist, überhaupt auch jede staatsrechtliche 
Gültigkeit und Verbindlichkeit für Oesterreich-Ungarn 
aV3gesprochen werden dürfen? Wir halten dies nicht 
für 2ailässig. 

Dies eine scheint aber festzustehen : Der Berliner 
\' ertrag steht, was seine staatsrechtliche Geltung an- 
belangt, auf gleicher Stufe mit der österreichisch- 
türkischen Konvention vom 21. April 1879. Beide sind 
in der vorgeschriebenen Form von den kontrahierenden 



^) Dantscher von Kollesbero;, der monarchische Bundes" 
Staat Oesterreich-Ungam und der Berliner Vertrag, S. 246. 
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Reji^icrungen ratitiziert worden, und in der F'olij.e gelan« ttr 
der Berliner Vertrag zwar zur Publikation, doch geschah 
dies nicht in gehöriger, gültiger Form. Die Konven- 
tion hingegen ist amtlich nie veröffentlicht worden. 

Erkennt man auf Grund dessen dem einen Ver- 
trage keine staatsrechtliche Geltung zu, so kann auch 
der andere keinen Anspruch darauf erheben. Erklärt 
man den Berliner Vertrag staatsrechtHch für bedeutuno;s- 
los, weil er nicht gültig publiziert woirde, so ist auch 
die Okkupation und Verwaltungsübernahme Bosniens 
und der Herzogowina staatsrechtlich als ein ungesetz- 
licher Akt zu erklären. Erkennt man hingegen die 
Okkupation und Verwaltungsübernahme in staatsrecht- 
licher Beziehung als legale Akte an, so muss man fol- 
gerecht auch der Konvention staatsrechtliche Gültigkeit 
zusprechen. — 

§ 15. Gehen wir nun auf den Inhalt der Konven- 
tion selbst ein!*) Von gmndlegender Bedeutung sind 
schon die Eingangsworte derselben: »Nachdem sich die 
Regierungen der Türkei und Oesterreich-Ungams vor- 
behalten haben, sich über die Einzelheiten der durch 
Art. 25 des Berliner Vertrages stipulierten Okkupation 
zu verständigen, und die Thatsache der Okkupa- 
tion Bosniens und der Herzogowina die 
Souveränitätsrechte Sr. Majestät des Sul- 
tans nicht beeinträchtigt etc. etc.« 

*) Vergl. den Originaltext oben S. 48. 
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Wer unbefangen an diese einleitenden Worte he- 
rantritt, wird sich der Ueberzeugung nicht zu verschlies- 
sen vermögen, dass in denselben eine offizielle, beider- 
jseitige Anerkennung des Fortbestandes der Souveränität 
der Türkei über Bosnien und die Herzogowina vorHegt. 
I^ingg sucht diese höchst unbequeme Thatsache durch 
folgende Argumentation aus der Welt zu schaffen :'j 
i>l£s können nur die materiellen Bestimmun2:en einer 
Rechtsnorm rechtlich wirksam und rechtserzeugend sein^ 
niem.ils aber deren Motive. Die Konvention spricht 
aber nur in den Einofan^rsworten , welche den Anlass 
und die Motive des Vertragsschlusses besprechen, von 
den Souveränitätsrechten des Sultans, — folo:lich kön- 
nen diese auf rechtliche Geltung keinen Anspruch machen.« 
Es liegt in diesem Falle seitens Linggs eine 
Verkennung von elementaren Regeln des Rechtes vor. 
Wenn demnach zwei Paktanten über einen Gegen- 
stand X, welcher vielleicht bisher zwischen ihnen strei- 
tig: war, folo-enden Vertrao^ schliessen: »In Anbetracht 
dessen, dass A Eio:entümer des Ge^ienstandes X ist 
hat derselbe mit B folgenden Vertrag geschlossen etc. 
etc.«, so wäre der auf diese Weise erfolgten beider- 
seitigen Anerkennung des Eigentumes des A an dem 
Gegenstande X durchaus keine rechtliche Relevanz bei- 
zumessen. Das Schiefe in der Argumentation Lingg's 
ist evident. Das ist allerdings richtig, dass auch in dem 
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vorliegenden Falle es nicht in der Absicht der Vertrags- 
schliessenden lie^, der in den einleitenden Worten aus- 
gesprochenen Thatsache Rechtskraft zu verleihen, son- 
dern es hegt vielmehr nur die einfache Konstatierung 
eines bestehenden Rechtsverhältnisses vor, v^^elches zwar 
keiner neuen Rechtskraft bedarf, dessen Feststellung 
aber im Streitfalle von entscheidender rechtlicher Be- 
deutung werden kann. So ist auch in den Eingangs- 
worten der Konvention nicht das Motiv für die folgen- 
den Abmachungen zu erblicken, sondern eine einfache 
Konstatierung des bestehenden Rechtsverhältnisses, auf 
Grund dessen die Uebereinkunft geschlossen worden ist, 
und wir dürfen in denselben eine klare und unbedingte 
Anerkennung der Souveränität der Türkei über Bosnien 
und die Herzogowina erblicken. 

Bei dieser Gelegenheit wirft Lingg des weiteren 
die Frage auf, was unter dem im Kontexte gebrauchten 
Ausdrucke »Souveränitätsrechte« zu verstehen 
sei, und erklärt sie in der Folge als »Rechte auf 
die Souveränität«.') Für die Zwecke der von 
Lingg vertretenen Ansicht, dass die Türkei sich heu- 
tigen Tages nicht im Besitze der Souveränität über 
Bosnien und die Herzogowina befinde, mag allerdings 
eine solche Deutung des Wortsinnes von hervorragen- 
dem Werte sein, aber auf logische Richtigkeit scheint 
sie uns keinen Anspruch erheben zu dürfen. Spricht 

>) Archiv für rtflf. Recht, Bd. V, S. 485. 
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man von Eigentumsrechten und von einer Ausübung 
derselben, so versteht man in der Regel darunter nicht 
ein Recht auf Eigentum, sondern die dem Eigentümer 
über die ihm gehörige Sache zustehenden Rechte, die 
mit dem Eigentume verbundenen, aus ihm hervorgehen- 
den Rechte. Will man daher dem natürlichen Sinne 
des Ausdruckes » Souveränitätsrechte <^ nicht Zwang an- 
thun, so wird man unter demselben offenbar die mit 
der Souveränität verbundenen Rechte, die aus derselben 
hervorgehenden, dem Inhaber der Souveränität zustehen- 
den Rechte begreifen müssen. 

Es kann demnach unseres Erachtens keinem Zwei- 
fel unterliegen, dass in den Eingangsworten der Kon- 
vention die . Souveränität der Türkei über ihre beiden 
Provinzen von Oesterreich-Ungarn offen und ausdrück- 
Hch anerkannt ist, so dass dieselben, wiewohl sie von 
der österreichisch-ungarischen Regierung okkupiert und 
administriert sind, nach wie vor türkische Provinzen, 
und ihre Einwohner ottomanische Unterthanen 
sind. 

§ i6. Die nun folgenden Art. i — 6 der Konven- 
tion beschäftigen sich teils in willkürhcher Weise mit 
einigen Punkten der Verwaltung, teils mit anderen Fra- 
gen von mehr oder weniger untergeordneter Bedeutung. 
Nur der eine Gesichtspunkt scheint allen gemeinsam zu 
sein, dass sie einerseits eine Beschränkung der öster- 
reichisch-ungarischen Macht- und Einflusssphäre, anderer- 
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seits aber auch eine in Thatsachen übersetzte Anerken- 
nung der Souveränität der Türkei über die beiden frao;- 
lichen Provinzen bezwecken. 

In letzterer Beziehung verdient besonders die in 
Art. 2 getroffene Bestimmung Beachtung, dass sowoh' 
der Name des Sultans nach wie vor in die öffent- 
lichen Gebete eingeschlossen, als auch die osmanische 
Flagge, wo dies bis zur Zeit der Okkupation Gebrauch 
gewesen sei, auf den Minarets gehisst werden sollt«.-. 
Wir geben gerne zu, dass man über den praktischen 
Wert dieser P'ormalitäten sehr wohl verschiedener An- 
sicht sein kann, ebenso wie andererseits die Vermi:tuno 
nahe liegt, dass die österreichisch-ungarische RegieniniG: 
sich auch nur aus diesem Grunde zu einer AufnahniL* 
der genannten Bestimmungen hat bereit finden lassen. -- 
Der Art. II der Konvention sagt:') »Der Name des Sul- 
tans wird auch fernerhin in die öffentlichen Gebete der 
Muhammedaner eingeschlossen werden, wie dies v o r- 
dem geschehen ist.« Lingg wall hierin nur eine 
dem Sultan als Oberhaupt des Islams dargebrachte 
Devotion erblicken. Nach dem Wortlaute des Art. II 
ist eine derartige Auffassung unzulässig. Wie geschah 
denn die Nennung des Namens des Sultans »vordeni' ••' 
Offenbar nicht nur in seiner Eijrenschaft als oberster 
Schirmherr des muhammedanischen Glaubens, sondern 
ohne Zweifel auch in seiner Eigenschaft als Landesherr. 

h Siehe oben S. 49. 
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wie dies noch heute in den Moscheen des türkischen 
Reiches an der Tagesordnung ist. Mit diesem Gebrauche 
sollte demnach zufolge Art. II der Konvention auch in 
Zukunft in derselben Weise fortgefahren werden; denn 
eine Modifikation, wie sie die Lingg'schen Ausführungen 
voraussetzen, dass nämlich des Sultans nun nicht mehr 
in seiner Eigenschaft als Landesherr, sondern lediglich 
als Oberhaupt der muhammedanischen Religion Er- 
wähnung geschehen dürfte, lässt sich aus dem vorhan- 
denen Wortlaute nicht herleiten. 

Von einem anderen Standpunkte aus ist hingegen 
die Frage zu beantworten, welcher praktische Wert 
diesem Zugeständnisse beizumessen sei. Als völlig wert- 
los dürfen wir es jedenfalls nicht bei Seite setzen. 
Ohne Zweifel wird durch eine sich regelmässig wieder- 
holende Fürbitte für den Sultan als Landesherrn der 
beiden Vilayets in dem Volke das BewuSvStsein wach 
erhalten, dass sein eigentlicher, höchster Herr und Ge- 
bieter, dem es Treue und Unterthanengehorsam schul- 
det, im Marmorpalaste am goldenen Hörne thront, und 
nicht in Wien. Ob aber — vorausgesetzt , dass die 
Bestimmungen des Art. 2 innegehcilten worden sind 
— unter dem Eindrucke einer dauernden faktischen 
Herrschaft des österreichischen Doppeladlers über diese 
Gebietsteile ein solches Bewusstsein im Laufe der Zeit 
nicht mehr und mehr einen legendären Charakter an- 
nehmen und in Folge dessen jegliche Bedeutung von 
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praktischem Werte einbüssen musste, scheint uns anderer 
seits auch ausser Frage. 

Während wir jedoch vom juristischen Stand 
punkte aus in dieser Bestimmung eine immerhin wert 
volle faktische Anerkennung der Souveränität der hohe; 
Pforte erkennen müssen, ist der juristische Wert (ie 
anderen Privilegiums, welches der Türkei gleichzeiüi 
betreffs der Flaggenhissung auf den Minarets zugestan 
den ist, unseres Erachtens von minder hervorragende 
Bedeutung. Bekanntlich sind die Minarets turmförmi;,^! 
Annexe der Moscheen, welche nur von Zeit zu Zeit l)e 
besonderen , religiösen Gelegenheiten mit Fahnd 
versehen werden. Dem Uneingeweihten mag es aller 
dings auf den ersten Blick auffallend erscheinen, warun 
bei solchen Gelegenheiten rein religiösen Charakters iii 
Orient die rote, türkische Reichs f ahne gehisst h 
werden pflegt, während die muhammedanische Religiri 
doch eine besondere, grüne Standarte besitzt, welch? 
z. B. bei allen Wallfahrten und religiösen Umzüger 
vorangetragen wird. Nach muhammedanischem Ge 
brauche darf diese grüne Religionsfahne jedoch nui 
auf Moscheen und Gebetsplätzen von ganz besonderer 
historischer Heiligkeit aufgepflanzt werden ; auf der aii 
deren Seite ist aber auch die rote ottomanische Reicb 
flagge mit Halbmond und Stern im ganzen Oriente 
religiöses i^bzeichen im Gebrauehe, nur steht >ic 
bei weitem nicht in eben dem hohen Ansehen, wtl- 
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ches die grüne Fahne des Propheten geniesst. Sie 
wird in Prozessionen und auf Wallfahrten neben der 
grünen Fahne einhergetragen und findet thatsüchlich 
auf den Moscheen und Minarets gewöhnlichen Ranges 
ausschliessliche Verwendung. Wir vermögen daher in 
in dem Aufhissen der osmanischen Reichsflagge auf den 
Moscheen und Minarets in Bosnien und der Herzogo- 
wina wenig mehr, denn einen Akt von religiöser 
Natur zu erblicken ; jedenfalls ist der juristische Wert 
des hierin liegenden Zugeständnisses unseres Ermessens 
nur ein geringer. 

Die Sachlage würde eine andere sein, wenn in 
Art. II die ottomanische Fahne als Landesfahne für 
Bosnien und die Herzogowina anerkannt und deren Ge- 
brauch auf allen öffentlichen Gebäuden festgesetzt wor- 
den wäre, wie dies beispielsweise in Massauah nach der 
durch Italien bewerkstelligten Okkupation der Fall war, 
WQ auf allen öffentlichen Gebäuden die türkische 
Flagge neben der italienischen gehisst wurde. Unter 
den gegebenen Umständen ist aber das der Türkei ge- 
machte Zugeständnis nicht geeignet, den Vorwurf zu 
juristischen Konsequenzen von irgend welcher Trag- 
weite zu geben. 

§ 17. Weit wichtiger sind hingegen die Artikel 
III, IV und VI der Konvention. 

Art. III bestimmt, dass die Einkünfte Bosniens 
und der Herzogowina ausschliesslich für deren Bedürf- 
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nisse und die als notwendig erachteten Verbesserungen 
verwandt werden sollen. In dem anglo-türkischen Ver- 
trage betreffend die Okkupation Cyperns lautet der 
entsprechende Paragraph dahin, dass die Ueberschüsse 
der Einkünfte über die Ausgaben an die Hohe Pforte 
abgeliefert werden sollen*). Die türkisch-österreichische 
Konvention geht in diesem Punkte nicht gleich weit; 
indessen ist aber die in Art. III getroffene Bestimmung 
doch so erschwerend, dass der materielle Wert Bosniens 
und der Herzogowina für Oesterreich-Ungarn nur ein 
beschränkter zu sein vermag. Allerdings mögen die in 
Frage stehenden Ueberschüsse in den ersten Jahren und 
vielleicht auch noch bis in die jüngste Zeit hinein so 
minimaler Natur gewesen sein, dass deren Verwendung 
die Regierung wohl kaum in Verlegenheit zu stürzen 
vermochte. Für unsere Zwecke kommt dies aber nicht 
in Betracht. Es muss vielmehr konstatiert werden, dass 
Art. III eine empfindliche Modifikation des Verfügungs- 
rechtes Oesterreich-Ungarns über die beiden Provinzen 
enthält. Denn w^enn anders die österreichisch-ungarische 



Artikel III des Nachtrages zum anglo-türkischen Vertrag vom 4. 
Juni 1878 lautet: 

L'Angleterre paiera annuellement ä la Sublime Porte t o u t c e 
qu'est l'excedant actuel du revenu en sus des frais de l'admini- 
stration de l'ile, lequel excedant sera calculc et determine par la moyenne 
des dernieres cinq annecs, üxee ä 22,936 bourses, la quelle reste ä etre 
düment verifice plus tard, et ä l'exclusion du produit realise par la vente 
ou affermage des proprietes et bicns immeubles appartenant ä l'Etat et ä 
la couronne Ottomane pendant cette periode. 
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Regierung seinen Bestimmungen gerecht werden will, 
darf sie Bosnien und die Herzogowina beispielsweise 
nie zu den Kosten des Reiches heranziehen, auch die 
dort erhobenen Steuern nie zu Gunsten der Monarchie 
verwenden. Ferner dürfen auch etwaige Ueberschüsse 
aus dem Post- und Telegraphenbetrieb, den Eisenbahnen, 
Bergwerken, Waldungen, Domänen, Salinen etc. keines- 
wegs für Reichszwecke angelegt werden, vielmehr sind sie 
bestimmungsgemäss im Interesse der beiden Provinzen 
ausschliesslich zu verwenden. Auf der andern Seite 
ist aber die österreichisch-ungarische Regierung gehalten, 
die etwa fehlenden, zur Verwaltung erforderlichen Mittel 
aufzubringen, wie sie auch alle ihr erforderlich erscheinen- 
den Ameliorationen in den fraglichen Gebietsteilen ver- 
anstalten darf, ohne jedoch das Recht zu haben, 
materielle, ökonomische Vorteile aus denselben zu 
ziehen. 

Vom juristischen Standpunkte aus betrachtet legen 
diese Verhältnisse die Auffassung nahe , dass die 
österreichisch-ungarische Regierung in den beiden Pro- 
vinzen gewissermassen die Stelle eines Detentors ein- 
nimmt. Sie muss die in Rede stehenden Gebiets- 
teile als eine Art fremden Gutes behandeln, das ihr 
lediglich zu bestimmten Zwecken anvertraut ist, nämlich 
zur Pazifikation und Wiederherstellung dauerhafter, ge- 
ordneter Zustände. Würde die österreichische Redner- 
ung trotzdem mtiteriellen Nutzen aus diesem »anver- 
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trauten Gute«') zu ziehen suchen, so machte sie sieb 
einer Uebertretung der durch die Konvention übtr- 
nommenen Pflichten schuldig. Dass aber andererseits 
Oesterreich-Ungarn, falls es die Absicht hegen sollte, 
sich über die Bestimmungen des Art. III hinweg zu 
setzen, faktisch in keiner Weise gehindert werdti: 
könnte, die Einkünfte aus den beiden Provinzen so zu 
verwenden, wie es ihm beliebt, erscheint ebenfall' 
einleuchtend. Ist doch bei dem Mangel jeglicher Kon 
trolle seitens der Türkei über die Handhabung dci 
Oesterreich-Ungarn übertragenen Rechte und Pflichtei 
alles dem guten Willen desselben anheimgegeben. 

§ i8. Art. IV gew^ährleistet das fortdauernd« 
Kursieren der effektiven türkischen Währung in dtf 
beiden okkupierten Provinzen. Der Wert dieses Zu^rc- 
ständnisses erscheint allerdings dadurch w^esentlich herai 
gemindert, dass die österreichisch-ungarische Regieniru 
wenige Monate nach Abschluss der Konvention — wi 
schon erwähnt — durch das Gesetz vom 20. Dezeml»'. 
1879 die ausschliessliche Geltung der östci 
reichischen Währung verfügte. 

Dasselbe hat im § 6 des Gesetzes »betreffend ti 
Herstellung eines gemeinsamen Zollverbandes mit B* 
nien und der Herzogowina« folgendermassen sein 
Ausdruck gefunden:^) 

') Vgl. die Worte der Proklamation bei Beg:inn der OkkupiA^ 
oben S. 40 ff. 

2) Oeijterreich. K.-Ges.-Bl. 1879 Stück 136. 
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>§ 6. Die in dem österreichisch-ungarischen Zoll- und 
Handelsgebiete bestehende österreichische Währung hat auch 
für Bosnien und die Herzegowina unbeschadet des freien 
Umlaufs der effe^ttiven ottomanischen Münzen als 
i^esetzliche Landesmünze zu gelten. 

Die zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern und den Ländern der ungarischen Krone ge- 
troffenen Vereinbarungen über das Münzwesen, die Staats- 
noten und die Privilegien der österreichisch-ungarischen Bank, 
in letzterer Beziehung vorbehaltlich der durch die Legislativen 
zu genehmigenden Vereinbarung mit der österreichisch-ungar- 
ischen Bank, haben auch in Bosnien und der Herzogowina 
ausschliessliche Geltung«. 

In weiterer Ausführung dieses Gesetzes traf die 
Landesregierung in Serajewo auf administrativem W^ege 
folgende Bestimmungen: 

I. Zirkularerlass vom 19. Januar 1879 Nro. 553 
Fin. 157, betreffend die Annahme türkischer Scheide- 
münzen :') 

»Es wird hiermit bestimmt, dass die türkischen 
Scheidemünzen, als : Altiluks, Beschluks und Kasida bei 
Zahlungen von Steuern und Gebühren nur insofern an- 
zunehmen sind, als sie zum Ausgleiche von Zahlungen 
unter einem Gulden angeboten sind. 

Ueb erhaupt wolle dahin gewirkt werden, 
dass diese Geldzeichen, welche ohnehin in ge- 
ringrer Zahl sich in Bosnien und der Herzog-owina be- 



*) Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze etc. Bd. III, I. S. 27. 
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rinden, allmählich gänzlich ausser Circulation 
gelangen, um auf diese Weise der öster- 
reichischen Währung den alleinigen Kurs 
hierlands zu verschaffen.« 

2) Zirkularverordnung vom 15. März 1880 
Nr. 37 Fin. betreffend die Regelung des Münzverkehrs, 
(III am Ende):') 

»Andere ottomanische Münzgattungen 
(als Gold und Silber Medzidijes, Altiluks, Beschluks und 
Kasida) vo r s o n d e rl i c h o 1 1 o m a n i s c h e Scheide- 
münzen, sowie überhaupt fremde ausländische oder 
ottomanische Papiergelder, dürfen nicht angenom- 
men werden.« 

Lingg sucht zwar diese Massregel dadurch zu 
rechtfertigen, dass er ausführt:*) »Art. IV hatte von 
vornherein nur akademischen Charakter, indem der 
effektive Wert der Münzen doch von der Anordnuno- 
der zeitweiligen Regierung unabhängig ist und in allen 
Staaten es den Unterthanen freigestellt ist, Münzen 
anderer Staaten nach ihrem effektiven Werte an Zahl- 
ungsstatt zu geben und zu nehmen.« 

Hiegegen ist jedoch einzuwenden, dass der Art. IV 
der Konvention von dem effektiven Kurs-Werte und 
Gehalte der Münzen in keiner Weise handelt. Hätten 



') Sammlunpj der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze etc., Bd. III, I S. 150. 

2) Archiv für öffentl. Recht, Bd. 5, S. 504. 
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die kontrahierenden Mächte in diesem Artikel wirklich 
nichts anderes zum Ausdruck bringen wollen, als etwas 
so selbstverständliches, wie Lingg dies voraussetzt, so 
begreifen wir nicht, wie es derartig umfassender Ver- 
handlungen und Beratungen der österreichischen und 
türkischen Bevollmächtioten bedurft hätte, um solche 
Oemeinplätze zum Gegenstande besonderer völkerrecht- 
licher Uebereinkünfte zu machen. 

Ob aber die Bestimmungen des vorliegenden Ar- 
tikels nun wirklich zur thatsächlichen Geltung gelangt 
sind, oder nicht, ob die Beibehaltung der türkischen 
Währung irgend welchen positiven Nutzen für die 
Türkei gehabt hätte , das ist für eine juristische 
Würdigung des Art. III völlig irrelevant. Vom juristi- 
schen Standpunkte aus dürfen wir auch in ihm ein der 
Souveränität der hohen Pforte über die beiden in Frage 
stehenden Provinzen gemachtes Zugeständnis erblicken. 
Er bestimmt, dass »die eiTektiven türkischen Geldsorten 
auch in Zukunft freien Kurs in Bosnien und der 
Herzogowina haben sollen.« (»Les monnaies ottomanes 
affectives conti nueront ä avoir libre cours en Bosnie 
et en Herzego vine«.) 

Die Fassung dieses Paragraphen drängt jedem Un- 
befangenen die Ueberzeugung auf, dass auf Grund des- 
selben die Münzverhältnissse in Bosnien und der Herzo- 
o^ownna — sow^eit es sich um türkisches Geld 
handelte — keinerlei Aenderung erfahren sollten. 
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Es ist allerdings zu beachten, dass nicht gesagt ist, 
die türkische Wähmng solle ausschliessliche Lan- 
de s m ü n z e bleiben, wie auch die Bestimmungen des 
Art. IV nur für die »effektiven Geldsorten« (les 
monnaies eifectives) gilt. Was unter »effektiven Geld- 
sorten« zu verstehen sei, das ist in dem vorliegenden 
Zusammenhange nicht über jeden Zweifel erhaben. Ob 
diese nicht sehr durchsichtige Fassung des Artikels von 
einer der kontrahierenden Parteien mit Absicht gewählt 
worden ist, lässt sich natürlich nicht feststellen, doch 
entbehrt dies nicht der Wahrscheinlichkeit. Unter den 
gegebenen Verhältnissen glauben wir den Ausdruck 
»monnaies effectives« dahin verstehen zu sollen, 
dass nur Metallgeld unter die Bestimmung des 
Art. IV fällt, was insofern erklärlich wäre, als türki- 
sches Papiergeld in der Regel nur verhältnismässig 
niedrige Kurse zu erzielen vermag und durch Beibehal- 
tung desselben für Bosnien und die Herzogowina die 
Regelung der Finanzverhältnisse wesentlich erschwert 
w^orden wäre. Die österreichisch-ungarische Regierung 
übernahm demnach durch Art. IV unseres Erachtens 
nur eine Garantie für die ungestörte Geltung d^r tür- 
kischen Met allwähr ung, nicht aber für den freien 
Umlauf des türkischen Papiergeldes in Bosnien und der 
Herzogowina. 

Der x\rt. IV fährt nun fort: (les monnaies ottoma- 
nes effectives) continueront ä avoir libre cours 
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en Bosnie et en Herzetrovine. Das kann nichts ande- 
res bedeuten, als dass die türkische Metallwährung 
auch in Zukunft in Bosnien und der Herzogowina 
freien Umlauf haben sollte, und zwar so, wne sie 
ihn zu der Zeit des Vertragsschlusses und der Okku- 
pation gehabt hatte. Dieser Umlauf sollte ferner frei, 
cl. h. ohne jede Einschränkung statt finlen können. Die 
Fassung des vorliegenden Artikels ist, wie man zuge- 
stehen muss, eine ausserordentlich sorgfältige. Wie 
angedeutet, ist nicht davon die Rede, dass das türkische 
Metallgeld ausschliessliche Landesmünze blei- 
ben solle, sondern nur, dass dasselbe freien Umlauf 
haben solle. Ein freier Umlauf des türkischen Me- 
tallgeldes ist aber selbst dann noch denkbar, wenn die 
österreichisch-ungarische Regierung die österreichisch - 
ungarische Währung als Landesmünze einführte, ohne 
dadurch den türkischen Münzen die Geltung und die 
Eigenschaft als gesetzlichen Zahlungsmittels abzu- 
sprechen. 

§ 19. Dass die österreichische Regierung trotz der 
getroffenen Kautelen den im Art. IV der Konvention 
thatsächlich übernommenen Verpflichtungen nicht ganz 
strikte nachgekommen ist, geht aus den beiden oben 
2ntierten Zirkular erlassen*) der Landesregierung in Sera- 



*) Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normalweisungen, Bd. III. i, S. 27 und 150. 
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jevo vom 19. Januar 1^79 und 15. März 1880 hervor, 
welche unlUugbar mit Art. IV in Widerspruch stehen. 
Allerdings muss zugegeben werden, dass es praktisch 
von geringer Bedeutung ist, ob die türkischen Scheide- 
und besonders Kupfermünzen in Bosnien und der Her- 
zogowina neben den österreichisch-ungarischen Scheide- 
münzen gesetzlichen Kurs haben, oder nicht; es musste 
sogar im Interesse einer einheitlichen und vereinfachten 
Finanzverwaltung dringend wünschenswert erscheinen, 
dass die türkischen Scheidemünzen aus dem Verkehr 
gänzlich eliminiert würden. Diese Utilitätsrücksichten 
vermögen aber nicht jene Massregel den Bestimmimgen 
der Konvention gegenüber zu rechtfertigen, und man 
kann nicht umhin, eine Verletzung des Art. IV darin 
zu erblicken, wenn in der zitierten Zirkularverordnung 
vom 1 5. März gesagt wird : »Andere ottomanische 
M ü n z g a 1 1 u n g e n (als Gold- und Silber-Medjidijes, 
Altiluks, Beschluks und Kasida), vor sonderlich ot- 
tomanische Scheidemünzen, sowie überhaupt 
fremdländisch?, oder ottomanischc Papiergelder dürfen 
nicht angenommen werden.« Hingegen muss 
es als eine durchaus statthafte Massregel gelten, wenn 
die österreichisch-ungarische Regierung die Annahme 
ottomanischen Papiergeldes ihren staatlichen Zahlungs- 
stellen untersagt. 

Abgesehen von der zitierten Bestimmuno; wird al- 
lerdings in dem gedachten Erlasse der übrigen otto- 
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manischen Metallwährung in weitgehendem Massstabe 
Rechnung getragen, wie dies vorzugsweise aus einer 
Vergleichung der über die Geltung ausländischer Mün- 
zen einerseits und türkischer Metallgelder anderseits ge- 
troffenen Bestimmungen hervorgeht. Wir geben den- 
selben zu diesem Zwecke seinem Wortlaute nach 
wieder :') 

»Zur Regelung des Münz Verkehrs in Bosnien und in der 
Herzegowina wird in Folge Erlasses des hohen gemeinsamen 
Ministeriums zu Wien vom 14. Dezember 1879 allgemein kund 
und zu wissen gegeben, dass bei allen hierländigen Kassen 
und Aemtern und allen Zahlungen mit Ausschluss aller anderen 
hier nicht aufgezählten Münzgattungen nur nachstehende Gold- 
und Münzgattungen zur Annahme gelangen können und dürfen : 

I. Münzen österreichisch-ungarischen 
Gepräges (Konventionsmünzsorten). 

a. Das 2-Guldenstück oder Scudo mit dem Annahmewerte 
von 2 fl. 10 kr. ; 

b. Das I -Guldenstück oder *(, Scudo mit dem Annahme- 
werte von I fl. 5 kr. österr. Währung; 

c. Das ' [ ,-Guldenstück oder Zwanziger neueren Gepräges. 
*|,o fein und die Lira austriaca mit dem Annahme werte 
von 35 kr.; 

d. Das M, -Guldenstück oder Zwanziger älteren Gepräges 
9'|, Loth fein mit dem Annahme werte von 34 kr.; 

e. Das '{ß-Guldenstück oder lO-Kreuzerstück und die ';, 
Lira mit dem Annahme werte von 17 kr. ; 



') Sammlung der für Bosnien und die Herzegowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normalweisungen, Bd. III. i, S. 14^ — 150. 
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f. Das '1, .-G^ldenstück oder 5 Kreuzer und die ", Lira 
mit dem Annahmewerte von 8,5 kr. ; 

g. Das 'I „,-Guldenstück oder 3 Kreuzer mit dem Annahme- 
werte von 5 kr.; 

h. Der Kronen thaler mit dem Annahme werte von 

„ 2 fl. 30 kr. ; 

1. uer 1^- ,, ,, ,, ,, „ I ,, 12 „ , 

K. uer |j- ,, ,, „ ,, ,, ,, 55 1? ' 

I. Die im Inlande geprägten Vereinsthaler mit dem An- 
nahmewerte von I fl. 50 kr. österr. Währung und die 
2- Vereinsthaler mit 3 fl. österr. Währung; 

m. Die '|, -Guldenstücke neueren Gepräges; 

n. l'emer werden angenommen alle Silber- und Kupfer- 
münzen in österr. Währung; 

o. Die österreichisch-ungarischen 8-Guldengoldstücke mit 
dem Annahmewerte von 8 fl. 10 kr. Silber österr. 
Währung im Gewichte von 6,440 Gr. und ®j,^ fein, 

p. Die österreichisch-ungarischen Viergulden-Goldstücke 
mit dem Annahmewerte von 4 fl. 5 kr. Silber; 

q. Der Levantiner Thaler mit dem Annahmewerte von 
2 fl. IG kr. österr. Währung; 

r. Die österreichischen Dukaten mit dem Annahmewerte 
von 4 fl. 80 kr. Silber österr. Währung. 

II. Münzen ausländischen Gepräges. 

Von Münzen ausländischen Gepräges dürfen angenommen 
werden : 

a. Die Zwanzigfrankenstücke französischen, italienischen, 

belgischen, schweizerischen und monaco'schen Ge- 

* präges, mit dem Annahmewerte von 8 fl. 10 kr. und 
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gleichem Schrot und Korn wie die Goldstücke sub I, o. ; 
dann die Zehnfrankenstücke französischen, italienischen, 
belgischen und schweizerischen Gepräges mit' dem 
Annahmewerte von 4 fl. 5 kr. Silber und gleichem 
Schrot und Korn wie die österreichischen Viergulden- 
stücke, 
b. Der englischt- Sovereign im Gewichte von 7,94 gr. 
"1,^ fein und Annahmewerte 10 fl. 8 kr. Silber österr. 
Währung ; 

III. Türkische Gold- und Silbermünzen. 

a. Die Goldmedzidije (zu loo Piaster) im Gewichte von 
7, 204 gr. und 5cx> Stück 3602 gr. und dem Annahme- 
werte von 9 fl. 12 kr. Silber österr. Währung; 

b. Die 'I, Goldmedzidije mit 4fl. 56 kr. Silber öst. Währung; 

c. Die '{, „ „ „ 2fl. 28kr. „ 

d. Die Silbermedzidije im Gewichte von 24,055 gr. rauh 
oder 19,96565 Gramm fein mit dem Annahme werte von 
I fl. 74 kr.; 

e. Die '|, Silbermedzidije mit — fl. 87 kr. 

f- Die •), „ „ „ - fl. 43'1, kr. 

g- Die 'i,, „ „ „ — fl. i7»|„ kr. 

h. Die '1,, „ „ „ - fl. 8'j,o kr. 

IV. Van türkischen Scheidemünzen dürfen 

angenommen werden: 

a. Altiluk zu 3 Groschen ^^ 25 kr. ; 

b. «1, Altiluk ^ 12'!, kr.; 

c. Beschluk zu 100 Para --^ 20 kr.; 

d. ' I j Beschluk zu 50 Para ^^ 10 kr. ; 

e. Kasida zu 10 Para ^^ 2 kr. 

Andere ottomanische Münzgattungen, vorsonderlich otto- 
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manische Scheidemünzen, sowie überhaupt fremdländische oder 
ottomanische Papiergelder dürfen nicht angenommen werden. 

Ebenso wird ausdrücklich hier betont, dass rücksichtlich 
der Zollzahlungen besondere Bestimmungen gelten.« 

Vergleichen wir die Behandlung, welche die Mün- 
zen ausländischen Gepräges einerseits und die türkischen 
Münzen andererseits in dem vorstehenden Erlasse erfahren 
haben, so lässt sich ein wesentlicher Unterschied kon" 
statieren. Während von jenen nur Goldstücke, und 
zwar die der lateinischen Münzunion nebst englischen 
Sovereigns, zugelassen sind, haben nicht nur sämtliche 
türkischen Gold- und Silbermünzen, sondern auch 
die sogenannten Lillonstücke unveränderte Geltung be- 
halten und müssen sogar von den Regierungskassen als 
gesetzliches Zahlungsmittel angenommen werden. 

Dass ein solcher Dualismus auf dem Gebiete des 
Müazwesens Nachteile für den Verkehr und Handel der 
beiden Provinzen im Gefolge haben, besonders aber zu 
Unzuträ2:lichkeiten in der Finanzverwaltuno; derselben 
führen musste, lässt sich nicht verkennen. Der »Erlass 
des gemeinsamen Ministeriums vom 22. April 1879 
(Nro. 1428 B. H.) betreffend die Verwendung der für 
Staatsabgaben eingehenden (türkischen) Gold- und Sil- 
bermünzen« *) berührt nur einen dieser Punkte, wenn er 
bestimmt, dass die nicht verwendbaren türkischen Gold- 

V) Sammlung der für Bosnien und die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normal Weisungen, Bd. III i, S. 33. 
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münzen nach Wien oder Triest geschafft werden soll- 
ten, um dort börsenmässig veräussert zu werden. 

Dass die österreichisch-ungarische Regierung sich 
gleichwohl hat bereit finden lassen, der türkischen Me- 
tallwährung in Bosnien und der Herzogowina auch 
nach deren Besetzung und Verw^altungsübemahme eine 
ungestörte Fortdauer zu garantieren, und dass sie sich 
nicht gescheut hat, eine solche Garantie auch vertrags- 
mässig zu übernehmen, scheint uns doch darauf hinwei- 
sen zu sollen, dass Oesterreich keineswegs der Ansicht 
war, zugleich mit der Okkupation und Verwaltungs- 
übernahme der beiden Provinzen auch in den Besitz 
der Souveränität über dieselben gekomnien zu sein. 

Das Münzregal ist eines der Hoheitsrechte, welche 
auf das engste mit der Souveränität verbunden sind, 
auf deren Bethätigung ein souveräner Staat nur im 
äussersten Falle Verzicht leistet. So tragen die ägyp- 
tischen und tunesiscl en Münzen noch heutzutage auf 
dem Reverse den Namenszug des Sultans und geben da- 
durch von dem Abhängigkeitsverhältnisse Zeugnis, wel- 
ches jene Länder mit der Hohen Pforte noch immer 
verbindet, mag es auch noch so sehr gelockert sein. 
Es hätte daher für die Hohe Pforte den Verzicht auf 
eine wertvolle Bethätigung ihrer fortdauernden Souve- 
ränität über Bosnien und die Herzogowina zu bedeuten 
gehabt, wenn sie nicht auf der Aufnahme des Art. IV 
in die Konvention bestanden hätte. Und seitens der 
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Österreichisch-ungarischen Regierung wird die Annahme 
einer solchen, zu nicht unbedeutenden Unzuträglichkeiten 
und Schwierigkeiten in der Finanzverwaltung führenden 
Bedingung, wie sie in Art. IV enthalten ist, dann eher 
begreiflich, wenn man in derselben eine der fortdauern- 
den Souveränität der hohen Pforte über beide Provin- 
zen gemachte Konzession, eine stillschweigende Aner- 
kennung derselben erblickt. 

Wir glauben durch die vorstehenden Ausführungen 
den Einwand Lingg's,*) dass Art. IV der österreichisch- 
türkischen Konvention vom 21. April 1879 lediglich 
akademischen Charakter trai^e, widerleo:t zu haben. 
Dass dieses nicfit der Fall war, und dass auch die öster- 
reichisch-ungarische Regierung eine solche Auffassung 
des Art. W nicht teilte, davon zeufift zur Genüofe die 
Thatsache, dass in Gemässheit der Bestimmung der 
Konvention auch alle Geldsorten der ottomanischen 
Währung mit Ausnahme der kleineren Scheidemünzen 
und des Papiergeldes in Bosnien und der Herzogowina 
gesetzliche Geltung behalten haben. 

§ 20. Der nun folgende Art. V der Konvention 
bietet der Interpretation keinerlei Schwierigkeiten dar, 
wie er auch für die Lösung der uns beschäftigenden 
Frage ohne Belang ist: »Die Hohe Pforte wird nach 
ihrem Befinden über die Waffen, das Kriegsmaterial 
und andere der osmanischen Regierung gehörige Gegen- 
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Stände, welche sich in den festen Plätzen oder Garni- 
sonen befinden, verfügen.« 

Um so mehr Anlass zu ernstlichen Erwägungen 
giebt die in Art. VI berührte Materie: »Die Frage 
wegen Behandlung derjenigen Bew^ohner Bosniens und 
der Herzogowina, welche ausserhalb dieser Provinzen 
sich aufhalten oder reisen, wird später durch ein be- 
sonderes Uebereinkommen geregelt werden.« 

Die Angelegenheit, um welche es sich hier handelt, 
ist von weittragender prinzipieller Bedeutung. Das 
sahen die Bevollmächtigten Oesterreich-Ungarns und 
der Türkei ein und machten sie darum zum Gegenstande 
eingehender ErQrterungen , w^elche aber gerade auf 
Grund dessen, dass die Frage so grosse Tragweite besitzt, 
keinerseits zu einem befriedigenden Resultate führten, 
so dass eine Einigung über dieselbe nicht erfolgte. 
Ihre Beantwortung wurde daher bis zum x\bschlusse 
einer speziellen Abmachung über diesen spinösen Punkt 
hinausgeschoben. Ein derartiges Uebereinkom- 
men, wue es hier in Aussicht gestellt ist, wurde je- 
doch bis zum heutigen Tage noch nicht ge- 
troffen, und da die Konvention auch keinerlei Be- 
stimmungen darüber enthält, wem bis zum Abschlüsse 
der betreffenden Vereinbarung die Ausübung der aus- 
wärtigen Hoheit über Bosnien und die Herzogowina 
zustehen solle, blieb die Frage gänzlich in suspenso. 
Gleichwohl mussten die beiden Reofieruncren sich natur- 
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gemiss im Laufe der Zeit entschli essen, in welcher 
Weise sie bis zur Erzielung einer Uebereinkunft in 
dieser Angelegenheit Stellung nehmen wollten, und es 
ist nicht zu verwundern, wenn jeder von beiden Teilen, 
besonders aber Oesterreich-Ungam, an massgebender 
Stelle eine gewisse Unsicherheit bei seinem Vorgehen 
in dieser Frage an den Tag legte. Es wagte sich 
keiner an die prinzipielle und offizielle Entscheidung, 
ob die Ausübung der Auswärtigen Hoheit in ihrem 
vollen Umfange unter der durch Art. 25 des Berliner 
Vertrages an Oesterreich-Ungam übertragenen Ver- 
w^altung Bosniens und der Herzogowina miteinbegriffen 
sei, oder nicht. Hätte die österreichisch - ungarische 
Regierung den Standpunkt vertreten, dass sie seit der 
Besetzung der beiden Provinzen sich auch ipso iure im 
vollen Rechtsbesitze der auswärtigen Hoheit über die- 
selben befinde, so hätte sie bis zu dem etwaigen Abschlüsse 
einer Spezialkonvention über diesen Punkt die Vertret- 
ung der Bosnier und der Herzogowiner im Auslande 
ohne weiteres in Anspruch nehmen und auf Grund 
dessen sofort nach erfolgter Besetzung und 
Verwaltungsübernahme ihren Botschaften und 
Konsulaten entsprechende Weisungen zugehen lassen 
müssen. Dies ist jedoch nicht geschehen. Vielmehr 
legte sie sich anfangs in dieser Richtung eine ent- 
schiedene Reserve auf und wagte erst im Laufe der 
Jahre schrittweise mit ihren Ansprüchen hervorzutreten. 
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Dieses langsame Fortschreiten auf der Bahn, welche 
zu einer unumschränkten Ausübung der auswärtigen 
Hoheit über Bosnien und die Herzegowina führen sollte, 
kennzeichnet sich am besten aus den Erlassen, welche 
Bezug auf die Behandlung der Bosnier und Herzogo- 
winer in der Türkei haben. 

I. Die erste Aeusserung in dieser Richtung datiert 
vom 7. April 1879 (Erlass des gemeinsamen Mini- 
steriums Nr. 801 B. H. betreffend die Passerteilung durch 
die Missionen und Konsulate und die Unterstützung 
bosnischer Landesangehöriger). Sie lautet ihrem haupt- 
sächlichsten Inhalte nach folgendermassen*) : 

»Der k. und k. Botschafter in Konstantinopel Graf Zichy 
hat sich zu wiederholten Malen Instruktionen darüber erbeten, 
wie sich die Botschaft und die Konsularämter den in der Tür- 
kei weilenden Angehörigen Bosniens und der Herzegowina 
gegenüber zu verhalten hätten. Graf Zichy hat hierbei ins- 
besondere auf folgende Fragen Rücksicht genommen: 

i) die Erteilung von Pässen und Passvisas; 

2) den Verkehr mit der Landesregierung in Serajevo in 
Parteiangelegenheiten von Angehörigen der okkupier- 
ten Provinzen; 

3) die Gewährung von Unterstützungen an solche Indi- 
viduen. 

Einer unverzüglichen Erledigung bedurfte zunächst die 
Frage, mit welchen Legitimationen die nach ihrer Heimat zu- 
rückkehrenden Bosniaken, insbesondere die aus der türkischen 

1) Sammlung der für Bosnien und die Herzegowina erlassenen Ge- 
setze, Verordnungen und Normalweisungen. Bd. I, S. 392. 
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Armee entlassenen Soldaten, zu versehen wären. Wie der 
Landesregierung bereits mit dem Tergalerlasse vom 22. Feb- 
ruar I. Jahrg. Nro. 362 B. H. mitgeteilt wurde, hat die 
Botschaft in dieser Richtung die Ermächtigun ;l^ 
erhalten, solchen Personen Leg.itimationspapiere 
auszustellen, eventuell den von den türkischen 
Behörden für sie ausgestellten Pässen das Visa 
beizuse tzen 

Graf Zichy hat aber laut seiner Berichte auch 493 Ent- 
lassungszertifikate heimkehrender türkischer Soldaten mit sei- 
nem Visum zur Reise nach Bosnien versehen. Nachdem diese 
Dokumente für die gewesenen Soldaten gewiss Wert haben 
dürften und ihrer Natur nach nicht eigentliche Reiseurkunden 
sind, so könnten dieselben den Besitzern belassen werden, 
wenn ihre Abnahme etwa zu Reklamationen Anlass geben 
sollte 

Was die Frage anbelangt, ob die Botschaft in Fällen, 
wo es sich um Rechtssachen oder sonstige Pri- 
vatangelegenheiten von Bosniaken handelt, mit 
der Landesregierung in Serajevo in unmittelbaren Verkehr 
treten könne, glaube ich, dass dieselbe unbedenklich in be- 
jahendem Sinne zu beantworten sein wird, da ja sämtlichen 
k. und k. Missionen das Recht eingeräumt wurde, mit den 
k. und k. Landesstellen direkt zu korrespondieren. Ich be- 
halte mir vor, die Anfrage des Herrn Botschafters in diesem 
Sinne zu beantworten. 

Dagegen möchte ich Anstand nehmen, dem Grafen Zichy 
die erbetene Ermächtigung zu erteilen, bosnischen Landesan- 
gehörigeh, welche in der Türkei weilen, während ihres Auf- 
enthaltes daselbst oder zum Zwecke der Heimreise Unter- 
stützungen zu gewähren 






— 125 — 

Eine weitere vom Grafen Zichy angeregte Frage, inwie- 
weit nämlich die Angehörigen Bosniens und der 
Herzegowina in defr Türkei des Konsularsch utzes 
und der Konsularjurisdiktion teilhaftig werden 
sollen, muss vorläufig aus-^er Betracht bleiben 
und wird hoifentlich bald im Einvernehmen mit der Pforten- 
regierung zum Austrage kommen.« 

Aus dem Wortlaute dieses Erlasses lässt sich fol- 
gendes konstatieren: 

a. Zur Ausstellung von Pässen ist, nach Ansicht 
des gemeinsamen Ministeriums, für die auo der Türkei 
nach Bosnien zurückkehrenden Bosnier befähigt und 
kompetent : 

1. Die k. österreichisch-ungarische Botschaft; 

2. Die k. türkische Regierung. 

Beide Arten von Pässen haben die gleiche Geltungs- 
krait, nur müssen die von der türkischen Behörde aus- 
gestellten Legitimationspapiere von der östorreichischen 
Botschaft visiert werden, wie dies bei allen türkischen 
Pässen erforderlich ist, wxlche für Reisen nach Oesterreich- 
Ungarn ausgestellt werden. 

Würde die österreichisch-ungarische Regierung die 
türkischen Behörden für inkompetent halten, Pässe für 
Angehörige Bosniens und der HcrzogowMna 
zu erteilen, so hätte sie die Botschaft nicht ermächtigt, 
dieselben zu visieren. 

Nun besteht aber die Natur der Passpapiere darin, 
dass durch dieselben von der zuständigen nationalen 
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Staatsbehörde einerseits die Staatsangehörigkeit und die 
Personalien des betreffenden Individuums festgestellt, 
andererseits dasselbe dem Schütze der nationalen in- 
und auswärtigen Staatsbehörden anempfohlen werden 
sollen. In dem vorliegenden Falle würde demnach — 
nach Ansicht des gemeinsamen Ministeriums — sowohl 
die Türkei als auch Oesterreich-Ungam über die Ange- 
hörigen Bosniens und der Herzogowina schutzberechtigt 
sein, d. h. beiden Staaten käme die Ausübung der aus- 
wärtigen Hoheit über dieselben zu. Ein derartiger 
Dualismus scheint uns sowohl vom juristi- 
schen, als auch vom praktischen Standpunkte 
aus ebenso unmöglich als unhaltbar zu sein. 

b. Das gemeinsame Ministerium scheint ferner den 
Standpunkt zu vertreten, dass die k. österreichisch-unga- 
rische Botschaft in Konstantinopel berechtigt sei, mh 
Fällen, in welchen es sich um Rechtssachen oder 
sonstige Privatangelegenheiten von Bosniaken handelt,« 
für die Interessen derselben einzutreten. 

Nichtsdestoweniger wird in dem Erlasse ausdrück- 
lich erklärt, dass die »Frage, inwieweit die Angehörigen 
Bosniens und der Herzogowina in der Türkei des Kon- 
sularschutzes und der Konsularjurisdiktion teilhaftig wer- 
den sollen, vorläufig ausser Betracht bleiben« müsse. 
Das bedeutet nichts anderes, als dass den Vertretern 
Oesterreichs in der Türkei »vorläufig« keinerlei Konsu- 
larschutz und Konsularjurisdiktion über die Bosnier zu- 



— 127 ^^ 

stehe, — mit Ausnahme natürlich der Punkte, in wel- 
chen sie zu einem Vorgehen ausdrücklich ermächtigt 
worden sind, wie z. B. betreffs der Ausstellung von 
Pässen. Prinzipiell und implicite scheint jedoch die 
Frage verneint zu sein, ob mit der Besetzung und 
Verwaltungsübemahme Bosniens und der Herzogowina 
in Gemässheit des Art. 25 des Berliner Vertrages ipso 
iure auch die Ausübuno: der auswärtis^en Hoheit in 
ihrem vollen Umfange auf die österreichische Re- 
gierung übergegangen sei. 

2. Sofort nach Abschluss der österreichisch-türki- 
schen Konvention vom 21. April 1879 entschloss sich 
das Ministerium des Aeusseren zu einem weiteren Schritte 
auf der betretenen Bahn. Auch dieser bezieht sich je- 
doch nur auf das Passwesen. Der betreffende Erlass 
(vom 13. Mai 1879 Nro. 1890 B. H.) lautet:') 

»Ich beehre mich Eurer Exzellenz im Anschlüsse die Ab- 
schrift einer vom k. und k. Ministerium des Aeusseren an 
sämtliche k. und k. Missionen und Konsularämter gerichteten 
Weisung, betreffend die Ausfolgung von interimistischen Reise- 
und Legitimationspapieren, sowie, von förmlichen Reisepässen 
an Angehörige Bosniens und der Herzogowina zu übersenden. 

Beilage. 

Cirkularerlass des k. und k. Ministeriums- des Aeus- 
seren vom 26. April 1879, Nro. 6904. 

In Folge einer vom k. und k. gemeinsamen Ministerium 



*) Sammlunij djr für Bosnien uni die Herzogowina erlassenen Ge- 
setze etc., Bd. I, S. 395, 
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(in Antrele^enheiten Bosniens und der Herzog^owina) einge- 
laufenen Zuschrift wird »das k. und k. Konsularamt bis auf 
Weiteres ermächtio^t, Angehörigen Bosniens und der Her- 
zogowina, ähnlich wie jenen der österreichisch- 
ungarischen Monarchie und unter Beobachtung der hier- 
für geltenden Vorschriften, interimistische Reise- und Leg-iti- 
mationspapiere auszufolgen, wobei es demselben anheimgestellt 
bleibt, wegen Konstatierung der Zuständigkeit eines derlei 
Passbewerbers mit der Landesregierung in Serajevo unmittel- 
bar in's Einvernehmen zu treten.« 

An dieser Stelle ist, wie ersichtlich, die AussteUuno; 
von Visas auf die von türkischen Behörden an Bosnier 
erteilten Pässe nicht mehr in Betracht gezogen worden ; 
vielmehr werden nunmehr sämtliche österreichisch- 
ungarische Konsulate bis auf Weiteres zur Aus- 
stellung von Pässen an Bosnier ermächtigt. Diese Pässe 
sollen »ähnlich«, wie jene der Angehörigen der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie gehalten sein. Worin 
der Unterschied zwischen beiden Formularen bestehen 
solle, ist an dieser Stelle nicht ausdrücklich ver/.ierkt. 
Vermutlich ist er hauptsächlich in dem Umstände zu 
suchen, dass die für Bosnier auszustellenden Reisepapiere 
dieselben nicht als österreichisch-ungarische Staatsange- 
hörige charakterisieren dürfen. 

3. Beachtenswert ist endlich der Erlass der bos- 
nischen Landesregierung vom 13. November 188 1 :*) 

»In Erwägung, dass durch die seitens der österr eichisch - 



') L i n ^ g, Archiv für öffentl. Recht, Bd. V, S. 507. 
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ungarischen Monarchie erfoloj-ten Uebernahme der Verw^altung 
Bosniens und der Herzogowina die Einwohner dieser Länder 
zu der Monarchie in ein rechthch und faktisch begründetes 
Abhängigkeitsverhältnis getreten sind, welches sie namentlich 
in allen Jurisdiktionsangelegenheiten jeder anderen Autorität 
entzieht, und auch über die Landesgrenze hinaus 
zum Ausdrucke gelangen muss, hat das hohe gemein- 
same Ministerium den Grundsatz festgestellt, dass die 
Jurisdiktion des österreichisch-ungarischen Zivilkommissars in 
Plevlje sich auch auf die im Limgebiet sich aufhaltenden An- 
gehörigen Bosniens und der Herzogowina ebenso, wie auf 
österreichisch-ungarische Unterthanen erstrecken soll.« 

Hierdurch nimmt also die österreichisch-ungarische 
Regierung auch die Konsularjurisdiktion über die in der 
Türkei befindlichen Angehörigen Bosniens und der 
Herzogowina in Anspruch, denn ein überzeugender 
Grund, weshalb diese Befugnis auf den Zivilkommissar 
in Plevlje beschränkt bleiben soll, ist nicht zu finden. 
Prinzipiell hat durch diesen Schritt die österreichisch- 
ungarische Regierung den Bosniaken im Auslande in 
jeder Beziehung gleichen Schutz und gleiche Rechte, 
wie den Angehörigen der Monarchie zuerkannt, das 
scheint ausser Zweifel. Thatsächlich aber wurden 
aus politischen Gründen noch nicht allen Vertretern der 
Monarchie, welche sonst Jurisdiktionsbefugnisse ausüben, 
solche auch über die Angehörigen Bosniens und der 
Herzegowina zugestanden; doch darf wohl erwartet 
w^erden, dass dieselben allen hierzu qualifizierten Konsuln 
in absehbarer Zeit freigegeben w^erden. 

9 
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§ 21. Wir haben im Vorstehenden die thatsäch- 
liche Lage der Verhältnisse wiederzugeben gesucht, 
ohne dieselbe vom juristischen Standpunkte aus einer Kritik 
zu unterziehen. Wenn wir dieselbe nun auch von dieser 
Seite aus zu beurteilen suchen, so müssen wir uns vor 
allem anderen über die Frage klar werden, ob nach 
dem geltenden Rechte die Ausübung der 
auswar ti gen Hoheit über die im Auslande 
befindlichen Angehörigen Bosniens und der 
Herzogowina unter der durch Art. 25 des 
Vertrages an die österreichisch-ungarische 
Regierung übertragenen Administration der 
beiden Provinzen miteinbegriffen gewesen 
sei, oder ob sie der Türkei trotz der Bestimmungen 
des Art. 25 vorbehalten bleiben musste. Die Verhand- 
lungen, welche in der Berliner Konferenz zu dem Art. 25 
geführt haben, werfen keinerlei erhellendes Licht auf 
das Dunkel, welches denselben in dieser Beziehung 
umgiebt. 

4. Doch beantwortet sich die Frage unschwer, 
wenn man einen vergleichenden Blick auf ähnliche 
Staats- und völkerrechtliche Kombinationen wirft, wie 
sie uns in Bosnien und der Herzogowina entgegen- 
getreten sind: Weisen nicht Cypern, Aegypten, Bul- 
garien ganz verwandte Verhältnisse auf? Sie alle stehen 
unter Oberhoheit der Hohen Pforte, während sie von 
einer anderen selbständigen Staatsgewalt regiert und 
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verwaltet werden. Wie verhält es sich denn bei ihnen 
mit der Ausübung der auswärtigen Hoheit über die im 
Auslande befindlichen Angehörigen dieser Gebietsteile? 
In übereinstimmender Weise ist sie in diesen Gebiets- 
teilen der Türkei vorbehalten geblieben, und die Ange- 
hörigen jener Länder stehen folglich im Auslande unter 
dem Schutze der türkischen Konsulate. Dass dieses mit 
Bezug auf die von England besetzte und verwaltete 
Insel Cypern sich so verhielt und noch verhält, darf bei 
deren immerhin doch noch ziemlich engen Konnexe 
mit der Türkei nicht Wunder nehmen. Dass aber auch 
zwei Staaten, wie Aegypten und Bulgarien, welche sich 
thatsächlich schon in so vielfacher Beziehung von dem 
Einflüsse der Hohen Pforte zu emanzipieren wussten, 
doch auf jegliche Bethätigung der auswärtigen Hoheit 
über die Angehörigen ihrer Länder im Auslande ver- 
zichten müssen, das weist, darauf hin, wie eng diese 
nach den Anschauungen des heutigen Rechtes mit der 
der Pforte zustehenden Oberhoheit verknüpft ist*). 



') Anders liegen die Verhältnisse allerdings in Tunis: Bis zum 
Jahre i88i stand dies Bej'^likat unbestritten nnter ttirkischer Hoheit, und 
nach richtiger Ansicht ist dies auch heute noch der Fall. Calvo, dioit in- 
ternational, tom. I, p. 192 (3me edition): <»En 1875 le bey a reconnu de 
nouveau la suzerainetö du sultan, qui dejä par le firman du 25. oct. 1871 
avait regl6 les conditions de sa souverainet«^ sur la regence. Le bey re<;oit 
rinvestiture de Constantinople. II ne peut ni faire la guerre ou la paix, 
ni ceder du territoire sans Pautorisation du sultan ; il ne peut entamer des 
n^ociations diplomatiques avec l'^tranger que sur des questions int(5rieures.« 
im Jahre 1881 erfolgte die Okkupation des Beylikats duich Frankreich und 
der Abschluss einer Convention, deren bedeutsamste Bestimmungen sich 
im Art. 2 und 6 finden. (Staatsarchiv, Bd. 39, S. 94): 

9* 
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Geht man nun von dem Standpunkte aus, dass die 
Souveränität über Bosnien und die Herzogowina — 



wie 



dies in den Eingangsworten der österreichisch-türkischen 
Konvention ausgesprochen ist — der Türkei zusteht, 
und dass diese gegebenen Falles die Ven\'altuno^ der- 
selben wieder übernehmen kann, so lässt sich niclit 
läugnen, dass diese beide Provinzen noch immer in 
engerem Verhältnisse zu der Hohen Pforte stehen, als 
Aegypten und Bulgarien. Wenn aber das geltende 
Recht die Ausübung der auswärtigen Hoheit in der 
vorliegenden Form zu einem so unlöslichen Annexe der 
souveränen resp. Süzeränen Staatsgewalt gestempelt hat. 



-»Art. 1 1. En vue de faciliter au 
Gouvernement de la Republique 
fran<;aise Paccomplissement des me- 
surcs qu'il doit prendre pour atteindre 
le but que se proposent les hautes 
parties contractantes , Son Altesse 
le Bey de Tunis consent ä ce que 
Tautorit^ militaire fran^aise fasse 
occuper les points quelle ju^era n6- 
cessaires pour assurer le r^tablisse- 
ment de Tordre et la securit^ des 
frontieres et du littoral. Cette occu- 
pation cessera lorsque les autorit^s 
militaires frani;aises et Tunisien nes 
auront rcconnu d'un commun 
accord que Padministration locale 
est en 6tat de garantir le maintien 
de Tordre. 



Art. II. Um der Regierung? der 
französischen Republik die Durcl- 
führung der Massregeln zu erleichtem, 
welche dieselbe ergreifen musts, um 
das Ziel zu erreichen, welches du 
hohen kontrahierenden Parteien sich 
vorgesetzt haben, giebt S. Hohtit 
der Bey von Tunis seine ZustimmuRi: 
dazu, dass die französische Militar- 
leitung alle die Punkte besetzen 
lässt, bei welchen sie es für erforder- 
lich halten wird, um die Wiederlur- 
stellung der Ordnung und dtr 
Sicherheit an den Land- und Set- 
grenzen zu sichern. Diese Okku- 
pation wird ihr Ende finden, sob^lJ 
die militäri.schen Behörden vmi 
Frankreich und Tunis der ü b t- : ■ 
einstimmenden Ansicht 
sein werden , dass die lokale Ver- 
waltung im Stande sei, die Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung zu eranin- 
tieren. 
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so ist kein Grund einzusehen, warum man dieselbe in 
dem uns beschäftigenden Falle der Türkei aberkennen 
und Oesterreich-Ungam zuerkennen sollte. Die Bewoh- 
ner Bosniens und der Herzogowina sind nach wie vor 
der Okkupation türkische Staatsangehörige, ihre Ver- 
tretung gebührt demnach im Auslande auch den Ver- 
tretern der Türkei. 

Nun hat aber die österreichisch-ungarische Regier- 
ung selbst zu verstehen gegeben, dass die türkische 
Regierung durch die Okkupation imd Verwaltungsüber- 
nahme nicht ipso jure die auswärtige Hoheit über Bos- 
nien und die Herzogowina ihrem ganzen Umfange nach 
verloren habe, indem sie in ihrem Erlasse vom 7. April 
1879 (also 7* Jahre nach der Besetzung der Provinzen) 
die Gültigkeit der von den türkischen Behörden für 



Art. VI. Les Agents diplo- 
matiques de la Republique 
fran^aise en pays etrangers 
seront charg6s de la protec- 
tion des interöts Tunisiens 
et des nationaux de la R6- 
gence. En retour S. Altesse le 
Bey s'engage ä ne conclure aucun 
acte ayant un caractere international 
>ans en avoir donne connaissance 
au Gouvernement de la Republique 
fran<;aise et sans s'^tre pr6alablement 
entendu avec lui. 



Art. VI. DiG diplomatischen 
Agenten der französischen 
Republik im Auslande 
werden mit der Wahrung 
der Interessen der Bewoh- 
ner und sonstigen Ange- 
hörigen von Tunis beauf" 
tragt werden. Hinwiederum 
verpflichtet sich S. Hoheit der Bey^ 
keinerlei Akt internationalen Cha' 
rakters abzuschliessen, ohne die 
Regierung der französischen Repu- 
blik benachrichtigt und sich mit 
derselben im Voraus darüber in*s 
Einvernehmen gesetzt zu haben.«' 
Da jedoch in diesem Falle die Ausübung der auswärtigen Hoheit 
über die im Auslande befindlichen Angehörigen des Beylikats vertrag s. 
massig der französischen Republik zuerkannt ist, so bildet dieser Zu- 
stand kein Argument gegen unsere Ausführungen. 
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Angehörifre der beiden Provinzen ausgestellten Pässe 
indirekt anerkennt und die Botschaft in Konstantinopel 
zur Visierung derselben ermächtigt. Eine Charakterisie- 
rung dieses Erlasses als einer Uebergangsbestim- 
mung ist nicht erfolgt, und wäre auch nicht zutreffend 
gewesen, da die Türkei allein zur Ausstellung solcher 
Pässe rechtlich befugt war. Gleichwohl nahm die 
österreichische Regierung im Laufe der Zeit die Be- 
rechtigung zur Austeilung von Reisepässen an Ange- 
hörige Bosniens und der Herzogowina im Auslande 
ausschliesslich für ihre Konsulate in Anspruch. Noch 
weit mehr muss aber der Umstand auffallen, dass sie 
ihren Vertretern in der Türkei auch Konsularjurisdiktion 
über die Bosnier vindizierte. 

Es ist weiter oben dargelegt worden, dass die 
österreichisch - ungarische Regierung die ungestörte 
Geltung der von der Hohen Pforte abgeschlossenen 
Kapitulationen für die beiden okkupierten Provinzen 
in keiner Weise in Frage gezogen hat. Dies gelangte 
dadurch zum Ausdruck, dass die auswärtigen Konsulate 
in Bosnien und der Herzogowina nach wie vor unge- 
hindert die ihnen zustehende Konsularjurisdiktion aus- 
übten. Wurde aber die ununterbrochene Geltung der 
Kapitulationen für Bosnien und die Herzogowina an- 
erkannt, so mussten auch alle anderen von der Pforte 
abgeschlossenen Staatsverträge dasselbe Schicksal teilen, 
und nach wie vor in den beiden Provinzen in Kraft 
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bleiben, solange sie nicht gesetzlich aufgehoben oder 
durch neue Verträge ersetzt wurden. 

5. Es ist nun oben der Nachweis erbracht worden, dass 
die Ausübung der auswärtigen Hoheit über die im 
Auslande befindlichen Angehörigen Bosniens und der 
Herzegowina nicht an Oesterreich-Ungarn übergegangen, 
sondern bei der Türkei verbheben ist. Aber setzen wir 
selbst den Fall, dass sie mit der Administration beider 
Provinzen an Oesterreich-Ungarn übergegangen sei, so 
wäre die Regierung desselben bei Ausübung dieser aus- 
wärtigen Hoheit doch durchaus an die einschlägigen 
von der Pforte abgeschlossenen Staatsverträge gebunden, 
welche auch vor der Besetzung und Verwaltungsüber- 
nahme in Bosnien und der Herzegowina in Kraft stan- 
den. Der Berliner Vertrag hat den auch hierfür mass- 
gebenden Grundsätzen im Artikel Vlll betreff Bulgariens 
folgendermassen Ausdruck gegeben;') 

»Les traites de commerce et de navigation ainsi 
que toutes les Conventions et arrangements conclus entre 
les Puissances etrangeres et la Porte et aujourd'hui en 
vigueiu- sont maintenues et aucun changement n'y sera 
apportö ä r^gard d'aucune Puissance avant qu'elle n'y 
ait donne son consentement. Les immunites et Privi- 
leges des Sujets ötrangers ainsi que les droits de Juris- 
diction et de protection consulaires tels qu'ils ont 6te 
ctabiis par les capitulations et les usages resteront en 

') S am ve r, Nouveau recudl de traites etc, Serie II, Bd. III, S. 453 
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pleine vi^eur tant qu'ils n'auront pas 6t^ modifies du 
consentement des parties interessees.«*) 

Demnach hätte die österreichisch -ungarische Re- 
gierung, solange sie keine anderweitigen Ab- 
machungen mit den auswärtigen Regier- 
ungen und besonders mit der Türkei traf, 
sich bei Ausübung der auswärtigen Hoheit über IJosnien 
und die Herzogowina ausschliesslich nach den türk- 
ischen Staatsverträo:en richten müssen. Wo /findet 
sich aber ein Staatsvertrag, w^elcher die Türkei zur i\us- 
übung von Jurisdiktionsrechten durch ihre Vertreter im 
Auslande berechtigte? Standen denn vor der Be- 
setzung und Verwaltungsübernahme durch 
Oesterreich- Ungarn die Bewohner Bosniens und der 
Herzogowina im Auslände unter der Jurisdiktion ihrer 
zuständigen Konsuln? Diese Frage ist auf Grund der 
thatsächlichen Verhältnisse zu verneinen. Die Hohe 
Pforte besass nie so weitgehende Schutzrechte über 
ihre im Auslande befindlichen Unterthanen ; den türkischen 
Konsub stand nie Jurisdiktion über die Angehörigen 
Bosniens und der Herzogowina zu. 

Sind ciber für die Ausübung der auswärtigen Hoheit 
über Bosnien und die Herzogowina die von der türki- 
schen Regierung abgeschlossenen Staatsverträge mass- 

') Dieselben Grundsätze sind fast wörtlich wiederholt worden in 
Art. 20 und 37 des Berliner Vertrap^es, in Betreff Ostrumeliens u. Bosniens- 
Vp;l. Samver, Bd. III, S. 456 und 461. 
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fjebend, so kann auch bei der Verwaltungsübernahme 
durch die österreichisch - ungarische Regierung die 
[k^fugnis zur Ausübung der Konsularjurisdiktion über 
die im x\uslande befindlichen Angehörigen der beiden 
Provinzen nicht von der türkischen Regierung auf die- 
selbe übergegangen sein, und zwar nach dem alten 
Grundsätze: Nemo plus juris ad alium deferre potest, 
(juam ipse habet. Zur Zeit der Okkupation stand dem- 
nach Oesterreich-Ungarn — immer angenommen 
den Fall, dass die Ausübung der auswärtigen 
i Hoheit auf dasselbe übergegangen sei — 
eine Jurisdiktionsbefugnis über die im Auslande befind- 
i liehen Bosnier nicht zu, am allerwenigsten aber 
f über die in der Türkei sich aufhaltenden, 
[ da sich in Betreff derselben natürlich keine vertrags- 
mässigen Bestimmungen vorfinden konnten. 

Die österreichisch-ungarische Regierung konnte sich 
demnach die Befugnis zur Ausübung der Konsularjuris- 
diktion über Bosnier durch ihre Vertreter im Auslande 
nur auf Grund neuer Staatsverträge mit den auswär- 
tigen Regierungen erwerben. Da der Abschluss solcher 
Konventionen aber nicht erfolgt ist, so darf derselben 
jene Befugnis vom rechtlichen ^Standpunkte aus nicht 
zugesprochen werden. 

§. 22. 6. Man könnte allerdings die Behauptung 
aufstellen, Oesterreich-Ungarn habe kraft eigener Macht- 
vollkommenheit auf die beiden von ihm besetzten Pro- 
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vinzen die ihm durch die Kapitulationen seitens der 
Türkei zugestandenen Vorteile und Vergünstigungen 
übertragen können, so dass den österreichisch-ungarischen 
Konsuln auf Grund dessen gleichwohl Jurisdiktionsbe- 
fugnisse über die in der Türkei befindlichen Bosnier 
zukämen. Wir läugnen nicht, dass eine derartige Be- 
stimmung seitens der (österreichisch-ungarischen Regie- 
rung mit staatsrechtlicher Wirksamkeit wohl 
hätte getroffen werden können; völkerrechtliche 
Bedeutung dürfte sie allerdings nicht in Anspruch 
nehmen, da eine solche Bestimmung nur unter der 
Voraussetzung hätte zu Recht bestehen können, dass 
Oesterreich-Ungam entweder im Besitz der Souveränität 
über das besetzte Gebiet war, oder von der Hohen 
Pforte die Berechtigung zur Ausübung der auswärtigen 
Hoheit über dasselbe auf Grund eines speziellen Ueber- 
einkommens erhalten hätte ; beides trifft jedoch nicht zu. 

Dass im Uebrigen die österreichisch-ungarische Re- 
gierung sich selbst auf den Standpunkt stellte, dass die 
von ihr mit dem Auslande abgeschlossenen Staatsver- 
träge bei der Verwaltungsübernahme Bosniens und der 
Herzogowina nicht auch ohne weiteres für diese Ge- 
bietsteile Geltung erhielten, davon zeugt unter anderem 
der Umstand, dass nach der Okkupation derselben in 
Betreff des Zollwesens nicht die österreichisch-ungari- 
schen Zoll- und Handelsverträge für massgeblich erach- 
tet wurden, sondern die türkischen. Dieser Zustand 
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erlitt erst dadurch eine Aenderung^, dass mit der^ Ge- 
setze vom 20. Dezember 1879') Bosnien und die Her- 
zegowina in das bestehende allgemeine Zollgebiet der 
österreichisch-ungarischen Monarchie aufgenommen und 
den türkischen Zoll- und Handelsverträgen die öster- 
reichisch-ungarischen substituiert wurden. So lange ein 
analoger Akt der Gesetzgebung nicht auch in Betreff 
der Konsularverträge erfolgt, müssen für die Behand- 
lung der Bosnier und Herzogowiner im Auslande immer 
noch dieselben Regeln massgebend bleiben, welche vor 
der Okkupation in der Uebung waren. 

Nun erfolgte aber am 13. November 1881 der be- 
reits zitierte^ Erlass der Landesregierung in Serajewo. 
Es erhebt sich die Frage, ob dieser Erlass imstande 
war, die geltenden Staatsverträge — wenngleich nur 
für einen einzelnen Fall — aufzuheben und denselben 
die österreichisch-ungarischen zu substituieren. Diese 
Frage muss ebenfalls verneint werden. Wollte man die 
bestehenden Normen dahin abändern, dass auch die 
Angehörigen Bosniens und der Herzogowina unter 
den Schutz der österreichisch- ungarischen Konsular- 
verträge gestellt werden sollten, so konnte dies einzig 
und allein durch ein rite zustande gekommenes Gesetz 
geschehen, wie dies betreffs der Zoll- und Handelsver- 



1) Sammlung der für Bosnien und die Herzogowin'a erlassenen Ge- 
setze etc., Bd. III, 2, S. 50. 

2) Vergl. oben S. 128. 
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träge a^Ti 20. Dezember 1879 erfolgte, nicht aber auf 
rein administrativem Wege durch eine einseitige Verord- 
nung der Landesregierung zu Serajewo. Aus diesem 
Grunde vermögen wir dem in Frage stehenden Erl^^se 
auch vom staatsrechtlichen Gesichtspunkte 
aus keine Geltung zuzuerkennen — ^^elbst wenn wir 
annehmen wollten, dass Oesterreich-Ungarn durch die 
Bestimmungen des Art. 25 des Berliner Vertrages die 
Befugnis zur Ausübung der auswärtigen Hoheit über 
Bosnien und die Herzogowina in ihrem vollen Umfange 
erhalten habe. 

Wir glauben oben den Nachweis erbracht zu ha- 
b^n, dass dies letztere nicht der Fall war, und in An- 
betracht dessen würde selbst ein Gesetz, welches rite 
die Geltung der österreichisch-ungarischen Staatsver- 
träge auch auf die Angehörigen Bosniens und der Her- 
zogowina statuierte, keine völkerrechtliche Wirk- 
samkeit in Anspruch nehmen dürfen. Wir haben des 
Weiteren dargelegt, dass die Ausübung der auswärtigen 
Hoheit über die beiden okkupierten Provinzen bei der 
Hohen Pforte verblieben ist. Es darf als eine einfache 
Konsequenz dieses Satzes angesehen werden, dass — 
in Ermangelung des von Art. VI der Konvention in 
iVussicht gestellten Uebereinkommens — die Vertretung 
der Angehörigen Bosniens und der Herzogowina im 
x\uslande von Rechts weijen den türkischen 
Konsulaten und Gesandtschaften zukommt. Was ander- 
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seits die Behandlung der Bosnier, welche sich in der 
Türkei aulhalten, angeht, so muss daran, festgehalten 
werden, dass vom juristischen Standpunkte aus für die- 
selbe noch heute dieselben Regeln massgebend sein 
müssen, welche vor der Okkupation und Verwaltungs- 
übernahme der beiden Provinzen in Uebung waren ; 
d. h. sie unterstehen in ihrer Eigenschaft als türkische 
Staatsangehörige den betreffenden Landesbehörden noch 
in demselben Umfange, wie vordem, so dass diese eine 
Einmischung der österreichisch-ungarischen Konsulate 
nicht zu dulden brauchen.*) 

7. Ziehen wir nun das Facit aus der detaillierten 
Erörterung der Bestimmungen der Konvention! Es 
geht aus denselben das Doppelte zur Evidenz hervor, 
dass einerseits die Kohe Pforte sich nur von dem Wun- 
sche leiten liess, eine faktische, durch materielle Bestim- 
mungen bekräftigte Anerkennung ihrer fortdauernden 
Souveränität über Bosnien und die Herzogowina zu er- 
langen, während anderseits Oesterreich-Ungarn das rege 
Bestreben zeigte, der Türkei jegliche direkte, wie auch 
immer geartete, dauernde Einwirkung auf die okkupier- 
ten Provinzen unmöglich zu machen. Es geht dies 
weniger aus demjenigen hervor, was die ein- 
zelnen Artikel der Konvention enthalten, 
sondern aus dem, was sie nicht enthalten. 
Wenn Art. i — 6 den Inbegriff aller der Verbindlich- 



') Vergl. hiermit auch das unten auf S. Ausgeführte. 
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keiten ausmachen, welche die Türkei der österreichisch- 
ungarischen Regierung in Betreff der Verwaltung der 
beiden okkupierten Provinzen auferlegen konnte, so wird 
die thatsäch liehe Machtvollkommenheit der Hohen 
Pforte in denselben durchaus illusorisch. Gleichwohl 
erscheint es in Anbetracht des Wortlautes der Konven- 
tion zweifellos, dass nach der übereinstimmenden An- 
sicht der vertragschliessenden Parteien die Souveränität 
der Türkei über die okkupierten Provinzen fortbesteht. 
Und zwar ist diese Souveränität nicht nur formell zur 
Anerkennung gelangt, sondern sie hat auch durch ma- 
terielle Zugeständnisse ihre Bestärkung gefunden. Denn 
das liegt ja auf der Hand, dass die Konvention — na- 
türlich mit Ausnahme der in Art. 7 — 10 enthaltenen 
Abmachungen über Novibazar, welche hier nicht in Be- 
tracht kommen — nur den positiven Wert für die Tür- 
kei hat, dass es ihr durch eine Reihe mehr oder minder 
bedeutender Zugeständnisse, w^elche ihr darin von Oes- 
terreich-Ungarn gemacht sind, gelungen ist, auch that- 
sächlich den grundlegenden Gesichtspunkt zur Geltung 
zu bringen, dass Bosnien und die Herzogowina als ein 
der österreichisch -ungarischen Monarchie fremder 
Gebietsteil anzusehen seien; dass die Hohe Pforte als 
Inhaberin der Souveränität über Bosnien und die Her- 
zogowina das Recht habe, der österreichischen Regie- 
rung bezüglich der Handhabung der ihr übertragenen 
Administration bindende Verpflichtungen aufzuerlegen. 



ABSCHNITT IIL 

Die Stelliiiignalime 

der europaischen [Machte zur 

botanischen Frage. 



§ 23. Der Gesichtspunkt, dass Bosnien und die 
Herzegowina durch die Okkupation nicht zu einem in- 
tegrierenden Bestandteile der österreichisch-ungarischen 
Monarchie geworden, sondern nach wie vor türkische 
Provinzen seien, ist auch von den europäischen Mäch- 
ten adoptiert und durch das Vorgehen derselben in 
der Folgezeit anerkannt worden. Auf das Deutlichste 
tritt dies in dem einmütigen Verhalten der Kongress- 
mächte gelegentlich der Konsularfrage hervor. 

I. Bekanntlich hat die Pforte durch die von ihr 
mit den auswärtigen Mächten abgeschlossenen Kapitu- 
lationen allen hierzu qualifizierten Konsuln derselben die 
Ausübung der Jurisdiktion über deren Schutzgenossen 
auf türkischem Boden zuerkannt. Es erhob sich nun 
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lach ült Okkiipatidii B<i,sniens und ik-r Herzoi^owina 
lif Fra^f. oh in ticn heiden I-*rovinzcn die Konsuln 
hiv hishcr ausj^cühtc Jurisdiktion heihehalten solltL-ii. 
xler nicht. Man musste den Konsuln diese Mefuf^i--^ 
lurchaus absprechen, falls man den Standi>unkt vertnit. 
la-ss Fiosnicn und die Herzogovvina nach voilzofjeiicr 
)kkui)ation als üstcrreichisch-un<:>; arisches Gf- 
lict anzusehen und zu behandeln seien. In diesem 
"alle hätte die (urisdiktionsbefugnis der Konsuln unmit- 
sjlliar nach vollzofiener Okkupation ipso jure erlüsclicii 
lüssen, wie dies beispielsweise in den durch den Ber- 
ner Vertrag an Kussland abgetretenen Landstrichen 
er Fall war. Denn Oesterreich-Ungam hat keiner aiis- 
.^ärtigen Macht för sein Gebiet ähnliche Zugeständnisse 
;emacht, wie dies von der Türkei geschehen ist. Woll- 
en daher die Mächte ihren Konsuln die jurisdiktioaelle 
"hätigkeit auch nach der Besetzung der beiden Pro- 
inzen erhalten, so hätte es zu diesem Zwecke be-son- 
erer Abmachungen der einzelnen Mächte mit der öster- 
iichischen Regierung bedurft. Nahm man aber den 
atgegenge-setzten Standpunkt ein, indem man Bosnien 
nd die Herzogowina trotz der Okkupation und des 
berliner Vertrages nach wie vor als türkisches Gebiet 
nsah und somit die Souveränität der Hohen Pforte über 
assetbe anerkannte, so musste man auch nach vollzo- 
ener Okkupation den Konsuln in den beiden Pro\nii- 
;n die Berechtigung zusprechen, die Jurisdiktionsrechte 
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über ihre Schutzbefohlenen auszuüben, welche nur durch 
ausdrücklichen Verzicht der berechtigten Mächte odei 
durch neue völkerrechtliche Verträge aufgehoben wer- 
den konnten. 

2. Wir sind uns wohl bewusst, mit den vorstehen- 
den Ausführungen ein Gebiet betreten zu haben, wel- 
ches schon des öfteren den Anlass zu Kontroversen ge^ 
geben hat, und zwar ebenso in der Theorie, wie in dei 
Praxis. Es handelt sich um Beantwortung der Frage 
ob in dem Falle, dass ein Gebietsteil eines Staates ir 
die Hände eines anderen Staates übergeht, in diesen 
Gebiete die mit dem Auslande geschlossenen Verträgt 
des ersteren Staates ungehindert in Geltung bleiben 
trotz des vorgegangenen Regierungswechsels, oder öl 
in demselben ipso jure die von dem okkupierendei 
Staate abgeschlossenen Konventionen in Kraft treten.') 

Von praktischer Bedeutung ist die Frage zum letz 
ten Male im Jahre l8S8 geworden, und zwar mit Bezu^ 
auf die Geltung der türkischen Staatsverträge in Mas 
-sau ah.*) Anlass hierzu gab der Umstand, dass dii 
italienische Regierung in Massauah im genannten Jahn 
eine neue Steuer ausschrieb, von welcher auch die dor 
domizilierten Europäer betroffen werden sollten. Ii 
Folge dieser Massregel wurde von Frankreich die Frag 

») Ve:^l. oben S. 133. 

*) Vergl. Müller, Politi.schu Geschichle, Jahrg. I«SH, S. 224. 

Schulthess, Europ. Geschichtskale ndcr, Bd. 26, a. m. O. 

Revue de droit international, Bd. 17, S. 23z. 
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aufgeworfen, ob an dem genannten Platze nicht trotz 
der durch Italien vorgenommenen Besetzung noch im- 
mer die von der Türkei abgeschlossenen Kapitulationen 
für die italienische Regierung bei Ausübung ihrer Re- 
gierungshandlungen massgeblich und rechtsverbindlich 
seien. Von der Beantwortung dieser Frage hing es 
naturgemäss auch ab, ob die in Massauah befindlichen 
europäischen Konsuln, welche das Exequatur der Re- 
gierung rite erhalten hatten, über ihre Staatsangehörigen 
Jurisdiktionsrechte ausüben durften oder nicht. Frank- 
reich selbst nahm mit Entschiedenheit den Standpunkt 
ein, dass durch die italienische Besetzung Massauah's 
die Geltung der Kapitulationen nicht aufgehoben sei 
und vertrat denselben gegenüber den übrigen Gross- 
mächten mit Erfolg, so dass seine Auffassung von der 
Mehrzahl derselben adoptiert wurde. Demnach ist es 
heute als zweifellos zu betrachten, dass in Massauah — 
solange keine anderweitigen Vereinbarungen mit den 
europäischen Mächten getroffen werden — nach wie vor 
der Okkupation durch die Italiener, für die Regierung 
die von dei Türkei abgeschlossenen Kapitulationen 
rechtsverbindlich sind, und dass in Folge dessen den 
europäischen Konsuln über ihre Staatsangehörigen nach 
wie vor Jurisdiktionsbefugnisse zustehen. 

Auf den ersten Blick mag es zwar scheinen, als 
stehe dies im Widerspruch mit unseren obigen Ausfüh- 
rungen. Ein näheres Eingehen auf die Einzelheiten des 
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vorliegenden Falles vermag jedoch nur unsere Auf- 
fassung zu bestätigen. Es liegen in Massauah ganz 
ähnliche Verhältnisse vor, wie in Bosnien und der Her- 
zogowina: Massauah wurde gegen Ende des Jahres 
1885 von Italien besetzt und in Verwaltung genommen, 
ohne dass durch diese Thatsache den Souveränitäts- 
rechten des Sultans über den fraglichen Küstenstrich 
Eintrag geschehen wäre*). Letzterer Umstand gelangte 
nicht nur dadurch zum Ausdrucke, dass in Massauah 
in der ersten Zeit die ägyptische Flagge stets neben 
der italienischen gehisst wurde und auch noch Vj Jahr 
lang nach erfolgter Okkupation der ägyptische Unter- 
gouvemeur seine Thätigkeit ungestört fortsetzte, sondern 
der italienische Minister des Auswärtigen, Mancini, hob 
denselben zu wiederholten Malen sowohl schriftlich, als 
auch mündlich hervor. So erklärte er in Erwiderung 
auf den von der Türkei und Aegypten sofort nach der 
Besetzung erhobenen Protest, dass Italien die souveränen 
Rechte der Pforte am roten Meere anerkenne*), und in 
einer Rede vor dem Abgeordnetenhause bemerkte er 
am 17. März desselben Jahres über diese Angelegen- 
heit: »Gegen die Besetzung Massauah's durch Italien 
hat die Pforte anfänglich protestiert; sie beruhigte sich 
jedoch, nachdem sie wahrgenommen, dass wir ihre Sou- 



*) Vergl. Catellani in der Revue de droit international, Bd. 17, 
S. 232; ferner Müller, Politische Geschichte, Bd. 19, S. 177. 

*) Schulthess, Europ. Geschichtskalender, Bd. 26, S. 315. 

10* 
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veränitätsrechte nicht antasten, und dass unsere Aktion 
nur den Zweck einer Sicherung der Küste hat, sowie dass 
keine andere Macht sich uns widersetzt.«') 

Demnach lag also in Betreffs Massauahs keinerlei 
Besitzergreifung en toute souverainetö et propriete vor, 
wie dies von einigen Seiten irrtümlicherweise angenom- 
men wurde, vielmehr beschränkte sich das Verhältnis 
Italiens zu Massauah — ebenso, wie dies in Bosnien 
und der Herzogowina der Fall ist — auf Besetzung 
und Verwaltungsübernahme eines Gebietsteiles der hohen 
Pforte. Dass mithin sowohl Bosnien und die Herzego- 
wina, als auch Massauah und endlich auch Cypeni — 
welches sich in gleicher Lage befindet — in Bezug auf 
die vorliegende von Frankreich angeregte Frage auch 
in gleicher Weise beurteilt werden müssen, liegt auf 
der Hand. 

§ 24. 3. Was insbesondere Cypern und die Aus- 
übung der auswärtigen Hoheit Über seine Bewohner, 
anbetrifft, so hat Esperson sich schon vor geraumer Zeit 
in eingehender Weise mit der Frage beschäftigt.') Auch 
er hat sich dafür entschieden, dass die von der Türkei 
abgeschlossenen Staats vertrage und besonders Kapitula- 
tionen in Folge der Besetzung und Verwaltnngsüber- 

') Schulthess, Europ. Geschichtskalender, Bd. 26, S. 316. 

*) Esperson, in der Revue de droit international , Bd. X, 

S. 5S7 ff. 

Vergl. ferner von Martens, Villkerrecht . Bd. I, 3- 3^1 
und S. 315. 
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nähme der Insel seitens Englands ihre Geltung nicht 
verloren haben und argumentiert folgendermassen : 

»Selon les principes du droit international lorsqu41 y a 
extinction partielle d'un Etat par le fait de la cession d'une 
de ses provinces ä un autre Etat les droits et les obligations 
derivant des traites conclus par TEtat c6dant avec les Puis- 
sances dtrangeres ne sont pas n^cessairement transmis ä TEtat 
cessionaire, ä moins qu'ils ne concernent specialement la partie 
du territoire qui est cedee, c'est-ä-dire ä moins qu'il ne s'agisse 
des droits et obligations locaux. L'Etat partiellement steint 
ne reste lie que pour les provinces demeurees sous sa souve- 
rainete. L'Etat cessionaire n'est ni partie contrac- 
tante ni successeür d'une des partie s contractantes^ 
sauf pour les dispositions concernant le territoire annex6; par 
consequent, les traitös conclus par TEtat cedant 
ne peuvent 6tre efficaces ä son 6 g a r d selon la maxime 
connue: res inter alios acta aliis nee nocet nee prodest.« 

Des weiteren wird hieraus gefolgert, dass die von 
der Hohen Pforte abgeschlossenen Kapitulationen für 
Cypern keine Geltung mehr haben würden, wenn die 
Türkei ihre Souveränität über die Insel verloren hätte. 
Da dies aber keineswegs der Fall sei, so daure die 
Wirksamkeit derselben auch unter der englischen Ver- 
waltung fort, und den fremden Konsuln komme nach 
wie vor die Jurisdiktion über ihre Schutzbefohlenen zu. 

Es mag femer noch darauf hingewiesen werden, 
dass auch die Praxis den Grundsatz bestätigt hat, dass 
internationale Verträge, welche von einem Staate ge- 
schlossen werden, bei einer Cession eines Gebietsteiles 



^»w?.,;;^t^.^. 
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ihre Gültigkeit für diesen Teil des Staates verlieren, 
wenn er en toute souverainet6 et propri6te abgetreten 
wurde. So haben z. B. in Bessarabien, Kars, Ardahan 
und Batoum, welche durch die Artikel 45 und 58 des 
Berliner Vertrages an Russland abgetreten wurden, die 
von der Türkei abgeschlossenen Kapitulationen sofort 
mit der Abtretung ihre Kraft verloren. 

4. Es ist demnach die Thatsache von grossem 
Werte für die rechtliche Beurteilung der in Bosnien 
und der Herzogowina durch die österreichisch-ungarische 
Besetzung und Verwaltungsübemahme geschaffenen 
Verhältnisse, dass auch nach der Besetzung beider Pro- 
vinzen die fremden Konsuln in denselben ihre Jurisdik- 
tionsrechte ungestört weiter ausübten, und dass sogar 
die österreichisch-ungarische Regierung selbst bis zu 
dem Jahre 1880, also fast noch zwei Jahre lang nach 
erfolgter Okkupation ihre dortigen Konsulate alle die 
Funktionen ausüben Hess, welche ihnen auch vordem 
auf Grund der Kapitulationen zugestanden hatten. 

Erst in den Jahren 1881/82 nachdem die neu ein- 
gesetzte Landesregierung in den beiden Provinzen in 
Folge umfassender Reformen auf allen Gebieten dieje- 
nigen Garantieen zu bieten vermochte, welche eine ob- 
jektive und unparteiliche Rechtsprechung erfordert, ent- 
schlossen sich auch die übrigen Grossmächte freiwillig, 
auf die ihnen zustehende Konsularjurisdiktion in den 
fraglichen türkischen Gebietsteilen zu verzichten. 
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Die Gründe, welche seinerzeit die Grossmächte bestimmt 
hatten, eine freie Gerichtsbarkeit ihrer Konsuln über 
ihre Schutzgenossen in türkischen Landen zu postulie- 
ren, und die hauptsächlich in der mangelnden juristischen 
Befähigung und in der geringen Zuverlässigkeit der 
türkischen Tribunale zu suchen sind, waren nun in die- 
sem Teile der Türkei fortgefallen, und es war nunmehr 
nahe gelegt, dass die Grossmächte unter solchen Umstän- 
den auf ihre Jurisdiktionsrechte Verzicht leisteten, um 
ihre Konsularbeamten einer überflüssig gewordenen Last 
zu entheben. 

Es ist eine einfache Konsequenz des bisher Ausge- 
führten, dass falls eine europäische oder aussereuropäische 
Macht mit vertragsmässigen Jurisdiktionsrechten auf tür- 
kischem Gebiete, welche sich den in den Jahren 1 880/8 1 
erfolgten Verzichtleistungen der oben genannten euro- 
päischen Grossmächte nicht angeschlossen hat, es für 
gut und nötig befinden sollte, auf bosnischem Gebiete 
ein Konsulat zu errichten, derselben nach dem bestehen- 
den Rechte ohne weiteres die Jurisdiktionsbefugnisse 
über ihre Schutzgenossen solange zustehen, bis sie aus- 
drücklich auf deren Ausübung Verzicht geleistet hat. 

5. Dem gegenüber ist der Umstand, dass den fremden 
Konsuln in Bosnien und der Herzogowina das Exe- 
quatur durch den Kaiser von Oesterreich-Ungarn er- 
teilt wird, für die Beurteilung der in Frage stehenden 
Verhältnisse nur von geringem Belang. Lingg will hierin 
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allerdings einen Beweis mehr für die bestehende Souve- 
ränität des »Kaisers von Oesterreich-Ungarn« über die 
beiden Provinzen erblicken*). Wir vermögen jedoch 
diesem Umstände eine derartige Tragweite nicht beizu- 
messen. Die Erteilung des Exequatur ist vielmehr ein 
Akt von lediglich administrativer Bedeutung und 
muss, da die Administration der beiden Provinzen auf 
Oesterreich-Ungarn übertragen wurde, auch von dem 
Haupte der zuständigen Verwaltungsbehörde, also in 
diesem Falle von dem Kaiser von Oestereich-Unffarn, 
ausgeübt w^erden. Aus eben demselben Grunde liegt 
die Erteilung des Exequatur an die fremden Konsuln 
in Cypern und Aegypten nicht in den Händen der 
Türkei, als der souveränen Macht, sondern in den Hän- 
den der englischen Verwaltungsbehörde, beziehungsweise 
der Landesverwaltung von Aegypten. Die Verleihung 
des Exequatur kann demnach nicht als unlösliches 
Annex der souveränen Staatsgewalt angesehen und die 
Ausübung desselben bezüglich der fremden Konsuln in 
Bosnien und der Herzogowina nicht mit Erfolg als Ar- 
gument gegen die Fortdauer der Souveränität der 
Türkei über die beiden Provinzen in's Feld geführt werden- 
Nach unseren obigen Ausführimgen glauben wir 
uns zu dem Schlüsse berechtigt, dass nach der einheit- 
lichen Auffassung der Grossmächte von der Lage der 
Dinge der rechtliche Fortbestand der Souveränität der 

i) Linp;g, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. V., S. 495. 
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Pforte über Bosnien und die Herzojrowina durch die 
Okkupation seitens Oesterreich-Ungarns nicht alteriert 
worden ist. Auf der anderen Seite ist auch der Um- 
stand nicht minder bezeichnend, dass die Hohe Pforte 
in den okkupierten Provinzen diplomatische Agenten 
weder unterhalten hat noch unterhält. Es soll allerdings 
keineswegs behauptet werden, dass durch Entsendung 
eines türkischen Beamten nach Serajewo zum Zwecke 
der Kontrolle oder auch nur der besseren Verständigung 
mit den österreichischen Verwaltungsbeamten seitens der 
Hohen Pforte, der Auffassung Raum und Stoif gegeben 
worden wäre, als sei Bosnien und die Herzogowina ein 
der Türkei fremder Gebietsteil. Residieren doch auch 
in Cypern mehrere Beamte der Pforte, wenn auch hier 
nur mit streng begrenztem Ressort und ohne diploma- 
tischen Charakter. Dass aber die Pforte thatsächlich 
in den beiden okkupierten Provinzen keine Konsuln be- 
stellt hat, scheint uns ein ebenso energischer, als be- 
deutsamer Beweis ihrer fortdauernden Souveränität über 
dieselben zu sein, wenngleich demselben allerdings eine 
gewisse Einseitigkeit nicht abgesprochen werden kann. 

§ 25. Von besonderem Werte ist aber für die 
Lösung der uns beschäftigenden Frage die Stellung, 
welche die österreichisch-ungarische Regierung durch 
ihre Vertreter in dieser Angelegenheit eingenommen 
hat. Als erschöpfend kann in dieser Beziehung eine 
offizielle Aeussenmg Andrassys bezeichnet werden^ 
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welche über die einschlägigen Fragen vollen Aufschluss 
giebt. In der bereits an anderer Stelle angezogenen 
Rede desselben vor dem Budgetausschusse der öster- 
reichischen Delegation vom i. Dezember 1878 heisst 
es folgendermassen : *) »Sollte es zur Frage der An- 
nexion kommen, so werden die gesetzgebenden Kör- 
per in Verbindung mit der Krone darüber entschei- 
den.« 

Zu der Zeit, als dieser berufenste Vertreter der 
österreichischen Regierung diese Erklärung abgab, war 
demnach Bosnien und die Herzogowina nach der An- 
sicht des Redners nicht von Oesterreich-Ungarn annek- 
tiert; mithin mussten sie logischerweise als ausserhalb 
des österreichisch-ungarischen Staates stehende Gebiets- 
teile betrachtet werden. Auf Grund der bestehenden 
Verfassung konnte die Reichsregierung zwar sehr wohl 
die ihr als europäisches Mandat auferlegte Okkupation 
und Administration der. beiden Provinzen rechtsgültig 
übernehmen, ohne hierüber einen entscheidenden Be- 
schluss der Volksvertretung herbeiführen zu müssen. 
Eine hierauf folgende Annexion der beiden Provinzen, 
welche sich nicht auf eine Abmachung völkerrechtlichen 
Charakters stützte, konnte aber — da es sich um eine 
Veränderung des Bundesgebiets handelte — in der 
Folge nur durch ein übereinstimmendes Votum des 
Reichsrates und des Reichstages in Verbindung mit der 

>) Müller, Politische Geschichte, Jahrgang 1878. S. 172. 
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Krone mit staatsrechtlicher Wirksamkeit her- 
beigeführt werden. Eine darauf hinzielende Beschluss- 
fassung ist aber bis zum heutigen Tage nicht 
erfolgt, mithin nehmen Bosnien und die Herzogowina 
auch heute noch rechtlich dieselbe Stellimg zur öster- 
reichisch-ungarische Monarchie ein, wie zur Zeit der 
von Andrassy abgegebenen Erklärung. Sie sind staats- 
rechtlich, wie völkerrechtlich ein Oesterreich-Ungam 
fremder Gebietsteil, sie sind auch nach der Okkupation 
türkische Provinzen geblieben. 

Dies ist die — auch vom Standpunkte der öster- 
reichisch-ungarischen Regierung — heutzutage einzig 
mögliche juristische Auffassung der Sachlage. AUer- 
tJings weisen die seit der Okkupation getroffenen Mass. 
nahmen des gemeinsamen Ministeriums in nicht misszu- 
verstehender Weise daraufhin, dass dasselbe die beiden 
in Frage stehenden Provinzen schon heutigen Tages 
faktisch nicht anders angesehen haben möchte, als einen 
dem österreichisch-ungarischen Territorium einverleibten 
Gebietsteil. Dass eine solche Auffassung nach den 
eigenen Aeusserungen der österreichischen Kegierungs- 
vertreter juristisch unzulässig ist , haben wir nachge- 
wiesen. 

Andererseits verdient es aber auch hervorgehoben 
zu werden , dass die österreichisch-ungarische Regie- 
rung formell in jeder Beziehung dem Umstände 
Rechnung trägt, dass Bosnien und die Herzogowina 
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keinen Teil der österreichisch-ungarischen Monarchie 
bilden, und folp;erichtig in durchaus korrekter Weise 
in den fiosnien und die Herzegowina betreffenden Er- 
lassen und Gesetzen die Okkupation und Verwaltung 
der beiden Provinzen als etwas »provisorisches« 
hinstellt. 




ABSCHNITT IV. 

l>ie StellungrialiiTie dei 
^W^issenschaf l . 



§ 26. Unsere bisherigen Ausführungen haben ge- 
zeigt, welche staatsrechtliche Stellung Bosnien und der 
Herzegowina nach dem Sinne und Wortlaute der grund- 
legenden völkerrechtlichen Abmachungen zukommt ; 
wir haben des weiteren klarzulegen gesucht, auf welche 
Auffassung der in Rede stehenden Rechtsverhältnisse 
die Stellungnahme der europäischen Mächte imd im 
besonderen der Türkei und Oesterreich-Ungarns schlies- 
sen lassen. Unsere nächste Aufgabe wird es sein, den 
Standpunkt, welchen die Wissenschaft zu unserer Frage 
einnimmt, festzustellen und einer eingehenden Erörterung 
zu unterwerfen. 

I. Die Vertreter der Wissenschaft teilen sich bez. 
der in Frage stehenden Rechtsverhältnisse in zwei La- 
ger, deren Prinzipien und Tendenzen diametral auseinan- 
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dergehen. Die Einen erkennen — fassend auf den 
völkerrechtlichen Verträgen, welche den status rerum 
geschaffen haben — der Türkei die Souveränität über 
Bosnien und die Herzogowina zu und erklären hierdurch 
die beiden Provinzen für türkische Gebietsteile. Die 
anderen nehmen — unter Hintansetzung der grundlegen- 
den völkerrechtlichen Abmachungen — allein die augen- 
blicklichen, thatsächlichen Macht- und Herrschafts- 
verhältnisse in den beiden Vilayets zum Ausgangspunkte 
ihrer Arg^umentation und bestreiten auf Grund dersel- 
ben die Souveränität der Pforte über Bosnien und die 
Herzogowina; ihrer Aufstellung zufolge bilden die ok- 
kupierten Provinzen demnach einen integrierenden Ge- 
bietsteil der österreichisch-ungarischen Monarchie, und 
die Bewohner derselben sind als österreichisch-ungarische 
Unterthanen zu behandeln. 

2. Auffallender weise wird die erstere Auffassung 
hauptsächlich von den bedeutenderen österreichischen 
Publizisten vertreten, wie Ulbrich, Dantscher von Kol- 
lesberg und Jellinek. Vornehmlich Ulbrich lässt in sei- 
nen Ausführungen an Klarheit nichts zu wünschen üb- 
rig. Indem er sich voll und ganz auf den Boden des 
Berliner Vertrages und der türkisch-österreichischen 

Konvention stellt, folgert er:*) 

»Bosnien und die Herzogowina sind trotz der Okkupa- 
tion und Verwaltungsübernahme derselben durch Oesterreich- 



») Ulbrich, Oesterr. Staatsrecht, S. 792. 
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Ungarn keineswegs aus dem staatsrechtlichen Verbände mit 
dem osmanischen Reiche geschieden, allein Oesterreich-Ungam 
übt die Staatsgewalt in diesen Ländern in allen ihren Funk- 
tionen und Richtungen, also Gesetzgebung, Verwaltung und 
die richterlichen Befugnisse. Dieses Okkupations- und Ver- 
waltungsrecht ist an keine zeitliche Grenze gebunden, es be- 
friedigt aber nicht allein das Interesse der Monarchie, sondern 
auch der anderen Vertragsmächte an der Herstellung geord- 
neter Zustände in diesen Ländern zur Abwendung von Ge- 
fahren für den Weltfrieden. Es ergiebt sich hieraus, dass die 
okkupierten Länder zu Oesterreich-Ungarn in kein staats- 
rechtliches Verhältnis getreten sind ; sie stehen mit 
ihm weder im Verhältnis einer Personal-, noch einer Real- 
union.« 

Dantscher von Kollesberg geht zwar auf eine spe- 
zialisierte Erörterung der uns beschäftigenden Frage 
selbst nicht ein, doch schimmert der von demselben 
vertretene Standpunkt deutlich durch, wenn er beispiels- 
weise ausführt:^) 

»Es ist zu entscheiden, ob der in Bosnien und der Her- 
zegowina provisorisch als Gesetz und Verordnung auf- 
tretende, die Einwohner zum Gehorsam verpflichtende, für 
sie fremde österreichisch-ungarischeStaats- 
w i 1 1 e nicht nur gegenüber den türkischen Unter- 
t h a n e n als absoluter erscheint, sondern ob er auch gegen- 
über den eigenen Reichsangehörigen ein solcher absoluter 
Wille sei, oder nicht.« 

Mit ganz besonderer Schärfe vertritt den Vertrags- 



*) Dantscher von Kollesberg, der monarchische Staat 
Oesterreich-Ungarn, S. 287. 
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Standpunkt auch Martens,*) Derselbe fasst die Macht 
des Padischa im vorliegenden Falle allerdings lediglich 
als ein nudum jus auf ; nichts destoweniger dürfe man 
aber dies Recht als solches nicht negieren, ohne dem 
Wortsinne der Verträge Gewalt anzuthun. In ähnlicher 
Weise erklärt sich auch Jellinek über die in Frage ste- 
henden Rechtsverhältnisse : 

*)»In Gemässheit des Art. 25 des Berliner Vertrages hat 
Oesterreich-Ungam Bosnien und die Herzegowina okkupiert 
und die gesamte Verwaltung der genannten Provinzen das 
osmanischen Reiches übernommen; es wird also die Staats- 
gewalt über diese beiden Provinzen nach allen Richtungen 
nicht von der hohen Pforte ausgeübt. 

Dennoch besitzt Oesterreich-Ungarn rechtlich noch nicht 
die Souveränität über Bosnien und die Herzegowina, sie bilden 
keinen Teil des Staatsgebietes der sie administrierenden Mo- 
narchie, ihre Bürger sind weder österreichische noch unga- 
rische Staatsbürger. Die Pforte hat vielmehr in Ausführung 
ihrer vertragsmässigen Verpflichtung Oesterreich-Ungarn blos 
zur Ausübung der Staatsgewalt in den genannten Provinzen 
delegiert und sich demgemäss die Souveränität über dieselben 
zurückbehalten und Oesterreich-Ungarn hat dieselbe ausdrück- 
lich anerkannt Die Türkei besitzt demnach die Souve- 
ränität über Bosnien und die Herzogowina nach wie vor der 
Okkupation und Verwaltungsübernahme derselben durch Oes- 
terreich-Ungarn , wenngleich heute nur noch als nudum 
jus.« 



') Martens, Europ. Völkerrecht, Bd. I, § 93. 
2) Jellinek, Staatenverbindungen, 8. 53. 
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3. Der gegnerische Standpunkt ist ausser von 
Neu mann auch von Holtzendorff) vertreten wor- 
den und hat in neuester Zeit eine besonders warme 
Verteidigung in einer ausführlichen Abhandlung L i n g g s 
gefunden, deren wir schon des öfteren Erwähnung ge- 
than haben. Diese verlassen den Boden der grundle- 
genden Verträge und erklären das heute beste- 
hende Machtverhältnis allein für massgebend. 
Oesterreich-Ungarn übe heute thatsächlich alle Herr- 
schaftsrechte ohne jegliche Einschränkung in Bosnien 
und der Herzogowina aus; in seiner Gewalt sei die 
Verwaltung, Gesetzgebung und Justiz; es übe that- 
sächlich die Militär- und Gebietshoheit, sowie alle 
sonstigen Hoheitsrechte aus ; kurz Oesterreich-Ungarn 
sei in den beiden Vilayets die höchste Staatsgewalt, 
mithin stehe ihm auch die Souveränität über dieselben 
zu — obgleich nicht alle diese letzte Konsequenz in 
ihrer ganzen Schärfe ziehen.*) 

§ 27. Wir stehen hier vor einem Gegensatze von 



*) von Holtzendorff, Völkerrecht I, S. 244, sqq. 

*) Auch der Ansicht Riviers (Lehrbuch des Völkerrechts S. 175) möge 
an dieser Stelle Erwähnung geschehen. Derselbe erblickt in dem an Oester- 
reich-Ungarn erteilten Mandate eine >wahre Gebietsabtretung, welche aus 
politischen Gründen einstweilen verdeckt w^erden musste.« Zwar fehlt es 
an irgend welcher juristischen Begründung dieser Auffassung, wie dieselbe 
ja auch auf juristische Präzision keinen Anspruch zu erheben scheint. 
Jedenfalls ist anzuerkennen, dass Rivier konsequenterweise auch Cypern 
von dem angegebenen Standpunkte aus beurteilt und demnach auch in 
dem anglo-türkischen Vertrage nur eine verdeckte Gebietsabtretung er- 
blickt, während von Holtzendorff und Lingg für den Fortbestand der ottoma- 
nischen Souveränität über Cypern eintreten. 

11 
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prinzipieller Bedeutung;, der seine Wurzeln in einer 
durchaus verschiedenen Auffassung von dem Wesen 
der Souveränität geschlagen hat: Dort ist für dieselbe 
das rechtliche Herrschaftsverhältnis , hier lediglich 
die thatsächliche Machtausübung massgebend ge- 
macht. Dort wird der Standpunkt vertreten, dass es 
ein unwandelbares Recht gebe, welches mit seinem 
Szepter auch die feinsten und schwierigsten Beziehungen 
des internationalen Verkehrs regelt, hier giebt allein die 
brutale Macht — gleichviel mit welchem Rechte sie 
ausgeübt werden mag — den Ausschlag. Es ist dies 
eine Kluft, welche sich nicht mit einigen leicht hinge- 
worfenen Phrasen oder durch hartnäckige Behauptung 
des einmal eingenommenen Standpunktes überbrücken 
lässt. Um zu einem entscheidenden Resultate zu ge- 
langen, scheint es uns geboten, an dieser Stelle halt 
zu machen und uns vorerst über das Wesen der Sou- 
veränität klar zu werden. Es ist dies eine Aufgabe^ 
deren ' Schwierigkeit wir nicht unterschätzen , und das 
um so weniger, als sich an deren Lösung bereits so 
viele — und zwar gerade die Besten ihres Faches — 
mit grösserem oder geringerem Erfolge versucht haben, 
ohne dass auch nur zwei derselben zu einem völlig 
übereinstimmenden Resultate gelangt wären. 

Es kann natürlich nicht unsere Aufgabe sein, inner- 
halb des eng begrenzten Rahmens unserer Abhandlung 
auf air die unzähligen Streitfragen einzugehen, welche 
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die einschlägige Litteratur in den letzten Dezennien 
über das Wesen der Souveränität gezeitigt hat. Gleicht 
doch die Lehre von der Souveränität heutzutage einem 
noch immer unentwirrten Knäuel, dessen Fäden um so 
verworrener werden, je mehr hülfsbereite Hände sich 
ausstrecken, um sie aufzulösen. Wir werden uns daher 
lediglich darauf beschränken, den Begriff der Souverä- 
nität so weit zu przäisieren, als es die Zwecke unseres 
Themas erfordern. 

I. Wir wollen zu diesem Behufe den einfachsten, 
nächstliegenden Weg beschreiten, indem wir auf den 
sprachlichen Ursprung des Wortes zurückgehen. Ein 
Blick auf seine Etymologie zeigt uns, dass es seine 
Entstehung aus dem lateinischen »supremitas« her- 
leitet.*) Fast unsere gesamte Litteratur identifiziert zwar 
diese »supremitas« mit der »suprema potestas«, und 
sucht folglich die Souveränität als suprema potestas zu 
erklären. Wir für unser Teil möchten eine derartige 
Identifizierung nicht für unanfechtbar halten ; weist doch 
ein prüfendes Eingehen auf den einfachen, ungetrübten 
Sinn beider Begriffe schon darauf hin, dass eine derar- 
tige Gleichstellung nicht ganz korrekt ist. Supremitas 
und suprema potestas sind schon in sprachlicher Hin- 
sicht inhaltlich und begrifflich nicht identisch, und zwar 
ebensowenig, als sich beispielsweise superioritas mit 



') Vergl. Du Gange, Glossarium mediae et infimae latinitatis, 
1- c. p. 
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superior potestas deckt.') Supremitas ist — wie bereits 
Laband, Meyer, Jellineck und Lingg hervorgehoben 
haben — eine Eigenschaft,*) welche unter gewssen 
Voraussetzungen dem Träger, dem Inhaber einer be- 
stimmten potestas zukommt, aber diese potestas selbst 
ist sie nicht. Sie ist das notwendige Attribut einer mit 
ausschhessender Machtvollkommenheit ausgestatteten 
potestas, aber die suprema potestas selbst ist sie nicht.*) 
Aus ihr geht die Summe aller jener Rechte hervor, wel- 
che von einem Teile der Wissenschaft mit vielem 
Scharfsinne als spezifische Merkmale der Souveränität 
hingestellt worden sind, aber die Souveränität selbst ist 

•) Vgl. Du Cange, 1. c. p. 

») Wir vermögen in dieser Richtung jedoch nicht so weit zu gehen, 
wie dies beispielsweise von Zorn geschehen ist. Nach seiner Ansieht 
(in MohPs Zeitschrift Bd. 37, S. 305) ist die Souveränität die Eigenschaft 
des Staates kai'i^oxtjv. die Hoheit, höchste Gewalt, der Inbegriff der 
suprema potestas, aus welcher die einzelnen Hoheitsrechte hervorgehen 
(S. 309); in ähnlichem Sinne äussert ei sich auch in seinem Staatsrechte 
S. 46 ff. 

8) Nach Laband ist Souveränität >die oberste, höchste, nur sich 
selbst bestimmende Rechtsmach tc (Staatsrecht, Bd. I, 59). Was jedoch 
an dieser Stelle unter Rechtsmacht zu verstehen sei, ist nicht ganz 
durchsichtig. 

B 1 u n t s c h 1 i erklärt femer Souveränität für identisch mit der Macht 
und Hoheit des Staates selbst (Staatswörterbuch S. 576 und Lehre vom 
modernen Staate, Bd. I, S. 572) wie auch Seydel dieselbe für gleichbedeu- 
tend mit der Staatshoheit hält. 

Mejer (Einleitung § 2) stellt die Souveränität mit der realen 
Willensmacht eines Staates, mit der Staatsgewalt selbst auf eine 
Stufe . 

Nach Martens (Völkerrecht, Bd. 1, S. 286) ist sie Machtv^ollkommen- 
heit, nach Holtzendorff' (Handbuch, Bd. II, S. 8, ff.) der vollendete Macht- 
zustand eines Staats volkes im Verhältnisse zu anderen. 
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nicht identisch mit jenen Rechten,*) ebensowenig wie 
etwa das Eigentum identisch ist mit den Rechten, wel- 
che eine notwendige Folge des Eigentumsbegriifs bil- 
den und aus demselben hervorgehen. Souveränität ist 
vielmehr diejenige Eigenschaft der mit bestimmten — 
in der Folge noch näher zu präzisierenden — Merkmalen 
versehenen potestas, die höchste, oberste zu sein. 

2. Zugegeben also, dass eine suprema potestas 
notwendige Voraussetzung der Souveränität ist, so 
bleibt die Frage zu beantworten, wann wir eine solche 
suprema potestas vor uns haben. Wir können von 
einer solchen nur sprechen auf Grund einer thatsäch- 



*) Eine beträchtliche Anzahl von Publizisten identifiziert die Souve- 
ränität mit irgend einem Rechte, welches vielleicht eine notwendige Folge 
des Souverän itätsbegrifFes ist, aber nicht als identisch mit demselben an- 
erkannt zu werden vermag. Wir geben dieselben lediglich referierend wie- 
der, da eine eingehende Kritik derselben uns zu weit von dem Kernpunkte 
unseres Themas entfernen würde. 

Calvo, Manuel de droit international, p. 82 präzisiert seine dies- 
bezügliche Auffassung folgend er massen : >Le pouvoir qui appartient k toute 
nation de döterminer sa manifere d^etre, de formuler des conditions de 
droit, en un mot, de constituer TEtat et le gouvernement selon Tidee 
qu'elle repr^sente ou le but humain, qu'elle poursuit.«^ 

Nach Haenel, Studien S. 149 ist sie »das allein dem Staate zu* 
stehende Recht, sich seine Kompetenz bestimmen und erweitern zu können.« 

Heffter wiederum (Europ. Völkerrecht S. 61) bestimmt sie in ganz 
ähnlicher Weise als das »Recht jedes Staates, seine Aufgabe als besonderer 
Staat mit Selbsbestimmung zu erfüllen. ^< Um denselben Kern dreht sich 
die Definition Rosin 's (in Hirth's Annalen, Jahrg. 1883, S. 269) welche 
in der Souveränität das »Recht der ausschliesslichen Selbstbestimmbarkeit 
durch eigenen Willen« erblickt. Martens, Völkerrecht I, S. 286 § 75 
stellt sie auf gleiche Stufe mit dem Rechte der Unabhängigkeit (ähnlich 
auch vonMarquardsen). Mulas endlich charakterisiert sie (II congresso 
di Berlino p. 103) als ein »diritto di liberamente organizzarsi e di riggettare 
ogni ostacolo che ne impedisca il perfezionamento e lo sviluppo.« 
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liehen oder rechtlichen Ueber- und Unterordnung meh- 
rerer konkurrierenden Machtfaktoren. Derjenige, welcher 
thatsächlich oder anerkanntermassen urjter mehreren 
Machtfaktoren oder in einem bestimmten Kreise die 
höchste, oberste Macht besitzt, verfügt über die supre- 
ma potestas. Aber gleichwohl hat nicht jede 
suprema potestas auch die Souveränität in 
ihrem Gefolge. Die Rechtswissenschaft hat dersel- 
ben ihre Grenzen genau abgesteckt und erkennt Sou- 
veränität nur dem Staate, oder in übertragenem 
Sinne auch dem Herrscher als Staatsoberhaupte zu.') 
Dem Beduinenscheich in der Wüste Sahara, welcher in 
seinem Stamme der unbedingte Träger höchster Ge- 
walt ist, spricht die Wissenschaft keine Souveränität zu, 
mögen ihm noch so ausgedehnte Herrschaftsbefugnisse 
zustehen; ebensowenig werden wir eine Horde von 
KaflFern in Zentralafrika, trotz ihrer zweifellosen Unab- 
hängigkeit für souverän erklären.*) Nur rechtlich 
organisi.erie Staatenbildungen können auf 
Souveränität Anspruch erheben.*) Wie weit 



*) Vergleiche hierzu Bluntschli, Lehre vom modernen Staate, Bd. 
I, S. 592. 

J ellin eck, Staatenverbindungen, a. a. o. 
Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts, S. 81. 

2) Bluntschli, das moderne Völkerrecht S. 68 und 88. 

^) Umgekehrt glauben wir im Ciegensatze zu Zorn, welcher (in 
Mohl's Zeitschrift für Staats wissensch. Bd. 37 S. 305 und in seinem Staats- 
recht S. 47 die Souveränität als notwendige Voraussetzung eines Staates 
hinstellt (*wo die Souveränität fehlt, ist ein Staat nicht vorhanden«), — in 
Anlehnung an Laband (Staatsrecht S. 67) — annehmen zu dürfen, dass 
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eine solche rechtliche Organisation durchgeführt ist, ob 
sie nun zur streng konstitutionellen Verfassung geführt 
haben mag, oder bei der absoluten Monarchie geblieben 
ist, das ist ohne weiteren Belang. Erforderlich ist nur, 
dass der betr. Staat als ein auf rechtlicher Grund- 
lage aufgebautes Gemeinwesen, als eine Rechtsbildung 
erscheine. 

Wenn man allerdings den Staat als den ^Zustand 
der Beherrschung einer ansässigen Menschengruppe 
innerhalb eines bestimmten Gebietes« ansieht, wie dies 
von Lingg*) geschieht, so vermögen wir nicht einzu- 
sehen, aus welchem Grunde man nicht auch den Be- 
duinenstamm und die Kaffemhorde als Staaten, und 
zwar als souveräne Staaten anerkennen will, was 
jedoch von Lingg ausdrücklich in Abrede gestellt 
wird. 

3. Auf der anderen Seite steht Souveränität nur 
der höchsten Gewalt im Staate zu. 

a. Negativ gefasst besagt dies, dass die souveräne 
Staatsgewalt keiner weiteren Instanz rechtlich unterge- 
ordnet sein darf, welcher sie Gehorsam schuldig ist, 
d. h. welche sie nach dem bestehenden Rechte als 



die Souveränität keineswegs mit dem Begriffe des Staates so eng verbunden 
ist, dass der Staat zu bestehen aufhört, sobald er seiner Souveränität 
verlustig gegangen ist : Es giebt sehr wohl Staaten ohne Souveränität, aber 
keine Souveränität ohne einen Staat. 

') Lingg, Empirische Untersuch, a. m. O. 

Ders. im Archiv für öffentl. Recht, Bd. V, S. 491. 
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über ihr stehend anerkennen muss, als berechtigt, ihr 
Befehle zu erteilen.*) 

Das rechtliche Moment ist in diesem Zusam- 
menhange von weittragender Bedeutung. Ein Staat 
verliert darum seine Souveränität nicht, wenn er . sich 
von einer anderen Macht in Folge eines augenblicklichen, 
politischen Uebergewichtes derselben bei einer oder der 
anderen Gelegenheit deren Willen gleichsam als Befehl 
aufoktroyieren lassen muss, um ernsteren Eventualitäten 
vorzubeugen^. Die Türkei ging darum ihrer Souveräni- 
tät nicht verlustig, weil sie sich im Berliner Kongresse 
gegen ihren ausgesprochenen Willen eine ganze Reihe 
von Bestimmungen mit zwingender Kraft auferlegen 
lassen musste, welche ihren Interessen durchaus ent- 
gegenliefen. Den neutralisierten Staaten des Völker- 
rechtes darf man doch darum ihre Souveränität nicht 
aberkennen, weil ihre Willens- und Machtfreiheit durch 
den übereinstimmenden Willen der europäischen Staaten 
in dem Punkte beschränkt und geradezu gebunden 
sind, dass sie nie aus ihrer Neutralität heraustreten 
dürfen. Auch kann man in Anbetracht der genannten 



') Rosin, in Hirth's Annalen, Jahrg. 1883, S. 270. 
Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 8. 15. 
von Martens, Völkerrecht, Bd. I, § 75. 
H e f f t e r, Völkerrecht, § 18. 
L a b a n d , Staatsrecht, Bd. I, S. 67. 
2) Vergleiche hiczu: Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts 
S. 15. H. Schulze, Lehrbuch, § 17, S. 26. 
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Verhältnisse nicht etwa behaupten, dass darum die 
Türkei* den Signatarmächten' des Berliner Vertrages, 
oder die Schweiz und Belgien dem Konzerte der euro- 
päischen Grossmächte rechtlich untergeordnet seien. 
Alle derartigen, thatsächlichen Verhältnisse, welche 
nicht in der rechtlichen Organisation des Staates, oder in 
einem rechtlich begründeten und fixierten, dauernden 
Abhängigkeitsverhältnisse eines Staates von einem an- 
deren ihre Wurzel haben, kommen für die Souveränität 
nicht in Betracht; die Souveränität der Staaten wird 
durch dieselben keineswegs alteriert.*) 

b. Positiv ausgedrückt besitzt ein Staat dann die 
suprema potestas," die höchste Gewalt, welche 
Voraussetzung der Souveränität ist, w^enn ihm über 
die ihm politisch unterworfenen Personen und das ihm 
zugehörige Gebiet die ausschliessliche recht- 
licheHerrschaft zusteht. Wir haben hier auf der einen 
Seite Unterthanen, rechtlich Unterworfene vor uns, 
welche — gleichviel ob sie sich im Staatsgebiete auf- 
halten, oder ausserhalb desselben — die Staatsgewalt als sup- 
rema potestas über sich anerkennen und derselben auf Grund 
der bestehenden Rechtsordnung Gehorsam schuldig 
sind; auf der anderen Seite die Staatsgewalt, die Re- 
gierung, welcher über die ihr rechtlich untergeordneten 
Personen und das von ihr beherrschte Gebiet Macht- 



>) Vergleiche von Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts, 
Bd. II, S. 10. Ferner von Märten s, Völkerrecht I, S. 286. 
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Vollkommenheit zukommt. Ist jedoch diese Macht recht- 
lich nicht vollkommen, muss sie auf Grund eines 
bestehenden Rechtes*) über sich noch eine andere 
Macht als übergeordnet anerkennen, so vermögen wir 
dieser Staatsgewalt, diesem Staate nicht die suprema, 
die oberste, höchste Macht, und folglich auch nicht die 
Souveränität zuzuerkennen.') 

§ 28. 4. Auch hier ist die rechtliche Natur 
der Machtvollkommenheit, eine rechtliche 
Grundlage der bestehenden Machtverhältnisse durch- 
aus wesentlich, um der Staatsgewalt, welche die 
Herrschaft ausübt, Souveränität zuerkennen zu können; 



1) Ein derartiges Recht kann auch auf dem Wege entstanden sein, 
dass ein Staat kraft eigenen Willens und freier Entschliessung vertrags- 
mässige Verpflichtungen gegenüber einem anderen Staate übernommen 
hat, auf Grund deren er seinen Willen dem fremden Willen unbedingt 
unterordnet. Eine solche Bindung durch höheren Willen ist jedoch u. E. mit 
dem Wesen der Souveränität unvereinbar. 

Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, S. 15, giebt letzteres 
zu, hält aber andererseits die Bindung eines Staates durch eigenen Willen, 
d. h. durch Uebemahme vertragsmässiger Verpflichtungen gegenüber an- 
deren Staaten, mit demW esen der Souveränität für vollkommen vereinbar. 
Letzteres triff^t naturgemäss nur solange zu, als die übernommenen Ver- 
pflichtungen nicht den Willen der Staatsgewalt illusorisch machen, indem 
sie ihn von demjenigen einer anderen Staatsgewalt bedingungslos abhängig 
machen. Dies geschah beispielsweise in dem oben, S. 66 zitierten Ver- 
trage von Grodnow, welcher zwischen Russland und Polen abgeschlossen 
wurde. 

2) Vergl. hierzu Zorn, Staatsrecht, S. 47. 

Seydel, in Mohl's Zeitschrift Bd. 28, S. 190. 
L a b a n d , Staatsrecht I, S. 67. 
Anderer Ansicht : Bluntschli, Staatswörterbuch III, S. 499. 
Brie in Grünhuts Zeitschrift, Bd. II, ft. 129. 
Calvo, Manuel de droit international, p. 82. 
Gareis, Allg. Staatsrecht, S. 31. 



— 171 — 

ein thatsä chliches Machtverhältnis pflegt zwar in 
der Regel hiermit verbunden zu sein, ist aber nicht un- 
bedingt erfordert. Okkupiert z. B, eine Staatsgewalt 
in Kriegszeiten einen Gebietsteil des feindlichen Staates, 
so dass sie in demselben thatsächlich die höchste 
Gewalt ausübt und ausschliessliche Machtvollkommenheit 
besitzt, so werden wir derselben darum doch nicht ohne 
weiteres die Souveränität über dieses Gebiet zuerkennen 
dürfen/) Mag sie gleich thatsächlich die gesamte Ver- 
waltung, Rechtsprechung und Gesetzgebung in den 
okkupierten Distrikten an sich gezogen haben — die 
Souveränität über das fragliche Gebiet erhält sie erst dann, 
wenn sich ihre thatsächliche Machtvollkommenheit m i t 
einem entsprechenden Rechtstitel verbindet.') 
a. Als derartiger Rechtstitel tritt in der Regel die 
beim Friedensschlüsse erfolgende vertragsmässige 
Zuerkenn ung, d. h. die formgerechte Zession eines 
solchen Gebietes auf, jedoch nur unter der Voraussetz- 
ung, dass auf der unterlegenen Seite noch eine aktions- 
fähige, effektive Staatsgewalt vorhanden ist, mit der 
Fähigkeit, Verträge über ihre Gebietsteile mit rechts- 
wirkender Kraft abzuschliessen/) 

*) Calvo, droit international, tome I, p. 201 ('3me edit.) 

2) Vergl. Heim bu rjrer, der Erwerb der Gebietshoheit, I, S. 103. 

8) Vergl. hierzu Calvo, Droit international, tome I. p. 31«. 

von Martens, Völkerrecht I, S. 356. 

Hall, International Law, S. 522 ff. 

Heimburger, der Erwerb der Gebietshoheit, I, 8. 120. 

von Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts, a. m. O. 

Trawers Twiss, Law of Nations, Bd. 1, S. 226 ff. 
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b. Ein solcher Rechtstitel ist femer die Erober- 
ung eines Gebietsteils an und für sich, wenn nach 
vollendeter Debellation des einen Teiles die bisherige 
Staatsgewalt der Herrschaft über ihr ges'amtes Ge- 
biet verlustig gegangen ist, und somit auch die Fähig- 
keit verloren hat, rechtswirksame Verträge über dasselbe 
abzuschli essen.') 

c. Auch ist noch eine dritte Möglichkeit denkbar: 
Ein Staat besetzt während eines Krieges einzelne Ge- 
bietsteile des Gegners (sog. Fall der Invasio) und über- 
nimmt für die Dauer des Kriegszustandes die gesamte 
Verwaltungsthätigkeit über die besetzten Distrikte. Es 
fragt sich nun, ob diese Art der Okkupation, diese 
Eroberung nicht aueh unter Umständen schon an und 
für sich als gültiger Rechtstitel zur Erlangung der 
Souveränität über die fraglichen Gebietsteile gelten 
kann. Block äussert sich hierüber folgendermassen : 

•) >Si roccupation devient plus ou moins durable, las 
choses se compliquent et un g^and nombre de questions se 
posent. Evidemment la puissance qui occupe le paj^ s'en est 
rendue maitresse, eile y exerce les droits de souverainete, 
leve des irapöts, fait les lois necessaires, exerce s*il y a lieu, 
la haute et la basse justice, mais eile n'a que la souverainete 
de fait et non la souverainete de droit. 

Ainsi les habitants ne perdent pas leur natio- 
nalite, les rapports civils entre les citoyens restent intacts, 

*) Vergl. Heimburger, der Erwerb der Gebietshoheit, Bd. I, 
8. 127. 

*) Block, dictionnaire general de la politique, tome I, p. 413, II. 
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les lois continuent d'ötre en vigueur. L'etranger ineme, s'il 
appartient ä la nationalite du vainqueur, mais sans faire partie 
de Farm^e, reste soumis aux lois du pays envahi, et il pourra 
etre, tant qu'il n'y aura pas prescription, recherch6 apres la 
paix pour les crimes qu'il aura commis ä un moment oü les 
tribunaux n'6taient peut-etre pas en ^tat de s^vir. 

Si le commandant de Tarmee occupante n'en decide pas 
autrement, les autorit^s peuvent rester ä leur poste et main- 
tenir entre eux les lieus hierarchiques. Les tribunaux doivent 
continuer d'administrer la justice, et c*est au nom de leur 
souverain qu'ils rendent justice.«') 

Vorausgesetzt wird bei diesen Ausführungen natür- 
lich, dass die Staatsgewalt, deren Gebietsteile okkupiert 
wurden, nicht völlig ihrer Herrschaft durch Debellation 
verlustig ging. Die hier vertretene Ansicht wird denn 
auch durch die völkerrechtliche Praxis unseres Jahr- 
hunderts bestätigt : Die Eroberung an und für 
sich bildet unter den obigen Voraussetzungen keinen 
gültigen Rechtstitel zur Erlangung der Souverä- 
nität über den besetzten Gebietsteil. Sie legt vielmehr 
nur den Grund zu einem Provisorium, welches erst mit 
dem x\bschluss des Friedensvertrages sein Ende er- 
reicht.*) 

Wie aber, wenn in der Folge gar kein Friedens- 
schluss erfolgt, und mithin auch keine rechtsverbindlichen 

*) Vgl. ferner Les lois de la jjjuerre, Manual publik par PInstitut 
de droit international, A. 41 sq. 

Corsi, roccupazione militare in tempo di guerra, a. m. o. 

De Waxel, l'armee d'invasion et la population, a. m. o. 
*) Vergleiche hierzu Calvo, droit international (3. Aufl.) Bd. I. S. 201. 
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Abmachungen über etwa okkupiertes Gebiet getroffen 
werden können? Es ist nicht zu läugnen, dass ein 
derartiger Fall Anlass zu ernstlichen Erwägungen und 
Kontroversen geben könnte ;*) doch dürfte derselbe that- 
sächlich nur äuserst selten vorkommen, und auch dann 
nur bei Anlässen von geringer Tragweite; so hat das 
vorige Jahrhundert nur zwei solcher Fälle aufzuweisen 
(der spanisch-französische Krieg 1702 und der polnisch- 
schw^edische Krieg 17 16), und auch im neunzehnten 
Jahrhundert endete nur der russisch-persische Krieg vom 
Jahre 1801 und der Kriegszustand zwischen Preussen 
und Liechtenstein im Jahre 1886 ohne Friedenschluss. 
Derlei Fälle bilden also durchaus die Ausnahme; das 
Normale, Gewöhnliche wird es stets bleiben, dass jeder 
Krieg auch erst mit dem Friedenschlusse sein förmliches 
Ende erreiche, dass die entstanden Streitigkeiten durch 



*) Die Frage, ob in einem derartigen Falle die Souveränität über 
das bei der Invasion besetzte Gebiet auf die okkupierende Staatsgewalt 
tibergeht, oder trotz der Okkupation und Verwaltungsübemahme bei der 
verdrängten Staatsgewalt verbleibt, ist lediglich für die Theorie von Inte- 
resse; denn es ist unwahrscheinlich, dass ein Staat, so lange er nicht durch 
Debellation seine Aktions- und Willensfreiheit verloren hat, gutwillig ihm 
zugehörige Gebietsteile in den Händen des Feindes belassen wird, ohne 
entweder eine Rückeroberung derselben anzustreben, oder eine Verständig- 
ung über dieselben mit dem Feinde herbeizuführen. Virtuell wäre die 
Frage dahin zu entscheiden, dass, da lediglich Detention oder doch be- 
strittener Besitz vorliegt, die Souveränität der verdrängten Staatsgewalt 
über das fragHche Gebiete solange fortdauert, bis diese entweder die 
Souveränität der okkupierenden Macht sei es stillschweigend, sei es aus- 
drücklich anerkannt hat, oder ihrer Souveränitätsrechte dadurch verlustig 
geht, dass die okkupierende Staatsgewalt die Souveränität auf dem Wege 
der praescriptio immemorialis sich erwirbt. 
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einen rechtsbildenden Vertrag endgiltig beseitigt werden. 
Was zwischen dem Beginnen des Krieges und diesem 
Friedensschluse von einer der kriegsführenden Parteien 
an Eroberungen und Besetzungen feindlichen Gebietes 
vorgenommen woirde, ist lediglich provisorischer 
Natur. Definitive Zustände schafft erst der Friedens- 
schluss. 

Bis zu diesem Zeitpunkte steht der betreflfende Ge- 
bietsteil noch immer unter der Souveränität derjenigen 
Staatsgewalt, welcher rechtlich die suprema potestas 
in demselben zukommt.*) 

5. Andererseits dürfen wir aber ebensowenig einem 
Saate die Souveränität absprechen, falls bei eintretender 
Revolution oder teilweiser Anarchie die Staatsgewalt 
thatsächlich nicht in der Lage ist, die höchste Gewalt, 
welche ihr rechtlich zusteht, in allen ihren Zweigen 
auszuüben. Trotz solcher Störungen in einzelnen Teilen 
des Staatsgebietes bleibt die zeitweilige Staatsgewalt in 
rechtlicher Beziehung eben doch kraft der einheit- 
lichen Organisation des Staatskörpers und auf Grund 
seiner fortdauernden Gebietshoheit über die aufständischen 
Distrikte, (Jerjenige Faktor, welchem die suprema potestas 
und folglich die Souveränität zusteht. Vor Ausbruch des 
türkisch-russischen Krieges herrschte in Bosnien und der 
Herzogowina vollkommene Anarchie; die türkische 
Staatsgewalt war nicht im stände, Ruhe und Ordnung 

*) cf. Calvo, droit international, tome I, p. 209. 
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wieder herzustellen; die türkischen Truppen wurden als 
Feinde behandelt, der türkischen Obrigkeit der Gehorsam 
versagt. Von einem thatsächlichen Machtverhält- 
nisse, von einer faktischen Herrschaftsausübung der 
Türkei über die beiden aufständischen Provinzen konnte 
keine Rede sein. Und doch wird es niemand im Ernste 
beifallen, aus diesem Grunde der Türkei die Souveräni- 
tät über die insurgierenden Vilayets zu jenem Zeitpunkte 
abzuerkennen. Es ist demnach nicht die thatsächliche 
Herrschaftsausübung, sondern allein das recht- 
liche Macht Verhältnis') für den Bestand der Sou- 
veränität in einem bestimmten Gebiete massgebend; die 
Unmöglichkeit, die Herrschaft thatsächlich auszu- 
üben, hebt an und für sich die Souveränität nicht auf") 

Ebenso w^enig ist es aber erlaubt, einen nicht 
souveränen Staat für souverän zu erklären, wenn die- 
jenige Staatsgewalt, welche ihm rechtlich übergeordnet 
ist, gerade nicht fähig oder nicht willens sein sollte^ 
von ihrer Machtbefugnis Gebrauch zu machen. Als 
Muhamed Ali in den Jahren 1832 und 1838 mit der 
Türkei im Kriege lag, so dass eine Ausübung der recht- 
lichen Machtbefugnisse, welche der Türkei über Aeg3rpten 



') Rosin in Hirth's Annalen Jahrg. 1883, S. 268. 
jellineck, Staaten Verbindungen a. a. O. 

2) Dies gegen von Gerber, Grundzüge des deutschen Staats- 
rechts, S. 24. 

Phillimore, Commentaries upon international law, Vol. I, S. 91. 
Lingg, Empirische Untersuchungen, a. m. O. 



zustanden, thatsächlich unmöglich war, hörte darum 
doch die Souveränität der hohen Pforte über die Nil- 
lande keineswegs auf. Muhammed Ali selbst läugnete 
seine Unterthanenqualität keineswegs ; was er durch seine 
Rebellion erstrebte, war vorläufig nur die Erblichkeits- 
erklärung seiner Familie für den Statthalterstuhl von 
Aegypten. Das rechtliche Machtverhältnis der Tür- 
kei zu Aegypten bestand demnach trotz der faktischen 
Unmöglichkeit, auch die thatsächliche Herrschaft 
in jener Provinz auszuüben, fort. 

§ 29. 6. Resümieren wir nun schliesslich das 
bisher Ausgeführte, so lässt sich das erhaltene Resultat 
in folgenden Sätzen zusammenfassen: 

i. Die Souveränität ist eine Eigenschaft; 

2. Dieselbe steht nur dem Staate als rechtlich organi- 
siertem Gemeinivesen zu; 

3. S?> setzt ein rechtliches Macht und Hen^schafts- 
Verhältnis des Staates über das ihm untergeordnete 
Gebiet voraus , 7iicht eine blos thatsächliche 
Herrschaftsausübung ; 

4. Dieses Machtverhältms muss so geartet sein, dass 
der Staatsgewalt in rechtlicher Beziehuyig 
die höchste Macht, eine rechtliche Macht- 
vollkommenheit zusteht 

Wir sind uns wohl bew^usst, dass die von uns auf- 
gestellte Begriffsbestimmung sich nur zu einem kleinen 
Teile mit den bis jetzt vorliegenden Definitionen der 

12 
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vSouveränität deckt. Auf eine eingehende Vero-leichunir 
derselben mit dtfin von uns erhaltenen Resultate und auf 
eine Kritik der widersprechenden Ansichten müssen wir 
an dieser Stelle Verzicht leisten.*) Wir haben für unser 
Teil o'eijlaubt, auf das rechtliche Moment in dem 

der Souveränität zu Cirunde liegenden Machtverhältnisse 

IT 

das Hauptgewicht leiten zu müssen, besonders da das- 
selbe unseres Ermessens bis jetzt nicht «rebührend o-e-. 
w^ürdig;t worden ist. Eine Xeo;ierun<>; desselben, welche 
die Souveränität nur auf rein thatsächliche Machtver- 
hältnisse gegründet wissen will, ist nicht nur eine Miss- 
deutung des Begriffes, welcher in der Praxis des \'r>I- 
kerrechtes heutzutage alloemein unter dem Namen der 
Souveränität gäng und gäbe ist, sondern es ist auch 
eine Negierung des \\)lkerrechtes selbst. Wenn im 
völkerrechtlichen Leben nur die rohe Gewalt mass«re- 
bend und rechtsbildend sein soll, wenn dagegen inter- 
nationale Verträi>e nicht als rechtsbildende und recht- 
tragende Faktoren, sondern lediglich als mehr oder we- 
niger wertlose Willensäusseruniien der einzelnen Mächte 
angesehen werden sollen, so kann es keine logischen 
Konsequenzen mehr im internationalen Rechte geben, 
so giebt es ül)erhau{)t kein X'ülkerrecht. Die Geschichtt.^ 

\) Eine ziemlich ci>sclii)ptcn(le ZLKsaniciisteliuny; der Litteratur, \velcl:c 
sich die Fcststellunir und En'nteriniL' des S()uveränitäts))eij:ritres zur AuisratK- 
gemacht hat, tindet sich bei Preuss, Ciemeinde, Staat, Reich als Gebiet ^- 
kürperst. hatten S. I02 tl. leiiu. r auch bei LinjJ^g, Empirische Untt r- 
suchungen zur allgemeinen Staatslehre (Wien 189OJ. 
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des Altertums und Mittelalters mag sich allerdings unter 
der Herrschaft solcher politischen Prinzipien abgespielt 
haben/) aber die letzten Jahrhunderte und vor allem 
das neunzehnte haben auf diesem Gebiete Wandel ge- 
schafft. Zwar die Macht des Stärkeren — darüber ma- 
chen wir uns keineswegs Illusionen — wird ewig mit 
den Grundsätzen eines strikten, internationalen Rechtes 
im Streite liegen; aber darum darf man dieses Recht 
selbst nicht negieren, wenn es auch der physischen 
üebermacht zuweilen gelingen mag, dasselbe zu verge- 
w^altigen. 

§ 30. Doch kehren wir nach dieser Exkursion zu 
unserem Thema zurück, und suchen wir an der Hand 
der angestellten Untersuchungen über das Wesen der 
Souveränität eine Antwort auf die uns beschäftigende 
Frage zu geben, wem nach dem heutigen Stande der 
Wissenschaft die Souveränität über Bosnien und die 
Herzogowina zuzuerkennen sei. 

I. Wie wir bereits gesehen, sprechen von Hol- 
tzendorff ujid Lingg der Türkei die Souveränität 
über die beiden Provinzen durchaus ab. Lingg 
nimmt bei seinen Ausführungen den Begriff des Staa- 
tes zum Ausgangspunkte, welchen er als den Zustand 
der Beherrschung einer ansässigen Menschengruppe in- 



1) Die rechtliche Stellung eroberter (Gebietsteile im Altertume und 
insbesondere nach römischem Rechte ist von Tartarin, Traite de l'occupa- 
tion S. 41 ff. erörtert worden. 

12* 
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nerhalb eines bestimmten Gebietes definiert. Im An- 
schluss hieran bringt er seine bereits in den »empiri- 
schen Untersuchungjen«*) entwickelten Ansichten über 
die Souveränität zur Anwendung auf die in Bosni^^n 
und der Herzegowina geschaffenen Verhältnisse. Er 
identifiziert demnach die Souveränität mit thatsäch- 
licher Machtausübung, mit der »vis cogendi«,*) 
d. h. mit der Fähigkeit eines Staates, Befehle mit 
zwingender Kraft ergehen zu lassen. Auf dieser Grund- 
lage baut er nun seinen Beweis von der Souveränität 
des Kaisers von Oesterreich über die in Rede stehenden 
Provinzen auf:*) »Der empirische Thatbestand zeigt uns 
auf dem Boden des durch den Berliner Kongress der 
österreichisch-ungarischen Monarchie übertragenen Man- 
dates Befehlende und Unterworfene. Wir müssen also 
zunächst fragen: Wer herrscht auf dem Gebiete von 
Bosnien und der Herzogowina? Wessen Befehle sind 
es, welche gegenüber den sämtlichen Bewohnern dieser 
Gebiete zwingend und unwiderstehlich zur Durchsetzung 
gelangen? — Wer befiehlt, wessen Anordnungen auf 
dem Boden von Bosnien und der Herzogowina die un- 
widerstehliche potestas haben, das ist der Kaiser von 
Oesterreich. Durchaus gleichgiltig (!) für die begriff- 
liche Erfassung des objektiven Thatbestandes ist es aber 

>j Li ngj^, Empirische Untersuchungen, S. 223 sqq. 
«) L i n g jr , im Archiv für öffentl. Recht, Bd. V, 8. 487. 
8; Archiv für ötfentl. Recht, Bd. V, S. 483. 
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auch, woher derselbe diese Gewalt nimmt, welche sei- 
nen Befehlen diese Unwiderstehlichkeit verleiht — je- 
denfalls ist es der Kaiser, welcher mit Unwiderstehlich- 
keit auch in Bosnien befiehlt, welcher in Wahrheit 
die suprema potestas auf bosnischem Boden besitzt. 
Die Souveränität über diese Länder hat 
demnach der Kaiser von Oesterreich- 
Ungarn!« 

Mit demselben Rechte und derselben »zwingenden 
Unwiderstehlichkeit« könnten wir in analoger Weise 
einen ebenso glänzenden Beweis dafür erbringen, dass 
sämtliche im Kriege von 1870/71 durch die deutschen 
Truppen okkupierten französischen Provinzen hierdurch 
zu deutschen Gebietsteilen geworden seien. Denn auch 
dort sah man »Befehlende und Unterworfene«. Wer 
befahl, wessen Anordnimgen auf dem okkupierten Bo- 
den die unwiderstehliche potestas hatten, das war der 
Kaiser von Deutschland. Mithin — so müsste man mit 
Lingg folgern — hatte der Kaiser von Deutschland die 
Souveränität über diese Landstriche, und sie mussten 
deshalb nicht mehr als französische Gebietsteile, sondern 
lediglich als deutsche Provinzen angesehen werden. 

Die Behauptung Linggs, dass die Souveränität 
mit thatsächlicher Beherrschung, mit der einfachen, 
nackten Ausübung einer suprema potestas identisch sei, 
bedarf nach dem Ausgeführten wohl keiner weiteren 
Widerlegung; sie widerlegt sich selbst. — 
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2. Auch die Ausführungen von Holtzendorf f s 
beruhen an dieser Stelle auf derselben fehlerhaften Auf- 
fassung von dem Wesen der Souveränität, wie wir sie 
bei Lingg getroffen haben. Obgleich von Holtzendorff 
gelegentlich seiner Ausführungen über das Wesen der 
Souveränität sehr wohl darauf hinweist/) dass es sich 
hierbei um »Macht und Recht der Gewaltübung über 
politisch unterworfene Personen und Gebietsteile« han- 
delt, so lässt er uns im Stiche, sobald es gilt, den vor- 
liegenden Fall juristisch zu präzisieren. Betreffs der 
staatsrechtlichen Stellung Bosniens und der Herzogowina 
lässt er sich nämlich folgendermassen aus:') »Der Sul- 
tan hat sich in beiden Provinzen freiwillig durch Ver- 
tragsschliessung der (ie])ietshoheit so weit begeben, 
dass er weder de facto noch de jure als sou- 
veräner Herrscher in diesen Landesteilen 
mehr angesehen werden kann; auch die Erwä- 
gung, dass eine völlig definitive, unwiderrufliche Ent- 
äusserung aus den bestehenden Vertragsbestimmungen 
nicht herzuleiten ist, ändert daran nichts. So weit- 
gehende Konzessionen können, wenn auch 
nur auf un})e stimmte Zeit und nicht auf 
ewige Zeiten gemacht, mit dem Wesen t e r- 
r i t o r i a 1 e r ( 7 e w a 1 1 nicht mehr vereinbart w e r- 
d en.« 

^) von Holtzendorff, Hancibiich des Europ. Völkerrechts 111, S. o. 
2) von Holtzendorff, Handbuch II, S. 245. 



- 183 - 

Wir vermissen in diesen Ausführungen diejenige 
juristische Schärfe, welche zu einer Präzisierung der 
fraglichen Rechtsverhältnisse unerlässlich ist. Dass in 
der türkisch-österreichischen Konvention der Hohen Pforte 
ausdrücklich die Souveränität über Bosnien und die 
Herzogowina zuerkannt ist, konnte und durfte dem 
Verfasser nicht unbekannt sein. Gleichwohl trägt er 
keine Bedenken, die Souveränität über die beiden Pro- 
vinzen der Hohen Pforte abzuerkennen, und somit die 
Gültigkeit der grundlegenden Verträge in Abrede zu 
stellen. Auch er gründet sich nur auf die faktisch vor- 
handenen Machtverhältnisse , ohne auf die rechtlich 
g^mndlegenden Machtverhältnisse Rücksicht zu nehmen. 
Er konstatiert, dass Oesterreich- Ungarn sich im Besitze 
aller Hoheitsrechte befinde, fühlt sich aber Heichwohl 
nicht gedrungen, darum die Souveränität über die in 
Rede stehenden Vilayets Oesterreich-Ungarn zuzuer- 
kennen. Vielmehr nimmt er in der Fol<>e das Vorhanden- 
sein eines :'>polit isch en Interimistikums« an, bei 
welchem >' R echt u n d T h a t s a c h e n i n \V i d e r- 
spruch stehe n.< Nun ist aber dies hiterimistikum, 
wie Lingg treffend bemerkt, thatsächlich derart, dass 
wr)hl viele Jahrzehnt(^ darül)er hinw(^ggehen dürften, 
ehe dasselbe sein P'nde erreichen wird. Welc^hes soll 
dann aber nach von Holtzendorfls Ansicht augenblick- 
lic:h die staatsrechtliche, juristisch präzisierte Stellung 
Bosniens und der Herzoofowina sein? Der Türkei ist 
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die ^ouverilnität über dieselben abgesprochen, während 
Oesterreich-Ungarn nur die Rolle eines »internatio- 
nalen Gebietsverwesers« eingeräumt wird. Und 
welchem Staatsverbande sollen unterdessen für die 
Dauer jenes Interimistikums die Provinzen angehören? 
Oder soll man etwa annehmen, dass sie augenblicklich 
gar keine besondere staatsrechtliche Stellung einnehmen, 
vielmehr eine besondere Staatenbildung repräsentieren? 
Von Holzendorffs Ausführungen geben uns hierauf keine 
Antwort. — 

§ 31. 3. Wir müssen an dieser Stelle auch einer 
dritten, von zwei völkerrechtlichen Publizisten vertrete- 
nen Auffassung Erwähnung thun, welche in Anbetracht 
der besonderen Eigenart der vorliegenden Rechtsver- 
hältnisse dieselben unter einen ganz neuen Gesichts- 
punkt zu stellen bestrebt sind, ßluntschli und Calvo 
wollen nämlich in der jetzigen Verfassung Bosniens und 
der Herzogowina thatsächlich eine ganz neue Staa- 
tenbildung erkennen. Welches jedoch die verallge- 
meinerten, charakteristischen Merkzeichen dieser neuen 
Kategorie von Staatenbildungen seien, darüber geben 
auch sie uns keinen Aufschluss. 

Calvo fasst sein Urteil in folgenden Worten zu- 
sammen:') »La Bosnie et THerzegovine sont devenues 
en quelque sorte un Etat nouveau d'un caract^re par- 



I) Calvo, droit international, tome I p. 278. 
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ticulier, occup^es qu'elles sont d^sormais par TAutriche- 
Hongrie, qui a accept6 la charge de les administrer. « 
Was kann man sich nicht alles unter diesem so viel- 
sagenden Ausdrucke denken: »en quelque sorte un 
Etat nouveau d'un caractfere particulier!« 
Zum Verständnisse der vorliegenden Zustände ist mit 
so allgemein klingenden Abfindungen nur wenig gethan. 
Auch die diesbezüglichen Auslassungen Bluntschlis 
tragen nicht zur Erhellung der Sachlage bei: »L'Aut- 
riche-Hongrie«, so schreibt er*), »est en posses- 
sion de la souverainetö, laquelle en thöorie 
continue d'appartenir au sultan. Le droit du 
sultan est un »nu dum jus«, une simple apparence de 
droit. — LaBosnieet THerz^govina ne fönt 
cependant encore partie int^grante de Tem- 
pire austro-hongrois; elles sont unies ä celui-ci, 
ou pour employer une vieille expression suisse, elles 
constituent un pays »zugewandt«, une dependance 
d'un caractere particulier.« Eine juristisch plausible 
Erklärung der in Frage stehenden Verhältnisse ist durch 
die Bezeichnung der beiden Provinzen mit einem mög- 
lichst eigentümlichen Namen, als eines Oesterreich-Un- 
gam «zugewandten» Gebietes nicht gegeben; und auch 
mit den Begriifen von theoretischer und praktischer 
Souveränität, welche Bluntschli in's Feld führt, scheint 
es uns sich nur äusserst schwer operieren zu lassen. 

I) Revue de droit int. tome 13. p. 585 et 86. 
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Auch hier ist es der scheinbare Widerspruch, in wel- 
chem Recht und Thatsachen mit einander stehen, an 
welchem eine rationelle Erklärung der fraglichen Rechts- 
verhältnisse gescheitert ist. 

4. Aber sollte dieser Widerspruch denn wirklich 
so starr und unlöslich sein, wie es den Anschein haben 
mag? Ist es wirklich so widersinnig, so absurd, wie 
es von Lingg behauptet wird, dass der Türkei das 
Recht der Herrschaft über Bosnien und die Herzogo- 
wina zustehen soll, während die Ausübung der Herr- 
schaftsbefucrnisse in den Händen Oesterreich-Uno;ams 
liegt? Ist es wirklich unmöglich und undenkbar, dass 
die Hohe Pforte in einem rechtlichen Macht- 
verhältnisse zu den beiden Provinzen stehe, während 
Oesterreich-Ungarn thatsächlich in jenem Gebiete die 
höchste Gewalt inne hat? — Uns will dies durchaus 
nicht so abnorm und so absurd scheinen. Das Privat- 
recht weist eine Fülle von ähnlichen Verhältnissen aut, 
in denen das Recht und die Thatsachen scheinbar in 
schreiendem Widerspruche mit einander stehen, ohne 
dass jemand darin etwas Auffallendes fände. 

§ 32. Schon das römische Recht hat dem impe- 
rium das dominium als ein rechtlich verwandtes, gleich- 
artiges Rechtsgebilde gegenübergestellt, und auch wir 
glauben uns, wenn wir ein Gleicht^s thun, keineswegs 
auf gewagtes Ge])iet zu begeben oder gar dem Vor- 
wurfe des Doktrinarismus zu verfallen. Hat doch so- 
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gar r^ingg die Zulässigkeit gewisser Analogien zwi- 
schen den Materien des Privatrechtes und des Völker- 
rechtes, und zwar speziell des dominium und imperium 
zugeben müssen, ebenso wie Laband, Seydel, Rosin 
u. a., mit solchen Analogien in weitgehendem Masse 
operieren. 

Eine derartige Gegenüberstellung ist um so eher 
statthaft, als es nach dem heutigen Stande des euro- 
päischen Völkerrechts als unzweifelhafte Norm des in- 
ternationalen Verkehrs bezeichnet werden muss, dass 
Veränderungen in dem Besitzstande der Staaten nicht 
mehr lediglich durch rohe Gewalt, durch blosse kriege- 
rische oder friedliche Okkupation vor sich gehen kön- 
nen, sondern dass derartige Gebietsveränderungen — 
um als rechtsgültig und definitiv zu erscheinen, nur auf 
Grund besonderer Rechtstitel erfolgen können:*) 
Mag eine kriegführende Macht noch so viel Gebiet des 
fremden Staates besetzen, — so lange im feind- 
lichen Staate noch eine anerkannte Staats- 
gewalt besteht, mit der Fähigkeit, rechts- 
gültige Verträge völkerrechtlichen Charak- 
ters abzuschliessen, kommt der okkupierenden 
Macht über die von ihr eroberten und besetzten Ge- 
bietsteile ein rechtlich vollendeter Besitz, die Souveränität 
nicht zu. Abgesehen von dem Falle der Debellation 



1) Vergl. oben S. 171 ff. 
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der einen Partei, d. h. der völligen Vernichtung einer 
Staatsgewalt, in welchem schon die Eroberung an 
und für sich einen gültigen Rechtstitel bildet, kann nur 
der Frieden sschluss rechtbildend wirken; erst 
durch den formellen Rechtsakt der Abtretung 
wird ein anerkannter, definitiver Zustand geschaffen.*) 

Die Souveränität erscheint demnach heute als eine 

m 

von rechtlichen Prinzipien getragene Materie, als ein in 
dem Gewohnheitsrechte der europäischen Mächte be- 
gründetes Rechtsinstitut. 

Die Stelle, welche auf dem Gebiete des Völker- 
rechtes das imperium, d. h. diejenige suprema potestas 
einnimmt, welche Voraussetzung der ^Souveränität ist, 
nimmt im Privatrechte das Eigentum ein. Es ist die 
vollkommene rechtliche Herrschaft einer Person über 
ein bestimmtes Objekt in allen seinen rechtlichen und 
thatsächlichen Beziehungen. Dominium und imperium 
sind streng genommen an und für sich keine Rechte, 
vielmehr bezeichnen sie nur ein gewisses Rechtsver- 
hältnis zwischen dem Subjekte und dem Objekte der 
Herrschaft, ein rechtliches Machtverhältnis. Aber aus 
diesem Verhältnisse rechtlicher Machtvollkommenheit 



2) Es ist wohl zu unterscheiden zwischen dem Gebietserwerb in 
Folge von Debellation und in Folge Vertrages. Wie bereits He im burger 
darauf hingewiesen (der Erwerb der Gebietshoheit I, S. I2I), lassen fast 
sämtliche völkerrechtliche Hand- und Lehrbücher es an einer durchgreifenden 
Scheidung zwischen diesen inhaltlich und begrifflich so weit auseinander 
gehenden Erwerbsarten fehlen. 
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fliesst die Summe jener Rechte hervor, welche dort als 
Eigentumsrechte, hier als Souveränitätsrechte in die 
Erscheinung treten. Es bildet die Kegel, dass sowohl 
mit dem dominium, als auch mit dem imperium die 
Ausübung dieser Rechte durch ein und dasselbe 
Subjekt verbunden ist. Die Ausübung dieser Rechte 
ist jedoch nicht ein notwendiges Attribut des Herrschafts- 
berechtigten. Dieser kann vielmehr kraft seiner recht- 
lichen Machtvollkommenheit einzelne, oder auch die 
Summe der aus seinem rechtlichen Machtverhältnisse 
hervorgehenden Rechte an einen dritten übertragen, 
ohne dass der Fortbestand des grundlegenden Rechts- 
verhältnisses dadurch irgendwie alteriert würde.*) Domi- 

# 

nium und imperium können demnach als blosse Rechts- 
verhältnisse, ohne jegliche Bethätigung der aus den- 
selben fliessenden Rechte auftreten, als »nudum jus«, 
wie sich die Wissenschaft unlogischerweise ausdrückt. 
Das Verkehrsleben ist voll von Beispielen, welche 
das Gesagte auf dem Gebiete des Privatrechtes illu- 
strieren; von Rechtsverhältnissen, auf Grund deren das 
Eigentum an einer Sache fortdauert, trotzdem dem 
Eigentümer eine jede, wie auch immer geartete that- 
sächliche Eia^virkung auf dieselbe unmöglich ge- 
macht ist und rechtlich untersagt bleibt. Wir erinnern 
nur beispielsweise an das rechtliche Verhältnis, in wel- 
chem der Konkursschuldner zu der Konkursmasse steht. 



i) Vgl. Jellineck, Staaten Verbindungen S. 53. 
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Es wäre absurd zu behaupten, dass das Eigentum des 
Konkursschuldners an der Konkursmasse dadurch unter- 
ginge, dass dieselbe in Besitz und Verwaltung des 
Konkursverwalters übergeht. Vielmehr besteht sein 
Eigentum fort, bis es durch rechtsgültige Veräusserung 
untergeht. Gelingt es hingegen dem Schuldner, seine 
Vermögensverhältnisse derart zu ordnen, dass er ohne 
weiteres Zwangsvorgehen seinen Verbindlichkeiten wie- 
der nachkommen kann, so geht die Masse wieder in 
seinen Besitz über, ohne dass dem Eigentumsverhältnisse 
derselben unterdessen irgend welcher Eintrag geschehen 

wäre. 

Aehnlich stellt sich dieses Verhältnis auch bei Be- 
Stellung eines Ususfruct an einer Sache. Die Aus- 
übung der aus dem Eigentume hervorgehenden Rechte 
ist auch hier dem Eigentümer entzogen und an den 
Usufruktuar übertragen. Dieser kann in jeder belieb- 
igen Weise über das ihm zum Ususfruct überlassene 
Objekt verfügen, — allerdings »salva rerum substantia.« 
Eine direkte Einwirkung des Eigentümers auf die zum 
Ususfrukt hingegebene Sache braucht sich der Usu- 
fruktar keineswegs gefallen zu lassen; ja er ist sogar 
berechtigt, wenn das betr. Objekt z. B. ein Haus ist, 
den Eigentümer aus demselben hinauszuweisen, und 
wenn sich derselbe weigert, der an ihn ergangenen 
Forderung Folge zu leisten, denselben strafrechtlich zu 
belangen. Der Sachbesitzer übt also in den vorge- 
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führten Fällen eine thatsächliche Machtvollkommenheit 
über die besessene Sache aus, durch welche das 
Ki^entumsverhältnis, welchem dieselbe untersteht, nicht 
im Geringsten alteriert wird. Auch ist es für den Fort- 
bestand des grundlegenden Rechtsverhältnisses durchaus 
ohne Belang, ob die thatsächliche Ausübung der Herr- 
schaftsbefugnisse durch einen dritten mit, oder ohne 
die Einwilligung des Eigentümers vor sich geht. 

Dies alles sind Rechtsverhältnisse, w^elche in der 
Theorie auf den ersten Blick vielleicht auch absonder- 
lich, ja sogar «widersinnig» erscheinen mögen; aber 
der Verkehr hat sie sanktioniert, und es fällt niemandem 
bei, in denselben etwas Abnormes zu konstatieren. 
Warum sollten dieselben Rechtsverhältnisse auf dem 
C^ebiete des Völkerrechtes undenkbar imd absurd er- 
scheinen ? 

Ist unsere Definition von dem Wesen der Souverä- 
nität richtig, so müssen auch hier analoge Verhältnisse 
nir)£rlich sein. Es ist demnach durchaus nicht erforder- 
lieh, dass die rechtliche Machtvollkommenheit 
und die thatsächliche Ausübung der Machtbe- 
fugnisse stets in einer Hand vereinigt sei. Es genügt 
zum Fortbestande der Souveränität, dass sie rechtlich 
beirründet und anerkannt sei. Ein thatsächliches 
Machtverhältniss, die selbständige Ausübung der aus 
der Souveränität hervoroehenden Rechte ist zum Fort- 
bestände des rechtlichen Machtverhältnisses nicht erfor- 
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dert. Diese können — ob mit oder ohne Einwilligaino 
des Souveränitätsberechtigten, ist ohne Belang — an 
einen Dritten übertragen und von ihm gehandhabt wer- 
den, ohne dass dadurch an den grundlegenden Verhält- 
nissen etwas geändert würde. Die rechtlich überge- 
ordnete Staatsgewalt behält trotzdem nach wie vor die 
Souveränität, die rechtlich untergeordneten Staatsbürger 
bleiben nach wie vor Unterthanen derselben, die ihr 
rechtlich zugehörigen Gebietsteile bleiben nach wie 
vor ihrer Gebietshoheit unterworfen. Hingegen hat der 
Inhaber der thatsächlichen Machtbefugnisse die 
mehr oder weniger beschränkte Ausübung der Souverä- 
nitätsrechte und ist nicht verpflichtet, sich direkte Ein- 
wirkungen des Souveränitätsberechtigten auf sein Herr- 
schaftsobjekt gefallen zu lassen — soweit dies nicht in 
besonderen völkerrechtlichen Abmachungen anders be- 
stimmt ist. 

Aber auch seine Befugnisse finden da eine Grenze, 
wodurch ein weiteres Vorgehen etwas an den grundle- 
genden Rechtsverhältnissen oder vertragsmässigen Be- 
stimmungen geändert würde, wo die Unterthanenquali- 
tät der Bewohner einerseits und die Souveränität anderer- 
seits gefährdet erscheint. 
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ABSCHNITT V, 

^W^elches ist mitliin 

nacli dem bestehenden Hechte 

die staatsrechtliche Stellung 

der beiden Provinzen ? 



§ 33. Nach allem dem, was vorausgeschickt wor- 
den ist, kann es nicht mehr zweifelhaft sein, welche 
staatsrechtliche Stellung die beiden von Oesterreich- 
Ungam okkupierten Provinzen einnehmen. Wir haben 
gezeigt, dass nach dem bestehenden Rechte, d. h. nach 
den grundlegenden völkerrechtlichen Verträgen die Sou- 
veränität über den fraglichen Gebietsteil der Türkei zu- 
kommt und fanden diese Auffassung sowohl durch die 
Stellungnahme der europäischen Mächte im Allgemeinen, 
als auch durch die Aeusserungen der österreichischen 
Regierung und ihrer Vertreter im Besonderen bestätigt. 
Durch die Okkupation der Provinzen seitens Oester- 
reich-Ungarns ist demnach nichts an dem grundlegenden 

18 
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Rechtsverhältnisse derselben zur Hohen Pforte f^eäniJcrt 
worden: Bosnien und die Herzojjowina sind nach w'w 
vor der Okkupation türkische Provinzen, ihre Bewoh- 
ner türkische Unterthanen; die Souveränität der Tür- 
kei ist durch die erfolgte Atjtretunj; der Venvaltnngs- 
befuj::;nisse an die nsterreichisch-unp;arische Monarchie 
keineswegs alteriert worden , wenngleich die j^rossi- 
Mehrzahl der aus der Souveränität hervorgehenden 
Rechte sich in den Händen der österreichischen Regie- 
rung hehndet.') Man könnte in dem vorliegenden Falk- 
die Souveränität der Hohen Pforte insofern ein nudiim 
jus nennen, als sie der thatsächlichen Ausübung 
der Herrschaftsbefugnisse entkleidet ist. Doch ist hier- 
durch das Kecht der Türkei nicht zu einem blossen 
Scheinding, zu einem blos nominellen Rechtstitel herah- 
gesunken, wie Bluntschli dies annimmt;') vielnielir 
giebt die fortdauernde Souveränität der Türkei über 
Bosnien und die Herzogowina der Hohen Pforte ein 
doppeltes Recht auf dieselben, welches sich in einer 
positiven und einer negativen Richtung äussert. Pcjsi- 
tiv giebt sie der Türkei zweifellose Ansprüche auf eine 
frühere oder spätere Rückgabe ihrer von Oesterreicli- 
Ungarn besetzten Gebietsteile; negativ verhindert siu 
die österreichisch-ungarische Regierung, mit derartigen 
Massregeln vorzugehen , welche den Fortbestand der 

') Vetgl, Jellinek, Staatenverbindungeii, S. 54. 

*) Bluntschli, in der Revue de droit int., tonie 13, p, 585. 
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türkischen Souveränität zu beeinträchtigen geeignet sind ; 
d. h. mit andern Worten, der Türkei steht das Recht 
zu, bei einer Gefährdung ihrer Souveränität oder einer 
Verletzung der vertragsmässig übernommenen Verbind- 
lichkeiten seitens Oesterreich-Ungarns, auf diplomatischem 
Wege, oder ev. mit Waffenmacht ihre Gerechtsamkeiten 
zu verteidigen. 

§ 34. Auf der anderen Seite kommt der öster- 
reichisch-ungarischen Regierung auf Grund des Berliner 
Vertrages ausser dem Besetzungsrechte auch die Ver- 
waltung der beiden Provinzen zu. Was unter »Ver- 
waltung« im Art. 25 des Berliner Vertrages zu verste- 
hen sei, ist — wie bereits an anderer Stelle ausgeführt 
— aus dem dortigen Zusammenhange nicht ersicht- 
lich. Es musste daher nach dem Wortlaute desselben 
vorläufig unentschieden bleiben, ob nur die engere Ver- 
waltung, oder die gesamte Staatsthätigkeit darunter zu 
begreifen sei. Wir vermögen nun den im Art. 25 ver- 
v^^andten Ausdruck dahin zu präzisieren, dass nach Mass- 
gabe der obwaltenden Umstände der österreichischen 
Regierung die Ausübung aller derjenigen 
Verwaltungs- und Herrschaftsbefugnisse 
zusteht, welche derselben weder durch die türkisch-öster- 
reichische Konvention vom 21. April 1879 vorenthalten 
sind, noch in Folge der fortdauernden Souveränität der 
Türkei über die beiden Provinzen der souveränitätsbe- 
rechtigten Macht, der Hohen Pforte zustehen. 

13* 
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Oesterreich-Ungarfi nimmt demnach in den okkii- 
pierttin Provinzen eine Stellung; ein, welche in recht- 
licher Liezichunf^ der eines Usufruktuurs ähnlich er- 
scheint. Zwar darf es zufolge Art. III der Konvention 
keine finanziellen Vorteile aus denselben ziehen, doch 
steht ihm die unverhältnissmässio; viel wichtif|;ere poli- 
tische Ausnutzung; des ^geschaffenen Zustandes frei, und 
zwar in dem weitesten L'mfano^e. Zu diesem Behufe 
lieo;t die Ausühuno; fast aller Herrschaftsbefugnisse in 
seiner Hand, es hat freie Verfiifjung über die fraglichen 
Provinzen in deren inneren Angelegenheiten — soweit 
dies nicht durch die Konvention anders bestimmt ist. 
Direkte Einwirkungen der Pforte auf die von ihm 
besetzten Gebietsteile ist es zu dulden nicht ver- 
pflichtet. 

Man krmnte die rechtliche Stellung Oesterreich- 
Ungarns in den beiden türkischen Provinzen in gewissen 
Beziehungen vielleicht auch mit derjenigen eines Kon- 
kursverwalters vergleichen : Die Hohe Pforte hatte sieb 
in den Jahren 1876,77 unfähig erwiesen, die Ordnunii 
und Ruhe in Bosnien und der Herzegowina aufreclit zu 
erhalten; alle ihre Bemühungen zur Wiederherstelluni^ 
geordneter Zustande blieben erfolglos, die Kegiertuiii 
konnte ihren Pflichten nicht mehr nachkommen , ihre 
Macht erschien bei der herrschenden Anarchie bankerott. 
Die europaischen Mächte, deren Interessen durch solche 
Zustände gefährdet waren, sahen sich genötigt, zur Auf- 
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rechterhaltung des europäischen Friedens einzugreifen 
und übertrugen daher an Oesterreich-Ungarn das Man- 
dat, in den türkischen Provinzen für die Dauer ruhige 
und friedliche Verhältnisse zu schaffen, die Ordnung 
wiederherzustellen und durch zweckentsprechende Mass- 
regeln eine Rückkehr der früheren Zustände zu verhin- 
dern. Zu diesem Behufe erkannte man Oesterreich- 
Ungarn das Besetzungsrecht und die Verwaltung der 
fraglichen Provinzen zu, und so steht heute Oesterreich- 
Ungarn in Folge dieses Mandates im fast unumschränk- 
ten Besitze der that sächlichen Herrschaft über 
13osnien und die Herzogowina. 

§ 35. Diese thatsächliche Herrschaft hat jedoch, 
wie bereits angedeutet, ihre bestimmten Grenzen, wel- 
che nicht überschritten werden dürfen, wenn Oesterreich- 
Ungarn sich nicht eine Rechtsverletzung zu Schulden 
kommen lassen will. Diese Schranken sind bedingt: 

Erstens durch die Zwecke des europäischen 
Mandates. 

Zweitens durch die Fortdauer der Souveränität 
der Türkei über die okkupierten Provinzen. 

Drittens durch die detaillierten Bestimmungen 
der grundlegenden völkerrechtlichen Verträge. 

I. Die thatsächlichen Machtbefugnisse 
Oesterreich-Ungarns in Bosnien und der 
Herzogowina sind beschränkt durch die 
Zw^ecke des ihm von den Signatarmächten 
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des Berliner Vertrages erteilten Mandates. 
Wenn der österreichisch-ungarischen Regierung, wie 
wir oben ausführten, in den beiden Provinzen die Aus- 
Übung der gesamten Staatsthätigkeit zugesprochen 
wurde, so geschah dies zu dem Zwecke, um in dem 
türkischen Gebietsteile geordnete Verhältnisse herzu- 
stellen und der Wiederkehr solcher Verhältnisse vorzu- 
beugen, wie sie im Jahre 1876 den europäischen Frie- 
den unterminiert hatten. Wäre dies der österreichischen 
Macht nicht gelungen, hätte sie sich dem ihr erteilten 
Mandate nicht gewachsen gezeigt, oder sollte sie etwa 
in Zukunft bei einer ev. Wiederkehr ähnlicher Zustände 
sich ausser Stande erweisen, die erforderlichen Garan- 
tieen für eine dauernde Erhaltung der Ordnung in Bos- 
nien und der Herzogowina zu leisten, so müsste es sich 
gegebenen Falles ohne Zweifel eine Entziehung der 
ihm durch das Mandat übertragenen Befugnisse gefallen 
lassen. Aus eben demselben Grunde kann das Mandat 
iiuch nicht als zeitlich durchaus unbeschränkt, als für 
die Ewigkeit gegeben anerkannt werden. Die thatsäch- 
liche Herrschaft wurde der Pforte nur .aus dem Grunde 
durch den Berliner Kongress entzogen, weil sie die 
nötigen Garantieen nicht zu bieten vermochte, um auf 
die Dauer geordnete Zustände zu schaffen. Sollte sich 
daher die Türkei wieder nach aussen und innen der- 
massen kräftigen, — und es wird behauptet, dass da- 
zu ein guter Grund gelegt sei — dass sie diese Garan- 
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tieen in vollem Umfange bieten könnte, so läge kein 
triftiger Grund mehr vor, ihr den Besitz der beiden ihr 
zugehörigen Provinzen noch länger vorzuenthalten. 
Ob und wann aber dieser Zeitpunkt eintreten mag, das 
lässt sich natürlich heute nicht mit Sicherheit voraus- 
sehen. Denn setzen wir selbst den Fall, dass der tür- 
kische Staat einen so hohen Grad innerer Lebenskraft 
und Festigung erreichte, wae er zu diesem Behufe un- 
erlässlich i^t, so w^ürde er doch jedenfalls schon aus 
politischen Rücksichten nicht eher mit einer solchen 
Forderung an die Signatarmächte des Berliner Vertra- 
<^es — welche in dieser Angelegenheit allein kompetent 
sind — hervortreten dürfen, als w^enn er sich stark ge- 
nug fühlte, einer solchen Forderung auch den nötigen 
Nachdruck verleihen zu können — es müsste sich denn 
in den Wechselfällen des politischen Lebens eine Ge- 
legenheit bieten, w^elche die Geltendmachung ihrer An- 
sprüche durch eine momentane politische Schwäche 
Oesterreich-Ungarns erleichterte. 

Letzteres sind jedoch nur Erwägungen rein poli- 
tischer Natur. Vom rechtlichen Standpunkte aus 
muss man das Mandat als mit einem dies incertus 
gegeben auflassen.') Für diese Annahme spricht cUich 
die bereits des öfteren angezogene offizielle Auslassung 
Andrassy's vor dem Budgetausschusse der österreich- 
ischen Delegation am i. Dezeml)er 1878. An jener 

1) M a r t e n s , Europ. Völkerrecht, I, § 93. 
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Stelle sagt er: »Die Okkupation wird so lange dauern, 
bis die von Europa anerkannten Zwecke derselben er- 
reicht, die Gefahren abgewandt und die Türkei die 
gebrachten Opfer ersetzt und die Gewähr bietet, dass 
der geschaffene Zustand sich unter ihrer Herrschaft nicht 
verschlechtere.« Die Okkupation findet demnach ihr 
Ende, wenn folgende drei Bedingungen erfüllt sind: 

1. Die Gefahren, welche Bosnien und die Herze- 
gowina in Folge der in ihnen herrschenden Anarchie 
dem europäischen Frieden brachten, müssen dauernd abge- 
wandt, die Ruhe und Ordnung völlig wiedergestellt sein. 

2. Die Türkei muss sichere Garantieen dafür bieten 
können, dass der von Oesterreich-Ungam geschaffene 
Zustand sich nicht wieder verschlechtere. 

3. Die Türkei muss die Opfer ersetzen, w^elche die 
österreichisch-ungarische Regierung behufs Pazifikation 
und geordneter Verwaltung der beiden Provinzen ge- 
bracht hat. (Für ausserordentliche Verwendungen anderer 
Natur, welche nicht durch das Mandat geboten w^aren, 
ist die Pforte jedoch nicht haftbar.*) 

Die Auffassung Andrassy's ist in dieser Form völlior 
korrekt. Sie erkennt nicht nur i m p 1 i c i t e an, dass die 
Souveränität, das rechtliche Machtverhältnis der 
Türkei über Bosnien und die Herzogowina ungeändert 
fortbestehe, sondern auch, dass die Aufgabe, welche 
Oesterreich-Ungarn mit dem europäischen Mandate auf 

*) Vergl. jedoch Art. III der Konvention vom 21. April 1879. 
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sich genommen, an und für sich nur temporärer Natur 
sei: »Die Okkupation soll so lange dauern, bis die von 
Europa anerkannten Zwecke erreicht und die Gefahren 
abgewandt sind.« 

Es springt femer in die Augen, dass die Dauer 
der Okkupation keineswegs von dem Belieben der 
österreichisch-ungarischen Regierung abhängt , sondern 
lediglich von dem Zeitpunkte, in welchem die Türkei 
die erforderlichen Garantieen für den ungestörten Bestand 
der ihr ev. zurückzugebenden thatsächlichen Herrschafts- 
ausübung über Bosnien und die Herzogowina leisten 
kann. Wann dieser Zeitpunkt eintreten wird, das ist 
auch nach der Ansicht des mittelbaren Schöpfers der 
in Frage stehenden Rechtsverhältnisse unbestimmt. Es 
darf demnach angenommen werden, dass auch nach 
AndraSxSy's Auifassung das Mandat mit einem dies imrrtus 
an et quarulo gegeben sei. 

§ 36. II. Die thatsächlichen Herrschafts- 
befugnisse Oesterreich-U ngarns in Bosnien 
und der Herzogowina sind ferner beschränkt 
durch den ungeschmälerten Fortbestand der 
Souveränität des Sultans über die beiden 
fraglichen Provinzen. Die Verpflichtungen, wel- 
chen auf Grund dieser Thatsache die österreichisch- 
ungarische Regierung bei Ausübung der ihr übertrage- 
nen Befugnisse nachzukommen hat, haben zwei Seiten, 
eine negative und eine positive. 
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In ersterer Beziehuno; darf die österreichisch-unga- 
rische Regierung; keinerlei .\[assregein treffen, welche 
geeignet waren, der Souveränität der Hohen Pforte 
ül)er die beiden Provinzen ernstlich Abbruch zu thun. 
Hierher sind in erster Linie alle diejenigen Anordnungen 
zu rechnen, welche die Staatsbürgen^ualität der Be- 
wohner von Bosnien und der Herzogowina als türki- 
scher Unterthanen gefährden, oder etwas an dem be- 
stehenden Rechtsverhältnisse der Provinzen seihst zu der 
Türkei ändern könnten. Oie österreichisch-ungarische 
Regierung darf demnach die Bewohner der okkupierten 
(iebietsteile nicht zu solchen Zwecken verwenden, welche 
mit der Unterthaneneigenschaft derselben in Widersjjmch 
stehen, oder sie vernichten würde, so z. B. zum Dienste 
in der Kaiserlichen Armee. Ferner darf und kann sie 
Bosnien und die Herzogowina weder durch Cession etc. 
an einen fremden Staat einem neuen Rechtsverhaltnis.se 
unterwerfen, noch auch dieselben für einen selbständigen 
Staat erklären, welcher etwa durch Personal- oder Real- 
L'ni<m in den Verband der österreichiscli-ungariscben 
Monarchie einträte. Endlich darf und kann Oesterreich- 
Ungarn die beiden türkischen Provinzen nicht aus eige- 
nem Willen und eigener Macht seinem Gel)iete inkor- 
porieren. Der zweite Teil der oben angeführten offi- 
ziellen Erklärung Andrassv's : !^.Si)llte es zur Frage der 
.\[ine.\lon kcnnmen, sn werden die gesetzgel »enden 
Körper mit der Krone darüber entscheiden-, kann dem- 
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nach als korrekt nicht anerkannt werden. Die Kongress- 
beschlüsse sind — wie dies von dem österreichischen 
Minister Haymerle am 15. Januar 1880 von den Dele- 
gationen ausdrücklich hervorgehoben wurde — ein- 
stimmig gefasst worden und können demnach auch nur 
einstimmig geändert und gelöst werden. Oesterreich- 
Ungam kann demnach nicht zu einer einseitigen Ab- 
änderung der Kongressbeschlüsse als befugt erscheinen. 
Eine formelle Inkorporation Bosniens und der 
Herzogowina könnte demnach lediglich auf Grund eines 
übereinstimmenden Beschlusses der Signatarmächte des 
Berliner Vertrages mit Rechtskraft erfolgen. 
Staatsrechtliche Geltung könnte aber auch eine 
derartige neue internationale Abmachung für Oestereich- 
Ungarn nur durch ein von den Legislativen und der Krone 
genehmigtes Gesetz zu erlangen vermögen. Lediglich 
dieser Notw^endigkeit ist nach unserer * Ansicht durch 
§ 5 des Verwaltungsgesetzes vom 15. Oktober 1879 
Rechnung getragen : »Jede Aenderung des bestehenden 
Verhältnisses zur Monarchie bedarf der übereinstimmenden 
Genehmigung der Legislativen der beiden Teile der 
Monarchie.« Der vorliegende Paragraph hat eine äusserst 
vorsichtige Fassung erhalten, welche unmöglich ersehen 
lässt, ob nach Ansicht des Gesetzgebers nur die Be- 
schlussfassung der Legislativen allein zu einer ev. Inkor- 
poration erforderhch sei, um sowohl staatsrechtliche, als 
auch völkerrechtliche Rechtskraft zu erhalten; oder ob 
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ausser dieser Genehmio-ung* der Volksvertretung noch 
eine vorausgehende völkerrechtliche Abmachung von- 
nöten sei. Da jedoch das Vervvaltungsgesetz im All- 
gemeinen nur Angelegenheiten von rein interner, ein- 
seitig staatsrechtlicher Natur behandelt, so scheint ims 
die einfache Logik darauf hinzuweisen, dass nur die 
letztere Auff^issung hier zulässig sei. 

Die positive Verpflichtung, welche der österreich- 
uno;arischen Reoieruno; infolire der Fortdauer der tür- 
kischen Souveränität über die beiden okkupierten Pro- 
vinzen obliegt, gipfelt darin, dass dieselbe die Bewoh- 
ner des türkischen Vilayets auch in jeder Beziehung; 
als türkische Unterthanen behandeln muss. Die Bos- 
nier stehen zwar in einem V^erhältnisse momentaner und 
faktischer Unterordnuno; zu der österreich-uno;arischen 
Verwaltungsbehörde, doch sind sie derselben durchaus 
nicht in allen ihren rechtlichen Beziehungen unterwor- 
fen. Die Absicht der Sigaatarmächte ging bei Bestel- 
lung des europäischen Mandates doch offenbar nur da- 
rauf hin, innerhalb eines 1) e s t i m m t e n Gebiets- 
kreises durch das Eingreifen der österreichischen 
Macht Wandel und Ordnung zu schaffen; sie konnte 
vernünftigerweise nicht darauf abzielen, sämtliche Ange- 
hörige dieser Provinzen, mochten sie sich nun in Bos- 
nien und der Herzoirowina, oder sonst irofendwo in der 
weiten Welt aufhalten , der Gewalt Oesterreich-Un- 
garns zu unterwerfen. Es sollte am Herde des Auf- 
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ruhrs Ruhe und Ordnung wiederhergestellt werden, 
weiter gingen die Absichten der Kongressmächte nicht. 
Der Österreich-ungarischen Regierung steht demnach 
auch nur über diejenigen Bosnier und Herzogowiner 
eine thatsächliche Machtvollkommenheit zu, welche sich 
in dem von ihr okkupierten Gebiete befinden. Weiter- 
gehende Befugnisse, welche auch eine vollkommene 
rechtliche Herrschaft derselben über alle Bos- 
nier und Herzogowiner in sich schlössen, also auch 
über diejenigen, welche sich etwa zur Zeit der Okku- 
pation im Auslande befanden und später dort verblieben 
sind, lassen sich aus den bestehenden völkerrechtlichen 
Bestimmungen nicht ableiten. 

§ 37. Hieraus ergeben sich folgende allgemeine 
Regeln für die staatsrechtliche und völkerrechtliche Be- 
handlung der Bosnier und Herzogowiner: 

1. Die I3ewohner Bosniens und der Herzogowina 
stehen, so lange sie sich in ihren Heimatsprovinzen 
selbst aufhalten, in einem Verhältnisse thatsächlicher 
Unterordnung unter die österreichisch-ungarische Re- 
gierung; sobald sie jedoch ihre Heimatsprovinzen 
verlassen und fremdes Gebiet betreten, sind sie als 
türkische Unterthanen zu behandeln.*) 

2. Will sich ein Bewohner Bosniens oder der 
Herzogowina dauernd in der Türkei niederlassen, so 
ist für ihn kein Wechsel der Staatsangehörigkeit er- 

1) Vergleiche die obigen Ausführungen S. 120 ff. 
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fordert, um dort Hüro;errechte zu erlaniien, da er 
ohnedies schon türkische Unterthaneiiqualität besitzt; 
er untersteht in der Türkei allerorts den betreffenden 
Landes- und Provinzialbehörden. 

3. Will ein Bosnier oder Herzop;owiner in Oester- 
reich-Ungam Rürf>errechte erwerben, so muss er not- 
wendigerweise seine Staatsangehörigkeit wechseln. 

4. Alle türkischen Staatsangehörigen unterstehen 
in Bosnien und der Herzogowina ohne weiteres den 
österreichisch-ungarischen Verwaltungsbehörden, und 
zwar in demselben Masse, wie die Bewohner Bos- 
niens und der Herzogowina selbst. Dieselben brauchen, 
um in einer der beiden Provinzen Bürgerrechte zu 
erwerben, selbstverständlich ihre Staatsangehörigkeit 
nicht zu wechseln. 

III. Die .Schranken, welche der österreichisch- 
ungarischen Verwaltungsthätigkeit durch die detaillierten 
völkerrechtlichen Abmachungen, also vorzüglich durch 
die Bestimmungen der türkisch-österreichischen Kon- 
vention gezogen sind, fallen nicht so schwer in das 
Gewicht, wie die bisher angeführten. Es handelt sich 
hier um Aufrechterhaltung der türkischen Münzhoheit 
(Art. IV) und besonders um die Bestimmung, dass die 
Einkünfte der beiden Provinzen ausschliesslich für deren 
Bedürfnisse verwandt werden sollen {Art. III), wie dies 
bereits an anderer Stelle auisführlicher erörtert wor- 
den ist. 



VE. Hat v=;eit der 

statfg:(vl\inclen.en Besetzung dei* 

beidt^ii Provinzen durch Oestei'- 

reicl I - LTi iirar 1 1 eine Aloditika tioi i 

in der staaf si-echtliclien Stellung 

derselben stattgefunden? 



§ 39- Wir haben im vorhergehenden Abschnitte 
dargelegt, welches nach dem bestehenden Rechte 
die staatsrechtliche Stellung Bosniens und der Herzo- 
wina sei. Gleichzeitig mussten wir aber des öfteren 
Veranlassung nehmen, darauf hinzuweisen, dass die Be- 
stimmungen des bestehenden Rechtes, wie es durch die 
grundlegenden völkerrechtlichen Verträge geschaffen 
wurde, von Oesterreich-Ungam keineswegs eingehalten 
worden sind, sondern dass es vielmehr die ihm gesteck- 
ten Grenzen in einer Reihe von Punkten überschritten 
hat. Es ist allerdings anzuerkennen, dass die öster- 
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reichisch-ungarische Regierung sich gewissenhaft jeg- 
lichen Vergehens enthalten hat, welches als offene In- 
korporation der beiden türkischen Provinzen hätte ge- 
deutet werden können, und ist das Factum, dass Bos- 
nien und die Herzogowina nicht, oder vielmehr noch 
nicht der österreichisch-ungarischen Monarchie einver- 
leibt sei, oft genug bei offiziellen und inoffiziellen Ge- 
legenheiten betont worden. Im übrigen lässt es sich 
aber nicht leugnen, dass die österreichisch-ungarische 
Regierung doch häufig — sei es wissentlich, oder un- 
wissentlich, sei es dem Drange der Notwendigkeit fol- 
gend, oder ohne einen derartigen Entschuldigungsgrund 
— die ihr gewiesenen Schranken überschritten hat. 

Wir wollen an dieser Stelle nur noch einmal kurz 
einige besonders hervortretende Thatsachen berühren: 
Art. IV der Konvention bestimmt, dass die türkische 
Währung auch ferner in Kurs bleiben solle; die öster- 
reichische Regierung verfügte im Gegensatze hierzu die 
ausschliessliche Geltung der österreichischen Währung 
nebst teilweiser Ausserkurssetzung türkischer Metallmün- 
zen. Art. VI derselben Konvention stellte den Ab- 
schluss einer besonderen Vereinbarung in Aussicht; 
durch welche die Behandlung der Angehörigen Bos- 
niens und der Herzogowina im Auslande geregelt wer- 
den sollte. Da eine solche nicht erfolgt ist, so sind 
dieselben nach den allgemeinen völkerrechtlichen Grund- 
sätzen als türkische Unterthanen zu behandeln. Gleich- 

u 
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wohl hat die österreichisch-ungarische Regierung stellen- 
weise die Vertretung derselben für sich in Anspruch 
genommen. 

Wir gehen über die in Ordens- und Passang;e- 
legenheiten getroffenen Bestimmungen hinweg, da deren 
Tragweite eine nur geringe ist. Von schwerwaegendster 
Bedeutung ist hingegen der Erlass eines Wehrgesetzes 
für Bosnien und die Herzogowina. Dasselbe verpflichtet 
alle wehrfähigen Bewohner der beiden türkischen Pro- 
vinzen in die österreichische Armee einzutreten und zwar 
ohne jeglichen Unterschied der Religion Alle 
auf diese Weise emo-ezo ordnen Mannschatten werden auf 
den Namen des Kaisers von Oesterreich vereidigt und 
müssen ihm unbedingte Treue schwören. Der Erlass 
dieses Wehrgesetzes muss jedenfalls als die weitgehendste 
Massnahme angesehen w^erden, welche die österreichisch- 
ungarische Regierung im Gegensatze zu der ihr ange- 
wiesenen Stellung getroffen hat. Das Heerwesen muss 
in jedem Staate einheitlich geordnet sein. Eine Teil- 
ung desselben ist mit seinen Zwecken durchaus unverein- 
bar. Es gipfelt, es hat seinen ersten und letzten Halt in 
der Person und dem Willen des Monarchen; das Heer 
selbst ist unl()slich mit der Person des vSouveräns ver- 
bunden, dem es durch eidliches Treuegelöbnis ver- 
pflichtet ist, so dass eine Loslösung desselben von 
ihm, oder eine mandatarische Uebertragung der dem 
Monarchen zustehenden Befugnisse, welche nicht auf 
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Ueber- und Unterordnung beruht, staatsrechtlich ein Un- 
ding ist*). 

Die Einverleibung der wehrhaften Bewohner Bos- 
niens und der Herzogowina in die Kaiserlich österreichisch- 
ungarische Armee, ihre Vereidigung auf den Namen 
des Kaisers von Oesterreich verwandeln dieselben ohne 
weiteres in österreichische Unterthanen und 
entkleiden sie ihrer türkischen Unterthaneneigenschaft ; 
wir können darum nicht umhin, diese Massregel als eine 
überaus schwere Gefährdung der türkischen Souveräni- 
tät über Bosnien und die Herzogowina zu bezeichnen. 
Sie bildet — wie Martens sich ausdrückt*) — »unzweifel- 
haft eine Vergewaltigung der Gewissen der betreffenden 
Landesbewohner und ihrer unmittelbarsten Treuepflicht 
ihrem legitimen Herrscher, dem Sultan gegenüber.« 
Es mag zwar auf der anderen Seite ein wirkliches Be- 
dürfnis vorgelegen haben, auch auf militärischem Ge- 
biete etwas zur Hebung der okkupierten Provinzen zu 
thun, wie dies in der das Wehrgesetz ankündigenden 
Proklamation ausgesprochen wurde. Doch ist dies kein 
juristischer Gesichtspunkt und auch kein genügender 
Entschuldigungsgrund. Wenn solche Ziele nicht anders, 
als auf einem so anfechtbaren Wege zu erreichen waren, 
so , wäre es vielleicht klüger gewesen, auf deren Er- 
reichung Verzicht zu leisten. 

') Verg;!. Stein, Lehre von dem Heerwesen S. 115. 
•i) Marte ns, Europ. Völkerrecht, Bd. 1, § 93. 



Wir fragen nun, sind diese von der österreichisch- 
ungarischen Regierung usurpierten Rechte geeignet, 
etwas an der geschilderten, rechtlich begründeten 
staatsrechtlichen Stellung Bosniens und der Herzego- 
wina zu ändern ? Ist die Behauptung Linggs richtig, 
dass nach der heutigen, thatsächUchen I-age der Dinge, 
in Folge der fast unumschränkten iMachtausübung der 
österreichisch-ungarischen Regierung in Bosnien und 
der Herzegowina die Souveränität der Türkei über 
jene Gebietsteile erloschen und diejenige »des Kaisers 
von Oesterreich" begründet worden sei? — Wir müssen 
diese Frage verneinen. Mit Ausnahme des Wehrge- 
setzes ist keine der erwähnten Thatsachen geeignet, 
der Souveränität der Türkei über die in Rede stehenden 
Provinzen ernstlichen Abbruch zu thun; und auch die 
Ausübung der Militärhoheit durch Oesterreich-Ungam 
kann unmöglich die gänzHche Vernichtung des be- 
stehenden Souveränitätsverhältnisses zur Folge haben, 
wenngleich sie — wie wir zugeben müssen — eine 
ernste Gefährdung desselben bildet. Es kann demnach 
auch in Anbetracht der heutigen Sachlage in Bosnien 
und der Herzegowina die Souveränität über dieselben 
nur der Türkei zuerkannt werden. 



^ 
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Schluss. 



§ 40. Wir stehen am Ende unserer Ausführungen. 
Welches die staatsrechtliche Stellung Bosniens und der 
Herzegowina sei, ist nach dem Gesagten ausser Frage, 
wenn man sich auf den Standpunkt des Rechts und der 
grundlegenden völkerrechtlichen Verträge stellt. Sie 
bilden nach wie vor der Okkupation einen Bestandteil 
des türkischen Staates, sind aber auf Grund eines euro- 
päischen Mandates von Oesterreich-Ungarn in Besitz 
und Verwaltung genommen. Das Verhältnis Oesterreich- 
Ungarns zu den von ihm okkupierten Provinzen ist 
demnach lediglich völkerrechtlicher, nicht 
staatsrechtlicher Natur. Es können in Folge 
dessen auch nicht durch dasselbe irgend welche staats- 
rechtlichen Beziehungen zwischen Oesterreich und der 
Türkei begründet sein, welche etwa als Suzeränität 
der Türkei in die Erscheinung träten. 

Ebensowenig ist aber auch Bosnien und die Her- 
zegowina durch die Besetzung und Verwaltungsüber- 
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nähme seitens Oesterreich-Un^arns zu einem eigenar- 
tigen , selbständigen .Staatengebilde erhoben worden, 
das zwar von der Türkei losgelost, aber Oesterreich 
noch nicht einverleibt wäre : Bosnien und die Herzogo- 
winu unterstehen noch heute der rechtlichen Herr- 
schaft und i\Iachtv>)llkomnu'ril)eit der Hohen Pforte, 
während der östereichischen Regierung nur die thatsäch- 
liche Herrschaft über dieselben zukommt. 

An diesem rechtlichen Verhältnisse ändert es nichts, 
wenn Üesterreich-Ungarn in mehreren Punkten seine 
Vertrags massigen Befugnisse überschritten hat, und auch 
die politischen Erwägungen, ob, und wie sehr oder 
wenig einsm derartigen Rechtsverhältnisse Lebensiähig- 
kcit zugesprochen werden kann, dürfen für eine juri- 
stische I^räzisierung der durch die internationalen 
Verträge geschaüenen Sachlage nicht massgebend sein. 

Wir wollen uns an dieser Stelle auch nicht mit 
müssigen Vermutungen über den mutmasslichen Gang 
der Dinge t»eschäftigen; unsere Aufgabe liestand ledig- 
lich darin, auf Grund der heutigen Sachlage die besteh- 
enden Kechtsverhältnisse festzustellen. Das letzte Wort 
in der vorliegenden Frage kann und wird allein die 
Zukunft sprechen, welche sich bekannterniassen bei Lös- 
ung solcher Probleme nicht immer nach juristischen 
Gesichtspunkten zu richten pHegt. 

'7a/,-. 



